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Mit Generationengerechtigkeit trifft ein An-
spruch auf Unternehmen, der zwangsläufig zu
abstrakt ist, als dass er in betriebliche Entschei-
dungsroutinen wirkungsvoll berücksichtigt wer-
den könnte. Also stellt sich die Frage: Wie muss
man Generationengerechtigkeit fassen, um sie in
ein "aufgeklärtes Eigeninteresse" der Wirtschaft
zu bringen? Die Antwort lautet: Wenn Unter-
nehmen sich im Sinne der ökonomischen Nach-
haltigkeitsrationalität verhalten, werden sie
auch den zukünftigen Generationen gerecht. Das
Problem ist nämlich ein grundsätzliches: Wie
kann man zwischen Normen und Rationalitä-
ten vermitteln?

Das Unternehmen als ressourcen-
abhängiges System
Die allgemeine Ressourcenperspektive
lenkt den Blick auf die zentrale Bedeu-
tung von Ressourcen - in ihren vielfälti-
gen Erscheinungsformen - für die Le-
bens-, Funktions- und Entwicklungsfä-
higkeit von natürlichen und anthropoge-
nen-gesellschaftlichen Systemen. Dies
gilt sowohl für Gesellschaften als Ganzes
als auch für Institutionen als einzelwirt-
schaftliche Organisationen. Sie hängen
von einem beständigen Zufluss an Res-

(weiter auf Seite 3)
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Unternehmen als Träger des Leitbildes
Generationengerechtigkeit: von der nor-
mativen zur rationalen Perspektive
von Prof. Dr. Georg Müller-Christ

"Nicht die bloße Beschreibung, sondern
die Veränderung der Gesellschaft ist das
Ziel", dieser Satz steht im Flyer der
SRzG. Dies soll aber nicht heißen, dass
die wissenschaftliche Forschung als we-
niger wichtig eingeschätzt wird als die di-
rekte Lobbyarbeit für künftige Genera-
tionen. Im letzten Herbst hat die SRzG
ihre Satzung geändert und wissenschaft-
liche Forschung als zweiten Satzungs-
zweck (neben Volksbildung) aufgenom-
men. Eines der ersten rein wissenschaft-

lichen Projekte der SRzG ist die für Ju-
ni 2005 geplante Fachtagung zur "Insti-
tutionellen Verankerung von Generatio-
nengerechtigkeit".
Wenn Politiker wiedergewählt werden
sollen, müssen sie zunächst die Interes-
sen heutiger Generationen berücksichti-
gen. Dadurch wird ein falscher Anreiz
gesetzt, nämlich für eine Politik der "Ver-
herrlichung der Gegenwart und Ver-
nachlässigung der Zukunft" (Richard
von Weizsäcker). (weiter auf Seite 29)

Wissenschaftliche Fachtagung "Institutio-
nelle Verankerung von Generationenge-
rechtigkeit"
von Jörg Tremmel



"Die soziale Verantwortung von Unter-
nehmen besteht darin, ihren Gewinn zu
mehren!" Diese Ansicht von Milton
Friedman, publiziert 1970, ist heutzuta-
ge angesichts zunehmender globaler
wirtschaftlicher Vernetzung strittiger
denn je. Seit Unternehmen ihre Wert-
schöpfungsketten transnational organi-
sieren, sind sie in der Lage, staatliche An-
sprüche gegen sich zu minimieren. Mit
der Macht wächst aber auch die Verant-
wortung und es stellt sich die Frage, wel-
che gesellschaftlichen Verpflichtungen
Unternehmen übernehmen. In der
Nachhaltigkeitsberichterstattung ist bis-
her der Aspekt der Gerechtigkeit zwi-
schen den verschiedenen Generationen
relativ unberücksichtigt geblieben. Nach-
haltigkeit wird eher intragenerativ als
intergenerativ buchstabiert, wozu auch
die bei Unternehmen beliebte, in der
Wissenschaft umstrittene "Drei-Säulen-
Definition" beiträgt. Die Verknüpfung
von �Generationengerechtigkeit' und
�Unternehmenspolitik' ist daher weitge-
hend neu. Sie wird von der SRzG in ih-
rer neuen Veröffentlichung "Unterneh-
mensleitbild Generationengerechtigkeit -
Theorie und Praxis" vorgenom-
men (S. 25). Einige der Buchbeiträge bil-
den (in stark gekürzter Form) das Gerüst
dieses Heftes, welches um andere inte-
ressante Aufsätze zum Thema ergänzt
worden ist.
Georg Müller-Christ (Universität Bremen)
gibt im ersten Beitrag zu bedenken, dass
ethisch-normative Forderungen häufig
ignoriert werden, wenn sie unvermittelt
auf die in Unternehmen vorherrschende
ökonomische Effizienzrationalität tref-
fen. Er schlägt vor, Unternehmen zu-
nächst als ressourcenabhängige Systeme
zu verstehen. Unternehmen haben nach
Müller-Christ selbst ein Interesse daran,
dass das Verhältnis von Ressourcen-
nachschub zu Ressourcenverbrauch aus-
geglichen ist. Wenn sich Unternehmen
im Sinne dieser �Nachhaltigkeitsrationa-
lität' verhalten, so werden sie auch zu-
künftigen Generationen gerecht.
Jörg Tremmel (Stiftung für die Rechte zukünf-
tiger Generationen) kommt zu dem Ergeb-
nis, dass Generationengerechtigkeit nur
in einer Variante (�temporale Generatio-
nengerechtigkeit') ein sinnvoller An-
spruch ist, der an Unternehmen heran-
getragen werden kann.

Die Verantwortung der Politik für gene-
rationengerechtes Handeln von Unter-
nehmen untersucht Bernd Siebenhüner
(Universität Oldenburg). Unternehmen han-
deln in einem Rahmen, den Konsumie-
rende, Anteilseigner und nicht zuletzt die
Politik abstecken. Siebenhüner be-
schreibt, wie sich das Verhältnis zwi-
schen Staat und Unternehmen seit 1970
verändert hat, geht auf die Herausfor-
derungen des Leitbilds Generationenge-
rechtigkeit und dessen praktische Um-
setzungsaspekte ein.
Volker Teichert (Forschungsstätte der Evange-
lischen Studiengemeinschaft Heidelberg) unter-
sucht einzelne Nachhaltigkeitsberichte.
Nach seiner Analyse lassen sich gegen-
wärtig drei Typologien von Berichten
unterscheiden.
Jan Marek Pfau strengt eine im foucault-
schen Sinne diskursorientierte Dekon-
struktion des Begriffes der Generatio-
nengerechtigkeit an, um anschließend
eine Rekonstruktion im Hinblick auf den
Neuheitswert alternativer Sichtweisen
auf Generationen und Gerechtigkeit
durchzuführen. Auf den Arbeitsdefini-
tionen aufbauend wird ein rekursives Sy-
stem-Modell des Unternehmens entwik-
kelt. Frauke David, Stephan Heblich, Oliver
Falck und Christoph Kneiding stellen die
Frage, ob Generationengerechtigkeit
grundsätzlich Aufgabe von Unterneh-
men sein kann, in den Mittelpunkt ihres
Beitrags. Dazu stellen sie einen Ansatz
vor, in dem die Selbstbindungsfähigkeit
von Akteuren ihre Moralfähigkeit be-
stimmt. Sie identifizieren jedoch auch
Probleme, die bei Prinzipal-Agenten-Be-
ziehungen, unvollständigen Arbeitsver-
trägen sowie der unzureichenden Absi-
cherung von Eigentumsrechten entste-
hen können. Der Beitrag von Marco Wie-
gand (Handelshochschule Leipzig) kon-
zentriert sich darauf, wie an bereits be-
stehende Managementmethoden und
-instrumente angeknüpft werden kann,
um Unternehmen generationengerechter
auszurichten.
Unabhängig von der wissenschaftlichen
Diskussion haben Unternehmen bereits
konkrete Maßnahmen ergriffen, um ihrer
sozialen Verantwortung gerecht zu wer-
den. Deswegen haben wir uns ent-
schlossen einige Best-Practice-Beispiele
in das Heft mit aufzunehmen.

Wir wünschen Ihnen eine spannende
und aufschlussreiche Lektüre.

Jörg Tremmel          Frank Schmilowski
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(�Unternehmen als...� Fortsetzung von Seite 1)
sourcen ab, um sich am Leben zu erhal-
ten, ihre Zwecke zu erfüllen und selbst-
gesetzte Ziele zu erreichen. Da alle offe-
nen Systeme ressourcenabhängige Sys-
teme sind, tauschen sie miteinander Res-
sourcen aus (vgl. Abb. 1).1

Diese vitalen Ressourcenströme werden
immer dann gestört, wenn ein System in
seiner Funktionsfähigkeit so behindert
wird, dass es als Ressourcenquelle oder
ressourcenaufnehmendes System für an-
dere Systeme ausfällt. In dieser Perspek-
tive wird es für Systeme wieder rational,
sich für den Erhalt ihrer Ressourcenquel-
len einzusetzen, indem sie die Eigenge-
setzlichkeiten ihrer Ressourcenquellen
und ressourcenaufnehmenden Systeme
beachten.

Derart rücksichtsvolle Beziehungen fol-
gen der Rationalität der Nachhaltigkeit,
die verlangt, dass das Verhältnis von Res-
sourcennachschub zu Ressourcenver-
brauch immer ausgeglichen sein muss,
wenn Systeme dauerhaft wirtschaften
wollen.2 Diese uralte ökonomische Ra-
tionalität tritt nun neben die vorherr-
schende ökonomische Rationalität der
Effizienz. Wer dauerhaft wirtschaften
möchte, muss nicht nur die vorhandenen
Ressourcen effizient einsetzen, er muss
zugleich dafür sorgen, dass die ver-
brauchten Ressourcen wieder reprodu-
ziert werden.3 Aus dieser ressourcenori-
entierten Perspektive ergibt sich ein
Unternehmensbild, wie es in der Abb. 1
dargestellt ist. Ressourcen werden hierbei
definiert als abstrakte und/oder latente
wirkungsoffene Mittel und abgegrenzt zu
konkreten Mitteln wie Rohstoffe oder
Produktionsfaktoren.
Das herrschende Bild von einem Unter-
nehmen als ein wertschöpfendes System
muss ergänzt werden um das Bild von ei-
nem Unternehmen als ressourcenabhän-
giges System. Der wesentliche Unter-
schied liegt in einem veränderten Um-
weltbild sowie der Möglichkeit, Bezie-
hungen zu den Umwelten nicht allein un-
ter der Effizienzrationalität zu gestalten
(vgl. Abb. 2). Unternehmen müssen so-

mit sowohl am Markt erfolgreich sein als
auch zugleich ihre eigene Ressourcenba-
sis erhalten.

Generationengerechtigkeit und
Nachhaltigkeit: eine Begriffsana-
lyse
Da die Begriffe Generationengerechtig-

keit und Nachhaltigkeit beide emotional
besetzt sind, beinhalten sie ein hohes Po-
tenzial des Missverständnisses. Um diese
Wahrscheinlichkeit zu reduzieren, müs-
sen Emotionen und semantischer Inhalt
der Begriffe mittels einer hermeneuti-
schen Begriffsanalyse auseinander gehal-
ten werden.

Nachhaltigkeit: die rationale Per-
spektive
Die Forschungsheuristik eines Unter-
nehmens als ressourcenabhängiges Sys-
tem, wie sie oben dargelegt wurde als Be-
zugsrahmen für die Argumentation, führt
derart logisch zur Rationalität der Nach-
haltigkeit, dass sie ohne Bezug auf diese
nicht erläutert werden kann. Da die Ein-
führung einer neuen (alten) Rationalität
aber erfahrungsgemäß sehr erklärungs-
und werbebedürftig ist, soll nun noch ein-
mal ausführlicher auf die Herleitung der
Rationalität der Nachhaltigkeit eingegan-
gen werden.

Begriffsinhalt
Es lassen sich zwei Definitionspfade für
den Begriff der Nachhaltigkeit finden.
Zum einen wird Nachhaltigkeit seit der
Definition durch die Brundtland-Kom-
mission als eine normative Metapher für
globale Gerechtigkeit verwendet. "Su-
stainable Development is a development

that meets the needs of the present with-
out compromising the ability of future
generations to meet their own needs." Als
Essenz oder Wesen von Nachhaltigkeit

hingegen wird zum anderen - wie oben
bereits eingeführt - die ökonomische Ra-
tionalität der Substanzerhaltung verstan-
den. Ein Wirtschaftssubjekt, welches
dauerhaft wirtschaften möchte, sollte
nicht nur die vorhandenen Mittel effi-
zient einsetzen, es sollte sich ebenso für
die Erhaltung seiner Mittelbasis einset-
zen.4

Mit der recht abstrakten Formulierung
von Wirtschaften als der Herstellung ei-
nes optimalen Zweck-Mittel-Verhältnis-
ses lässt sich gut der Unterschied zwi-
schen den beiden ökonomischen Ratio-
nalitäten Effizienz und Nachhaltigkeit er-
klären. Mit dem sparsamen Einsatz der
Mittel löst das soziale System die Aufga-
be, seine Zwecke maximal zu erreichen.
Diese ökonomische Vernunft wird Effi-
zienz genannt. Es besteht jedoch folgen-
des Problem: Auch nach noch so sparsa-
mem Einsatz der Mittel werden diese
irgendwann verbraucht sein, wenn sie
nicht reproduziert werden. Die Repro-
duktion der Mittelbasis lässt sich indes
nicht mit der Rationalität der Effizienz
begründen. Alle Kosten für die Repro-
duktion der Mittelbasis verschlechtern
das Output/Input-Verhältnis der Be-
zugsgröße. Um dauerhaft zu wirtschaften
ist es aber vernünftig, seine Mittelbasis zu
erhalten. Diese zweite ökonomische Ra-
tionalität neben der Effizienz ist die der
Nachhaltigkeit. Die Mittelbasis kann nur
erhalten werden, wenn Mittelabfluss und
Mittelnachschub ausgeglichen sind.
Eine mögliche Verknüpfung zwischen
dem normativen und dem rationalen
Verständnis von Nachhaltigkeit leistet der
Ressourcenbegriff. Neu für alle wirtschaf-
tenden Einheiten ist die Situation, dass
nicht nur die ökonomischen Ressourcen
absolut knapp sind, sondern auch die so-
zialen und ökologischen.
Der notwendige Inhalt zur Definition
von Nachhaltigkeit aus der ökonomi-
schen Sicht lautet: Jede wirtschaftende 
Einheit kann dauerhaft nur dann überle-

Abb.1: Das Unternehmen als ressourcenabhängiges System

Quelle: Müller-Christ, G. (2003a) S. 93

Abb. 2: Das Bild des wertschöpfenden und ressourcenab-
hängigen Unternehmens im Vergleich

Quelle: Müller-Christ, G. (2003a), S.94
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ben, wenn sie ihre ökonomische, ökolo-
gische und soziale Ressourcenbasis erhält.
Nachhaltigkeit ist folglich dann gegeben,
wenn also mit der Ressourcenbasis haus-
hälterisch umgegangen wird. Nachhaltig-
keit ist somit nicht eine Umschreibung
für alle wünschenswerten gesellschaft-
lichen Zustände, also eine normative
Festlegung, wie es aus vielen Ar-
gumentationen herausklingt.

Umfang des Begriffs
Die Rationalität der Nachhaltigkeit gilt
für alle wirtschaftenden Einheiten, also
Individuen, Unternehmen, Kommunen,
etc. Nachhaltiges Handeln ist immer
dann notwendig, wenn Ressourcen abso-
lut knapp sind und der Ressourcenpool
sich nicht von alleine wieder füllt. Dies
gilt für alle sozialen, ökologischen und
ökonomischen Ressourcenarten, egal ob
materiell oder immateriell. Die wesentli-
che Tätigkeit eines nachhaltigen Han-
delns ist folglich die Investition in die Re-
produktion der einzelnen Ressourcen-
arten. Voraussetzung für eine funktio-
nierende Reproduktion ist, dass die Ei-
gengesetzlichkeiten der Ressourcenquel-
len bekannt sind.

Abgrenzung zu benachbarten Be-
griffen
Es gibt einige benachbarte Begriffe, die
im Kontext der Nachhaltigkeitsdiskus-
sion verwendet werden.
(1)Sowohl in Wissenschaft als auch All-

tagswelt wird der Begriff der Nach-
haltigkeit synonym für Dauerhaftigkeit 
oder Langfristigkeit verwendet. Pro-
blematisch ist, dass die inhaltliche 
Reichweite des Nachhaltigkeitsbe-
griffs bei weitem nicht ausgeschöpft 
wird.

(2)Umweltschutz bedeutet, in Produktion 
und Konsum Emissionen zu reduzie-
ren, Risiken zu vermeiden sowie Roh-
stoffe und Energie zu sparen.

(3)Zukunftsfähigkeit wird auch häufig als 
Synonym für Nachhaltigkeit einge-
setzt. Zukunftsfähigkeit lässt sich auf
der einen Seite einfach als Synonym 
für Dauerhaf-tigkeit verstehen. Auf
der anderen Seite kann zukunftsfähig 
auch bedeuten, dass eine Lösung von 
heute nicht auf Kosten der Lösungs-
möglichkeiten von morgen geht.

(4)Globalisierung ist sicherlich mit den 
meisten Emotionen besetzt, die dann 
auch auf den Begriff der Nachhaltig-
keit projiziert werden. Aus der Res-
sourcenperspektive bedeutet Globali-
sierung, dass Unternehmen sich neue 

ökologische, soziale und ökonomi-
sche Ressourcen erschließen, die sie 
effizient ihre Zwecke erreichen lassen.

(5)Da es im Weiteren um Generationen-
gerechtigkeit geht, soll sie hier nur 
vollständigkeitshalber erwähnt wer-
den. Die Abgrenzung erfolgt weiter 
unten.

Einbindung in einen Wertehorizont
Jede Rationalität muss ihre Wirkung in
einem Wertekontext entfalten, der im-
mer mitgedacht wird. So wird die öko-
nomische Rationalität der Effizienz stets
im Wertekontext von Wohlstand und
Wirtschaftswachstum gedacht.5 Nachhal-
tigkeit wird in demselben Wertekontext
gedacht, da es um menschenwürdige
Entfaltungsmöglichkeiten der nachfol-
genden Generationen geht. Dieser Wer-
tekontext wird seit der Einführung des
Nachhaltigkeitsbegriffs als Generatio-
nengerechtigkeit umschrieben. Werden
hingegen sowohl Nachhaltigkeit als auch
Generationengerechtigkeit als ethisch be-
gründete Normen aufgefasst, geht es
letztlich darum, welche Norm stringen-
ter und überzeugender begründet werden
kann.6

Generationengerechtigkeit - die
normative Perspektive 
Die Stiftung für die Rechte zukünftiger
Generationen hat sich in ihrem Hand-
buch Generationengerechtigkeit intensiv
mit dem Begriff auseinander gesetzt.7 Die
von den Generationen des 20. Jahrhun-
derts ausgelösten Langzeitwirkungen
werden als ethisch bedenklich bewertet,
weil sie zu nicht wünschenswerten Le-
bensbedingungen heute in der 3. Welt
und morgen auf der ganzen Welt führen
können.

Begriffsinhalt
Für den notwendigen Teil wird auf die
Definition von Tremmel zurückgegriffen:
"Generationengerechtigkeit ist erreicht,
wenn die Chancen zukünftiger Genera-
tionen auf Befriedigung ihrer eigenen Be-
dürfnisse mindestens so groß sind wie die
der heutigen Generation."8 Nun wird
Nachhaltigkeit, wie bereits oben gezeigt
wurde, als gesellschaftliches Leitbild (vgl.
Brundtlandkomission Definition) ganz
ähnlich definiert. Beide Definitionen ha-
ben als zentrales Anliegen die Befriedi-
gung von Bedürfnissen, also ein wirt-
schaftliches Anliegen. Bedürfnisse
können nur dauerhaft befriedigt werden,
wenn die hierfür notwendigen Mittel
oder Ressourcen vorhanden sind. Gene-
rationengerechtigkeit wäre dann erreicht,

wenn alle Generationen die ökonomi-
sche, ökologische und soziale Ressour-
cenbasis erhalten, aus der alle weiteren
Generationen ihre Bedürfnisse nach eige-
ner Wahl befriedigen können. Generatio-
nengerechtigkeit ist somit dann er-
reicht, wenn alle wirtschaftenden Ein-
heiten sich nachhaltig verhalten.

Umfang des Begriffs
Die ethische Brisanz liegt in der Unter-
scheidung von Verteilungsgerechtigkeit
und Bedarfsgerechtigkeit. Angesichts ab-
solut knapper ökologischer, ökonomi-
scher und sozialer Ressourcen scheidet
die Verteilungsgerechtigkeit zunehmend
als Lösungsprämisse aus. Die Bedarfsge-
rechtigkeit hingegen hat einen erheb-
lichen Haken: Wenn jeder das bekommt,
was er braucht, dann stellt sich die Frage:
Wie viel braucht der Mensch in Abhän-
gigkeit seines sozialen Status, seiner geo-
graphischen Herkunft, seiner persön-
lichen Situation? Wie viel brauchen zu-
künftige Generationen? Der Umfang des
Begriffs Generationengerechtigkeit aus
normativer Perspektive ist folglich nur
sehr aufwändig zu beantworten.9

Abgrenzung zu benachbarten Be-
griffen
Generationengerechtigkeit wird gerne
auch mit Zukunftsverantwortung gleich-
gesetzt. Im Vergleich der Begriffe scheint
Generationengerechtigkeit jedoch kon-
kreter, denn er benennt deutlich das Ob-
jekt (Generationen) und die Prämisse
(Gerechtigkeit).

Einbindung in einen Wertehorizont
Generationengerechtigkeit als eigenstän-
diger Wert steht in enger Verbindung zu
dem gesamten Wertehorizont, der ein
Leben aller Menschen unter würdevollen
Bedingungen umschreibt. Es geht um die
volle Entfaltung der geistigen und seeli-
schen Potenziale der Menschen, was eine 
ausreichende materielle und immateriel-
le Ressourcenbasis voraussetzt.

(weiter auf Seite 5)

Fürchte dich nicht vor dem langsa-
men Vorwärtsgehen, fürchte dich
vor dem Stehenbleiben.

Chinesisches Sprichwort



51/2005

(�Unternehmen als...� Fortsetzung von Seite 4)

Fazit 
Aus der ressourcenorientierten Perspek-
tive einer wirtschaftenden Einheit be-
deutet die ökonomische Rationalität der
Nachhaltigkeit, dass die ökologische,
ökonomische und soziale Ressourcenba-
sis erhalten bleiben muss, wenn dauer-
haft Bedürfnisse befriedigt werden sol-
len. In Anlehnung an Adam Smith10 wird
hier davon ausgegangen, dass eine Ver-
besserung der Nachhaltigkeit der einzel-
nen wirtschaftenden Einheiten auch die
Gesamtnachhaltigkeit steigert. Eine sol-
che Gesamtnachhaltigkeit wäre dann die
Ursache für mehr Generationengerech-
tigkeit.
Auf die Frage: Können Unternehmen
die Träger des Leitbildes Generationen-
gerechtigkeit sein? Lautet die Antwort
folglich: Träger eines nicht-ökonomi-
schen Leitbildes können Unternehmen
sowieso nicht sein. Sie können aber im
Falle der Generationengerechtigkeit im
Sinne eines wohlverstandenen Eigenin-
teresses an einer betrieblichen Nachhal-
tigkeit einen Beitrag zu mehr Generatio-
nengerechtigkeit leisten.

Quellen:
1 Vgl. zu diesem Kapitel: Müller-Christ, G. (2001) und 

(2003a).
2 Vgl. zu der ausführlichen Herleitung dieses Nachhal-

tigkeitsverständnisses, welches aus der Logik des 
Haushaltens abgeleitet wurde Müller-Christ, G. 
(2001) S. 332ff.

3 Der in Wirtschaftspraxis gängige Versuch, Nachhal-
tigkeit durch eine Steigerung der Effizienz zu errei-
chen, entpuppt sich in diesem Verständnis als wir-
kungslos, weil die Ressourcenbasis nicht erhalten wird.
Vgl. zu den theoretischen Überlegungen Müller-
Christ, G. (2003b).

4 Ausführlich in Müller-Christ, G. (2001).
5 Vgl. Kardinal Höffner, J. (1985), S. 22.
6 In diesem Sinne verstehe ich die Argumentation von 

Tremmel, J. (2003).
7 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 

(2003).
8 Tremmel, J. (2003) S. 34.
9 Vgl. hierzu die Beiträge im Handbuch Generatio-

nengerechtigkeit.
10 Vgl. Smith, A. (2001)
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Generationengerechtigkeit als Leitbild für Unternehmen
von Jörg Tremmel
Während Corporate Social Responsibility, Cor-
porate Governance oder Corporate Sustainability
bereits in aller Munde sind, ist die Verknüpfung
von �Generationengerechtigkeit' und �Unterneh-
menspolitik' neu. Aus der allgemeinen Defini-
tion für Generationengerechtigkeit lässt sich
jedoch auch eine für Unternehmen gültige Maxi-
me entwickeln. Würden sich Unternehmen an sie
halten, so wäre unsere Arbeitswelt eine radikal
andere als heute.
Trendforscher prognostizieren, dass �Ge-
nerationengerechtigkeit' in den nächsten
Jahren das Schlüsselwort unserer Gesell-
schaft wird.1 Dass ein neues gesellschaftli-
ches Leitbild auch den Unternehmens-
sektor tangiert, ist unbestreitbar, wenn
man sich vor Augen hält, dass von den
100 größten Etats der Welt nur noch 34
Staatshaushalte sind, die restlichen 66
Plätze werden bereits von milliardenstar-
ken transnationalen Konzernen einge-
nommen.2 Nur sieben Regierungsbudgets
sind noch größer als die Etats der reich-
sten drei Multis (Exxon-Mobil, General
Motors und Ford). Mit Macht geht auch

die Anforderung einher, Verantwortung
wahrzunehmen. Dies wird auch von
kaum einem Unternehmen mehr ernst-
haft bestritten. Während Corporate Social

Responsibility, Corporate Governance oder
Corporate Sustainability bereits in aller
Munde sind, ist allerdings die Verknüp-
fung von �Generationengerechtigkeit' und
�Unternehmenspolitik' neu. Wie also lässt
sich der Begriff �Generationengerechtig-
keit' definieren3 - und wie lässt er sich in

Bezug setzen zu unternehmerischem
Handeln? 
Entsprechend der Definition des Hand-
buchs Generationengerechtigkeit ist (tempora-

le) Generationengerechtigkeit erreicht,
wenn die Chancen nachrückender Gene-
rationen auf Befriedigung ihrer eigenen
Bedürfnisse mindestens so groß sind wie
die der ihnen vorangegangenen Genera-
tionen.4

(weiter auf Seite 6)



(�Generationengerechtigkeit...� Fortsetzung von
Seite 5)
Diese Definition ist in der Ethik
anschlussfähig. Schon Locke forderte,
mindestens soviel zu hinterlassen, wie
auch frühere Generation besaßen und wie
in alle Zukunft weiterbestehen kann.5

Diese Definition bietet aber auch An-
knüpfungspunkte für die ökonomische
Tradition, insbesondere an das Non-
Declining-Welfare-Kriterium. Generatio-
nengerechtigkeit stellt sich demnach ein,
wenn ein einmal erreichtes Wohlfahrts-
niveau in der Zukunft nicht mehr unter-
schritten wird.6
Generationengerechtigkeit ist stark auf
den regionalen Kontext bezogen. So kann
es durch die Globalisierung, verkürzt ge-
sagt, zu einer Situation kommen, in wel-
cher der Lebensstandard für nachrücken-
de Generationen in Deutschland sinkt, der
für nachrückende Generationen z.B. in
den osteuropäischen Ländern aber dafür an-
steigt. Eine solche Entwicklung könnte
sich aus den sehr unterschiedlichen 
Ausgangsniveaus in der EU nach der
Osterweiterung ergeben, wenn sich die
Sozialstandards der neuen EU-Mitglieds-
staaten und der Altstaaten in der Mitte
angleichen. In diesem Artikel wird Gene-
rationengerechtigkeit im regionalen Kon-
text von Deutschland betrachtet.
Auch wenn letztlich die Gesamt-Le-
benssituation nachrückender Generatio-
nen entscheidend ist, so bringt es einen
Erkenntnisgewinn, die obige Definition
auf unterschiedliche Politikfelder her-
unterzubrechen. Dann bedeutet Ren-
ten-Generationengerechtigkeit, dass die
Rendite nachrückender Generationen
nach Möglichkeit besser sein sollte als bei
früheren Generationen und ökologische
Generationengerechtigkeit bedeutet, dass
das Naturkapital nach Möglichkeit wie-
der erhöht, jedenfalls aber nicht weiter
vermindert werden sollte.

Unternehmen als Träger von Gene-
rationengerechtigkeit
Was aber könnte eine "generationenge-
rechte Unternehmenspolitik" sein?
Grundsätzlich zu unterscheiden ist zu-
nächst zwischen Unternehmenspolitik
nach innen und Unternehmenspolitik
nach außen: (s. Abb. 1)

Unternehmenspolitik nach innen
Wendet man die Definition der tempo-
ralen Generationengerechtigkeit auf die
Politik der Unternehmensleitung gegen-
über den eigenen Mitarbeitern an, so er-
gibt sich folgendes ethische Postulat:

Jüngere Mitarbeiter in Unternehmen
sollten mindestens ebenso gut gestellt
sein wie ältere Mitarbeiter. Eine
Schlechterstellung, die allein auf dem
Kriterium Alter beruht, darf es nicht
geben.

Von dieser Maxime sind wir weit ent-
fernt. Jüngere müssen für das gleiche
Geld länger arbeiten als Ältere oder be-
kommen für die gleiche Arbeit weniger
Geld. Zudem sind sie schlechter sozial
abgesichert und schlechter vor Kündi-
gungen geschützt als Ältere. Besonders
deutlich wird die Zwei-Klassen-Gesell-
schaft bei den Betriebsrenten: Hier ha-
ben ältere Arbeitnehmer in West-
deutschland z.T. üppige Ansprüche -
Jüngere und Ostdeutsche gehen hinge-
gen oft leer aus. Die Diskriminierung
wird meist nicht explizit am Alter fest-
gemacht, sondern am Kriterium des
Zeitpunkts der Einstellung. Dies trifft
aber naturgemäß die nachrückende Ge-
neration, die den erstmaligen Einstieg ins
Berufsleben noch vor sich hat, stärker als
die Älteren. Die fetten Jahre sind vorbei
-aber scheinbar vor allem für die Jünge-
ren.
Eine generationengerechte Unterneh-
menspolitik gegenüber den eigenen Mit-
arbeitern schafft jede Form des Seniori-
tätsprinzips ab. Eine bessere Bezahlung
von älteren Unternehmensmitarbeitern
im Vergleich zu ihren jüngeren Kollegen
ließe sich nur dann sachlich rechtfertigen,
wenn diese auch eine höhere Leistung er-
brächten. Wie die Arbeitsproduktivität
sich in Abhängigkeit vom Alter entwick-
elt, ist umstritten. Vertrauenswürdige
Studien zeigen aber einen glockenförmi-
gen Verlauf der altersspezifischen Pro-

duktivität, die bei den Büroangestellten
ein Maximum bei 44 Jahren erreicht und
danach scharf abfällt. Die Arbeitspro-
duktivität der Büroangestellten ist im Al-
ter von 60 Jahren auf ca. 60 Prozent des
Maximalniveaus abgesunken, die Bezah-
lung ist aber noch deutlich höher als bei
als bei einem Fünfunddreißigjährigen.
Die Gewerkschaften, selbst von der äl-
teren Generation dominiert, sehen hier
verständlicherweise wenig Verände-
rungsbedarf.

Wir müssen uns an Hierarchien mit Ge-
nerationenumkehrungen gewöhnen.
Denn nur dann finden auch die Über-
fünfzigjährigen noch einen neuen Job.
Nur noch 38 Prozent in dieser Alters-
gruppe sind in Deutschland erwerbstätig,
während es in der Schweiz 65 Prozent
sind. Wer stellt schon bei gleicher Lei-
stung einen 50-jährigen ein, wenn der 30-
jährige wesentlich billiger ist?
Auch die Lockerung des Kündigungs-
schutzes bei Älteren kommt diesen selbst
zu Gute. Denn dann sind die arbeitswil-
ligen fitten Senioren von morgen wahr-
haft gleichberechtigt und haben bei Be-
werbungen auf Neueinstellungen die
gleichen Chancen wie die Jungen.

Unternehmenspolitik nach außen
Eine generationengerechte Unterneh-
menspolitik umfasst weitere Aspekte, die
hier allerdings nur kurz angerissen wer-
den können. Auch die beiden Aktivitäts-
felder Umweltfreundlichkeit der Produktion 

(weiter auf Seite 7)
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Abb.1

Quelle: eigene Darstellung

Abb.2

Quelle: Kotlikoff, L./Wise, D. (1989): Employee Reti-
rement and a Firm´s Pension Plan. In: Wise, D.: The Eco-
nomics of Ageing. Chicago. S. 279-334

Wenn man einen falschen Weg ein-
schlägt, verirrt man sich um so
mehr, je schneller man geht.

Denis Diderot



71/2005

1 Politische Karriere eines Begriffs
Nachhaltigkeitsberichte sind ein junges,
neuartiges Produkt. Erst seit knapp fünf
bis zehn Jahren veröffentlichen vor allem
Unternehmen der chemischen Industrie,
Versandhäuser und Automobilunterneh-
men solche Berichte. Bislang gibt es kei-
ne standardisierten Vorgaben - wie etwa
bei der Umwelterklärung nach der euro-
päischen Verordnung zur Einführung ei-
nes Umweltmanagements (EMAS) -, so-
dass die Inhalte der Berichte sehr stark
variieren und den Begriff der Nachhal-
tigkeit oftmals unterschiedlich ausgestal-
ten. Nachhaltigkeit wird von jedem
Unternehmen anders buchstabiert. Zwar
umfassen alle Berichte die drei Dimensio-
nen - Ökologie, Ökonomie, Soziales -, die
Gewichtung ist jedoch höchst unter-
schiedlich. Eine Vergleichbarkeit der
Nachhaltigkeitsberichte ist daher nicht
möglich.
Gegenwärtig lassen sich grob drei Formen
von Nachhaltigkeitsberichten unterschei-
den:

1. Manche der Berichte versuchen eine 
Zusammenfassung von Umwelt-, Wirt-
schafts- und Sozialbericht (Otto,
Stadtwerke Düsseldorf, Stadtwerke 
Hannover, memo). Bei diesen Unter-
nehmen, die häufig nach der DIN EN 
ISO 14001 zertifiziert worden sind, er-
setzt der Nachhaltigkeitsbericht die 
Kommunikation mit der Öffentlich-
keit, der ja - im Gegensatz zur Um-
welterklärung nach EMAS - bei der 

ISO 14001 nicht zwingend vorge-
schrieben ist.

2. Andere Unternehmen greifen sich ein-
zelne Aspekte von Nachhaltigkeit her-
aus und akzentuieren sie in ihrem Be-
richt (Bayer, BMW, Henkel, Opel) 
höchst unterschiedlich.

3. Wieder andere integrieren in ihren 
Nachhaltigkeitsbericht ihre Umwelter-
klärung nach EMAS (Neckermann,
Hipp, Heidelberger Versorgungs- und 
Verkehrsbetriebe, Weleda) und fügen 
dieser ergänzende Informationen zu 
Wirtschaft und Sozialem bei.

Da an dieser Stelle nicht alle Nachhaltig-
keitsberichte ausführlich vorgestellt wer-
den können, habe ich mich entschlossen,
drei Berichte beispielhaft herauszugrei-
fen, die jeweils synonym für die drei For-
men stehen.

2 Zusammenfassung von Umwelt-
, Sozial- und Wirtschaftsberichten:
Otto Versand GmbH & Co. KG
Der Otto Versand hat mittlerweile bereits
den zweiten Nachhaltigkeitsbericht vor-
gelegt. Der erste erschien 2000 unter dem
Titel "Nachhaltigkeit bei Otto". In sei-
nem Geleitwort schreibt der Direktor für
Umwelt- und Gesellschaftspolitik, Dr. Jo-
hannes Merck: "Aber ökologisch und
ökonomisch verantwortungsbewusstes
Handeln kann kein Selbstzweck sein, son-
dern muss dem Menschen dienen. Hier-
aus ergibt sich die soziale Verantwortung
des Unternehmens. Dies gilt im Otto Ver-

sand nicht nur gegenüber den eigenen
Mitarbeitern, Dies gilt auch dort, wo für
uns und unsere Kunden produziert wird,
sei es in Deutschland, Europa oder
Asien" (Report 2000, S. 5). Der Umsatz
von Otto lag 2002 bei 16,1 Mrd. €, be-
schäftigt waren weltweit circa 54.100
Mitarbeiter. Die Hälfte aller Mitarbeiter
arbeitete in Deutschland. Pro Saison bie-
tet das Unternehmen weit über hundert-
tausend Artikel an.
Der Nachhaltigkeitsreport 2000 unterteilt
sich in neun unterschiedliche Kapitel. Sie
widmen sich

1. der weltweiten Präsenz von Otto.
2. der Haut- und Schadstoffverträglich-

keit der Textilien, die von Otto ange-
boten werden. Dabei wird geprüft, ob 
die Grenzwerte für Formaldehyd,
Schwermetalle wie Blei, Cadmium, Ar-
sen, Queck-silber, Chrom, Kobalt,
Kupfer, Nickel und etwa 20 Pestizide 
eingehalten werden.

3. dem Fair Play gegenüber den Arbeit-
nehmern in den Schwellenländern. Da 
sich Otto dieser Aufgabe verpflichtet 
fühlt, haben sie eigene Auditoren aus-
gebildet, die auf ihren Reisen durch 
Indien, Thailand, Südkorea, Vietnam,
Indonesien, China, die Türkei und auf
den Philippinen die Einhaltung der So-
zialstandards überwachen.

4. dem Vorstandsvorsitzenden Dr. Mi-
chael Otto, der sich in einem Interview 
den Fragen seiner Auszubildenden 
stellt. (weiter auf Seite 8)

Nachhaltigkeitsberichte von Unternehmen in Deutschland - 
Versuch einer Klassifizierung
von Dr. Volker Teichert, Forschungsstätte der Ev. Studiengemeinschaft

(�Generationengerechtigkeit...� Fortsetzung von
Seite 6)
und Ausbildungsplätze haben einen klaren
Zeitbezug, der mehrere hintereinander-
folgende, heute lebende Generationen
umfasst.
1.) Ausbildungsplätze für die junge Ge-

neration: Mehr als in jeder anderen 
Lebensphase ist es für einen Men-
schen nach dem Schulabschluss not-
wendig, den Schritt hinein ins Er-
werbsleben zu  schaffen.

2.) Ökologische Unternehmensführung:
Die Entscheidungen von Managern 
und Unternehmern bestimmen maß-
geblich mit, welches Naturkapital 
nachrückende Generationen noch 
nutzen bzw. genießen können. Hier 
gibt es fließende Übergänge zur 

intertemporalen Generationenge-
rechtigkeit.

Unternehmen haben, solange sie einen
angemessenen Gewinn erzielen, Frei-
heitsgrade zum ethischen Handeln.
Sie sollten sich zum neuen Leitbild Cor-
porate Generational Responsibility bekennen.

Quellen:
1 Z.B. Opaschewski, Horst (2000): "Bindung auf

Dauer ist nicht mehr im Trend. In: General-Anzei-
ger vom 4.1.2000. S. 6

2 Gray, Charles (1999): Corporate Goliaths. Sizing up
Corporations and Governments. In: Multinational 
Monitor. June 1999 (Vol. 20), No.6. http://multi-
nationalmonitor.org/mm1999/99june/economics.html

3 Die folgenden Ausführungen stellen eine gekürzte, in 
einigen Punkten aber auch erweiterte Fassung meines 
Artikels im Handbuch Generationengerechtigkeit 
dar.

4 Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 
(2003: Handbuch Generationengerechtigkeit, S.35

5 John Locke schrieb in Two Treaties of Government: 
"�at least as much and as good" sollte für kommen-
de Generationen aufbewahrt werden.

6 Bayer, Stefan (2004): Nachhaltigkeitskonforme Dis-
kontierung. Das Konzept des "Generation Adjusted 
Discounting". In: Vierteljahreshefte für Wirtschafts-
forschung 73. S. 142-157, hier : S. 144

Dr. rer. pol. cand. Jörg Tremmel,
Diplomkaufmann und -politologe,
ist wissenschaftlicher Leiter der
Stiftung für die Rechte zukünftiger
Generationen (SRzG). 
Kontakt: 
SRzG, Postfach 5115, 61422 Oberursel, 
Telefon: 06171-982367, Fax 06171-952566,
Web: www.srzg.de, E-mail: tremmel@srzg.de



8 1/2005

(�Nachhaltigkeitsberichte...� Fortsetzung von Seite 7)

5. dem Einsatz von energiesparender 
weißer Ware, die nicht nur die Umwelt,
sondern auch den Geldbeutel der Käu-
fer schont.

6. dem FSC-Siegel1, mit dem die umwelt-
verträgliche Herkunft des verarbeite-
ten Holzes für die Produktion von 
Tisch, Bett, Stuhl, Schrank etc. garan-
tiert werden kann.

7. der Distribution entlang des Produkt-
lebenszyklus, also vom Transport des 
Rohstoffes bis hin zum Kunden.

8. der Gesundheitspolitik von Otto.
9. der Stellungnahme einzelner Stake-

holder.

Ergänzt wird der Report durch "Daten
und Fakten" zur Nachhaltigkeit beim Ot-
to Versand, Standort Hamburg-Bramfeld.
Insgesamt merkt man dem Nachhaltig-
keitsreport 2000 noch an, dass zu diesem
Zeitpunkt nur wenig Vergleichbares vor-
lag. Es ist letztlich ein mit vielen schönen
Bildern zusammengestellter Versuch,
Nachhaltigkeit in ihrer Vielgestaltigkeit 
darzustellen. Es fehlt aber eine klare
Struktur innerhalb des Berichtes, vieles
wirkt unsystematisch und man hat zu-
nächst Probleme, den Zusammenhang
zur Nachhaltigkeit jedes Mal zu erken-
nen.
Der zweite Nachhaltigkeitsbericht 2003
mit dem Titel "Bewusstsein(s)formen"
wirkt dagegen schon wesentlich profes-
sioneller. Er ist in vier Themenblöcke
untergliedert, nämlich Ökonomie, Öko-
logie, Soziales sowie Mitarbeiter und
Gesellschaft. Ähnlich wie der Nachhal-
tigkeitsreport 2000 enthält auch dieser
Bericht Hinweise zu energiesparenden
Haushaltsgeräten, zur umweltfreund-
lichen Mode, zur Verwendung von Holz
mit dem FSC-Siegel für die Möbelpro-
duktion und zur Einhaltung weltweiter
sozialer Standards. Im Unterschied zum
ersten Nachhaltigkeitsbericht finden sich
diesmal zusätzlich Ausführungen zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zur
Kapitalbeteiligung von Mitarbeitern und
zum Gesundheitsmanagement.
Beigefügt sind diesem Bericht wiederum
die "Daten (&) Fakten". Im Abschnitt
"Ökonomie" enthält er Angaben zum Ge-
schäftsverlauf und zur internationalen
Präsenz. Weiter befinden sich im Ab-
schnitt "Ökologie" Angaben zum Um-
weltmanagement, das bei der Otto Ver-
sand GmbH & Co. KG erstmals im April
1997 nach DIN EN ISO 14001 zertifi-
ziert wurde. Mittlerweile sind alle deut-
schen Standorte in das Umweltmanage-

ment einbezogen. Innerhalb des Otto
Konzerns verfügen außerdem der BAUR
Versand, der Hermes Versand Service
und Sport Scheck über ein eigenes zerti-
fiziertes Umweltmanagementsystem. Un-
klar bleibt allerdings, warum bislang
nicht weitere Standorte - etwa in Europa,
den USA oder in Japan, Südkorea, der
Volksrepublik China und Taiwan - einer
Umweltprüfung nach ISO 14001 unter-
zogen wurden.
Im Abschnitt "Soziales" berichtet Otto
über seine sozialen Aktivitäten. Das
Unternehmen hat sich verpflichtet, bei
seinen Handelsbeziehungen die jeweils
nationalen Arbeits-, Sozial- und Umwelt-
Standards einzuhalten ("Code of Con-
duct"). Als Grundlage dienen so genann-
te Sozialaudits der Außenhandelsvereini-
gung des Deutschen Einzelhandels e.V.
(AVE). Die Regelungen von AVE sehen
die Beachtung von Höchstarbeitszeiten,
das Recht auf Vereinigungsfreiheit und
Kollektivverhandlungen vor. Kinderar-
beit, Diskriminierung, Zwangsarbeit und
körperliche Bestrafung sind verboten.
Ebenso werden der umweltbewusste
Umgang mit Abfällen, Chemikalien und
Abwässern bewertet. Die Beurteilung
der einzelnen Unternehmen erfolgt nach
den Kriterien "good" (gut), "improve-
ments needed" (verbesserungsbedürftig)
und "critical" (kritisch). Ab August 2003
werden diese Audits durchgeführt. Das
AVE-Sektorenmodell orientiert sich am
internationalen, unabhängigen Zertifi-
zierungssystem "Social Accountability
8000 (SA 8000)".
Der Abschnitt "Mitarbeiter" dient dem Le-
ser dazu, Informationen über die Perso-
nalstruktur beim Otto Konzern, der Ot-
to Handelsgruppe (inklusive der Joint
Ventures) und der Otto GmbH & Co.
KG zu erhalten.
Sehr interessant sind die Zielsetzungen
zu einem nachhaltigen Gesundheitsma-
nagement. Initiativen, die in den kom-
menden drei bis fünf Jahren verwirklicht
werden sollen, sind die Erstellung eines
Gesundheitsberichtes, die Einführung
von Gesundheitszirkeln, Evaluation der
betrieblichen Sozialberatung usw. Abge-
rundet werden die "Daten (&) Fakten"
durch die Auflistung der Indikatoren
nach der Global Reporting Initiative
(GRI), die sich allerdings in verschiede-
nen Dokumenten wiederfinden (etwa
dem Geschäftsbericht, Nachhaltigkeits-
bericht 2003 und den Daten (&) Fakten).
Damit erfüllt Otto als weltweit erstes
Handelsunternehmen die Kriterien der
Global Reporting Initiative. Geprüft
wurden die quantitativen Informationen

durch die Pricewaterhouse Coopers,
Deutsche Revision AG.

3 Akzentuierung einzelner Aspek-
te von Nachhaltigkeit: Bayer AG
Die Bayer AG hat 2001 ihren ersten Re-
port "Sustainable Development" vorge-
legt. Das Unternehmen ist ein diversifi-
ziertes Unternehmen der pharmazeu-
tisch-chemischen Industrie mit weltweit
rund 120.000 Mitarbeitern und einem
Umsatz von 31 Mrd. €. Der Report
untergliedert sich in einen Text- und ei-
nen Datenteil. In den Texten geht es um
Fragen zur gesellschaftlichen Verant-
wortung, Produktverantwortung, Pro-
duktionsverantwortung und Verantwor-
tung für die Umwelt.
Die gesellschaftliche Verantwortung manife-
stiert sich in den neun Prinzipien des glo-
balen Paktes ("global compact"), der
von den Vereinten Nationen ins Leben
gerufen wurde. Im Einzelnen handelt es
sich um folgende Prinzipien:

Produktverantwortung zeigt sich bei Bayer
im Öko-Check. In dessen Rahmen wird
von Bayer der Lebensweg eines Produk-
tes auf seine ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Auswirkungen unter-
sucht. Produktionsverantwortung bedeutet
die ständige Überprüfung der mehr als
200 Produktionsstandorte auf ihre Si-
cherheit. Damit verbunden ist die Ver-
antwortung für die Umwelt durch Reduzie-
rung von Umweltbelastungen. Sie doku-
mentiert sich etwa in der Beseitigung von
Quecksilber-Verunreinigungen in Japan,

(weiter auf Seite 9)

1.Die Wirtschaft soll den Schutz der  in-
ternational verkündeten Menschen-
rechte unterstützen und achten  und 

2.sicherstellen, dass sie sich nicht an 
Menschenrechtsverletzungen beteiligt.

3.Die Wirtschaft soll die Vereinigungs-
freiheit und die wirksame Anerken-
nung des Rechts auf Tarifverhandlun-
gen wahren sowie ferner für

4.die Beseitigung aller Formen der 
Zwangs- oder Pflichtarbeit,

5.die tatsächliche Abschaffung der Kin-
derarbeit und

6.die Beseitigung von Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf eintreten.

7.Die Wirtschaft soll umsichtig mit 
ökologischen Herausforderungen 
umgehen,

8.Initiativen zur Förderung eines ver-
antwortlichen Umgangs mit der Um-
welt durchführen und

9.sich für die Entwicklung und Ver-
breitung umweltfreundlicher Techno-
logien einsetzen.
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dem Bau eines neuen Gas- und Dampf-
turbinenkraftwerkes in Dormagen und
der Verbrennung von Fremdfirmen-Ab-
fällen in Belford Roxo (Brasilien).
Wie Otto orientiert sich Bayer bei seiner
Datenerhebung an den Empfehlungen,
Leitfäden und Richtlinien der wichtigsten
weltweiten Institutionen:
- CEFIC-Richtlinien für Umweltbericht-

erstattung, Guidelines for Environ-
mental Reporting

- DIN EN ISO 14001
- Leitfaden DIN 33922: Umweltberichte 

für die Öffentlichkeit
- Sustainability-Empfehlungen
- Global Reporting Initiative (GRI).
Die Angaben konzentrieren sich auf
Gesundheit, Arbeits-, Verfahrens- und
Anlagen- sowie Transportsicherheit, Um-
welt (Einsatz nachwachsender Rohstof-
fe, Energieeinsatz, Wasserverbrauch,
Wasser- und Luftreinhaltung, Abfallma-
nagement) und damit auf ökologische
und Sicherheitsaspekte. Soziale und wirt-
schaftliche Daten sucht man vergeblich.
So fehlen beispielsweise folgende Anga-
ben:
- Geographische Aufteilung von Märk-

ten,
- erhaltene Subventionen,
- Spenden,
- Fluktuation der Belegschaft,
- Anteil von männlichen/weiblichen Mit-

arbeitern in Führungspositionen,
- Kennzahlen zu Verletzungen, verlore-

nen Arbeitstagen, Abwesenheit und 
Anzahl arbeitsplatzbezogener Todes-
fälle.

Auf diese Weise bleiben die Fakten und
Zahlenwerte im Sustainable Develop-
ment Report relativ zufällig, doch gerade
durch die GRI-Kernindikatoren sollen
auf internationaler Ebene die nachhalti-
gen Leistungen von Unternehmen unter-
schiedlicher Branchen und Größe ver-
gleichbar gemacht werden.
2004 hat Bayer den zweiten Nachhaltig-
keitsbericht vorgelegt. Einer der Schwer-
punkte des Berichtes liegt in der Be-
schreibung der gesellschaftlichen Verant-
wortung: Sie zeigt sich für Bayer in der
Förderung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, im Engagement für vielfältige
Projekte und in der Unterstützung einer
Vielzahl von Initiativen. "Wer die Grund-
sätze der Nachhaltigkeit verfolgt, nicht
nur auf dem Gebiet der Ökologie, son-
dern auch in seinem sozialen und gesell-
schaftlichen Umfeld, so wie wir es tun,
der wird auch nachhaltig eine hohe Wert-
schöpfung für das Unternehmen erzielen

- im Sinne der Aktionäre, der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und der gesam-
ten Gesellschaft" (Vorstandsmitglied
Klaus Kühn).
Wie bereits im Nachhaltigkeitsbericht
2001 wurden auch diesmal die Zahlen-
angaben durch externe Gutachter vali-
diert. Die berichteten Daten wurden da-
bei einer Plausibilitätsprüfung unterzo-
gen, einzelne Standorte wurden vor Ort
aufgesucht, mit anderen wurden Tele-
foninterviews durchgeführt. Was die Kri-
tik an fehlenden Informationen angeht,
so hat sich hier nichts geändert - nach wie
vor gibt es erkennbare Defizite bei der
Umsetzung der GRI-Indikatoren. Dies
unterstreichen auch die Gutachter in ih-
rem Validierungsstatement. Probleme
der Vergleichbarkeit beider Berichte er-
geben sich auch aus der Umorganisation
des Konzerns.

4 Von der Umwelterklärung zum
Nachhaltigkeitsbericht: Weleda
AG
Die Weleda Unternehmensgruppe hat ih-
ren Stammsitz im schweizerischen Ar-
lesheim. Eine Zweigniederlassung befin-
det sich in Schwäbisch Gmünd. Dort ar-
beiteten Ende 2002 632 Mitarbeiter/in-
nen. Das Weleda Sortiment umfasst rund
90 Körperpflege- und diätetische Pro-
dukte sowie etwa 100 Arzneimittel für die
Selbstmedikation.
2002 legte die Weleda AG ihren zweiten
Nachhaltigkeitsbericht vor. Der erste Be-
richt erschien 2000. Weleda ist heute ei-
ner der weltweit führenden Hersteller
von Arzneimitteln der Komplementär-
medizin und ganzheitlicher Körperpfle-
ge. Inhaltsstoffe der Produkte sind Na-
tursubstanzen.
Der Nachhaltigkeitsbericht 2002 setzt
sich - anders als bei den bisher vorge-
stellten Berichten - aus der Umwelter-
klärung 2002, dem Ökonomie- und So-
zialbericht zusammen. Die Umwelter-

klärung ist durch einen Umweltgutachter
im August 2003 nach EMAS validiert
und DIN EN ISO 14001 zertifiziert wor-
den. Die Umwelterklärung informiert
den Leser zum Beispiel über die einge-
setzten Rohstoffe, die nach den Vorstel-
lungen von Weleda in wachsendem Ma-
ße aus biologisch-dynamischem oder
kontrolliert biologischem Anbau stam-
men sollen. Zwischen 2000 und 2002
konnte sich deren Anteil nahezu ver-
doppeln. Daneben sammelt Weleda auch
so genannte Wildpflanzen. Deren Anteil
ist aber rückläufig, sodass Wildpflanzen
selbst angebaut werden. Für einige Pflan-
zenarten liegen bisher keine Anbauer-
fahrungen vor, eine Kultivierung muss
erst systematisch erarbeitet werden. Da-
zu laufen gegenwärtig zwei nachhaltige
Projekte in der Türkei und in Peru. Seit
zwei Jahren betreibt Weleda ein Anbau-
projekt für Duftrosen im Südwesten der
Türkei. Durch die dauerhafte Handels-
beziehung bietet Weleda den Bauern die
Chance, ein gesichertes Einkommen zu
erzielen. In Peru widmet sich Weleda der
Kultivierung der Ratanhia-Pflanze, die
für die Mundpflege eingesetzt wird.
Noch vor zwanzig Jahren konnte der Be-
darf an Ratanhia durch Wildsammlung
gedeckt werden. Doch die Nachfrage hat
sich dramatisch ausgeweitet, sodass der
Bestand an Ratanhia in hohem Maße be-
droht ist.
Der Ökonomiebericht enthält Informatio-
nen zu Märkten und Produkten, zu For-
schung und Entwicklung, zu Lieferan-
tenbeziehungen und zur Verteilung der
Wertschöpfung. Äußerst interessant ist
das von Weleda anlaufende Supply Chain
Management. Es sieht vor, alle Prozesse
der Wertschöpfungskette vom Vorliefe-
ranten bis hin zum Kunden durchzupla-
nen, zu optimieren und zu kontrollieren.
So können beispielsweise die Lagerbe-
stände reduziert werden, was die Gefahr
reduziert, dass Produkte überlagert und

In dieser
schwierigen Lage hilft
wie immer nur eines:

Lohnrückhaltung!! Gewinne

Löhne
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schließlich aufgrund des abgelaufenen
Mindesthaltbarkeitsdatums vernichtet
werden müssen. Weiter soll das Supply
Chain Management dafür sorgen, dass
der Kunde nur das geliefert bekommt,
was er wirklich braucht. So soll die Ge-
fahr von Rücklieferungen und den damit
verbundenen Transporten verhindert
werden.
Im Sozialbericht wird der Leser über Ar-
beitszeitbedingungen, Arbeitssicherheit,
Gesundheitsvorsorge, Ausbildungslage
und Stellenwert von ausländischen und
behinderten Mitarbeitern informiert. Als
soziale Errungenschaft besonderer Art
kann das Vorhandensein einer Betriebs-
kindertagesstätte gewertet werden, die
am Konzept der Waldorf-Pädagogik aus-
gerichtet ist. Sie ist von morgens 7.00
Uhr bis nachmittags 17.00 Uhr geöffnet
und kann von den Eltern, die bei Wele-
da beschäftigt sind, genutzt werden. Et-
was Besonderes und heute nicht mehr
Gewöhnliches ist es, dass die Kinder bei
Weleda ihre erwerbstätigen Eltern am Ar-
beitsplatz erleben können. Neben dem
Kindergarten bietet Weleda den Eltern
auch die Möglichkeit zu Elternfortbil-
dungen. Ziel dieser Seminare ist es, die
Familienkompetenzen zu stärken und das
Bewusstsein über den gesellschaftlichen
Wert der Familienarbeit zu fördern.

5 Resümee 
Nachhaltige Entwicklung äußert sich in
den Unternehmen in verschiedenen For-
men:
- Einzelne weltweit agierende Unterneh-

men haben sich verpflichtet, bei ihren 
Handelsbeziehungen die jeweils natio-
nalen Arbeits-, Sozial- und Umwelt-
Standards einzuhalten ("Code of Con-
duct", "Global Compact"). Grundlage 
bildet die Beachtung von Höchstar-
beitszeiten sowie das Recht auf Ver-
einigungsfreiheit und Kollektivver-
handlungen. Kinderarbeit, Diskrimi-
nierung, Zwangsarbeit und körperliche 
Bestrafung sind verboten.

- Ebenso wird von den Unternehmen der 
umweltbewusste Umgang mit Abfällen,
Ressourcen und Abwässern bewertet.

- Weiter bieten die Unternehmen ihren 
Mitarbeitern einen aktiven Arbeits- und 
Gesundheitsschutz; dazu gehören unter 
anderem Angebote für Freizeitsport,
Impfaktionen, Rückenschulen oder 
Raucherentwöhnung.

- Viele Unternehmen haben Konzepte 
zur Vereinbarkeit von Arbeits- und Fa-
milienleben erarbeitet, die flexible Ar-
beitszeitmodelle und verschiedene For-

men der Kinderbetreuung vorsehen.
- Wieder andere kümmern sich sehr in-

tensiv um künftige Arbeitskräfte, indem 
sie überproportional ausbilden, schon 
frühzeitig Kontakte zu umliegenden 
Schulen aufnehmen, Schulprojekte för-
dern oder eigene Fortbildungseinrich-
tungen gründen.

Wie oben gesehen, sind Nachhaltigkeits-
berichte bislang noch ein Sammelsurium
von wirtschaftlichen, ökologischen und
sozialen Themen, mit denen die Unter-
nehmen versuchen, sich in der Öffent-
lichkeit darzustellen. Gleichwohl befin-
den sie sich in einem permanenten
wirtschaftlichen Wettbewerb und versu-
chen daher, sich so positiv wie nur irgend
möglich zu "verkaufen". Dies führt dann
oft zur Kritik, Nachhaltigkeitsberichte
seien eine Mogelpackung, mit der sich
Unternehmen ein soziales Image ge-
ben, ohne es in der Realität abzubilden.
Was wir brauchen, ist eine breitere Di-
skussion der Berichterstattung, die Fest-
legung von Kriterien zur Erarbeitung von
Nachhaltigkeitsberichten und die Kon-
trolle durch Dritte (wie etwa Kirchen,
Umweltverbände oder Gewerkschaften).
Erst dies ermöglicht den dringend not-
wendigen Dialog. Ansonsten besteht die
Gefahr, dass in der Tat die Berichter-
stattung zu einer Angelegenheit des Mar-
ketings wird und die durchaus positiven
Aspekte von Nachhaltigkeitsberichten in
den Hintergrund treten.

Was den Aspekt der Generationenge-
rechtigkeit angeht, so wird er zwar auf
die eine oder andere Weise thematisiert,
in den Nachhaltigkeitsberichten wird der
Begriff allerdings selbst nicht genannt.
Die leise Hoffnung von Tremmel (2003,
S. 71), wonach sich der Begriff der Ge-
nerationengerechtigkeit langsam durch-
setzen werde, kann zumindest für den
Unternehmensbereich (noch) nicht be-
stätigt werden. Die Unternehmen haben
sich vielmehr an der weltweit geltenden
Prämisse von nachhaltiger Entwicklung
("sustainable development") angelehnt,
die sowohl die internationale und natio-
nale Politik bestimmt als auch das Han-
deln von Unternehmen und ihren Mitar-
beitern.

1 Forest Stewardship Council (FSC) ist ein 1993 ge-
gründetes Zertifizierungssystem für die Forst- und Holz-
wirtschaft. Die internationale Organisation ist regie-
rungsunabhängig; beteiligt sind Interessengruppen aus
Forstbesitz und Holzwirtschaft sowie Umweltverbände
und soziale Initiativen. Mit dem Warenzeichen FSC
werden Holzprodukte aus nachhaltig bewirtschafteten
Wäldern ausgezeichnet, zum Beispiel Fenster, Türen,

Möbel und Papier. Weitere Informationen erhalten Sie
unter www.fsc-deutschland.de
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Unternehmen bewegen sich innerhalb von poli-
tischen und juristischen Rahmenbedingungen, die
von staatlichen Akteuren gestaltet werden. Das
Verhältnis von Staat und Wirtschaft hat sich
vor allem im Zuge der Internationalisierung  ver-
ändert und ausdifferenziert. Dies hat auch Aus-
wirkungen auf die Gestaltung politischer Ent-
scheidungsprozesse für die Umsetzung der Gene-
rationengerechtigkeit in Unternehmen. Erfolgs-
versprechend scheint ein Ansatz zu sein, der ne-
ben ordnungspolitischen Komponenten auch auf
die Eigeninitiative von Unternehmen setzt.

Veränderungen im Verhältnis zwi-
schen Staat und Unternehmen
In der bundesdeutschen Umweltpolitik
der 1970er und 1980er Jahre waren die
meisten umweltpolitischen Re-
gulierungen dieser Zeit auf
Unternehmen fokussiert, deren
Produktionsprozesse als zen-
trale Ursache von ökologischen
Problemen angesehen wurden.
Im Lauf der 1980er Jahre ka-
men die Umweltverbände als
dritter zentraler Akteur der
Umweltpolitik hinzu. Doch
auch auf der Unternehmens-
seite lassen sich vor allem seit
den späten 1980er Jahren eine
Vielzahl von Initiativen zur
Problemlösung verzeichnen. So
traten in dieser Zeit eine Reihe
von ökologischen Pionierunternehmen
öffentlich auf und propagierten umwelt-
freundliche technische und organisatori-
sche Lösungsansätze. Sie schlossen sich
in umwelt-orientierten Unternehmens-
verbänden zusammen, um ihren Erfah-
rungsaustausch und die Entwicklung in-
novativer Lösungen voran zu treiben.
Damit differenziert sich die Gruppe der
Unternehmen insofern weiter aus, als es
sowohl problemverursachende als auch
problemlösende Akteure in dieser
Gruppe gibt, die auch veränderte Poli-
tikmuster und Kooperationsbeziehun-
gen zu den anderen Akteuren ermög-
lichen. Nicht zuletzt spielen die
internationale Ebene und die Akteure der
Europäischen Union und internationale
Organisationen eine zunehmende Rolle
in der Umweltpolitik.
Parallel zur Ausdifferenzierung der Ak-
teursstruktur hat sich auch das Spektrum
der Instrumente der Umweltpolitik erwei-
tert. So dominierte in den 70er und 80er
Jahren weitgehend die Ordnungspolitik

mit der gesetzlichen Kodifizierung von
Ver- und Geboten zum Umweltschutz.
Vor allem die 90er Jahre waren von zahl-
reichen Bemühungen gekennzeichnet,
freiwillige Selbstverpflichtungen ver-
schiedener Industriezweige zu erwirken.
Während viele dieser Verpflichtungen
aber wenig wirksam in der Umsetzung
waren, da ihnen ein Kontroll- und Sank-
tionsmechanismus fehlte (vgl. Rennings
1997), war diesem Instrument lediglich in
der Abfallpolitik mehr Erfolg beschieden.
Auch marktwirtschaftliche Instrumente
finden in der Umweltpolitik vermehrt
Anwendung. So wurden schon seit länge-
rem Abgaben für die Nutzung von Was-
ser- und Abwasser- und Abfallentsor-

gungskapazitäten erhoben, mit denen die
Belastung von Umweltmedien mit einem
Preis versehen wurde (vgl. Linscheidt
1999), doch erst Ende der 1990er Jahre
wagte es die rot-grüne Bundesregierung,
eine Öko-Steuer einzuführen.
Noch weitergehend eröffnen reflexive
Steuerungsinstrumente den Unterneh-
men Handlungsspielräume. So zielte die
Einführung eines EU-weiten Systems
zum betrieblichen Umweltmanagement
(Environmental Management and Audi-
ting Scheme - EMAS) auf die Auszeich-
nung ökologischer Vorreiter-Unterneh-
men (vgl. Doktoranden-Netzwerk-Öko-
Audit 1998, Müller 1998).
Auch die vor allem bei der Umsetzung
der Nachhaltigkeit praktizierten Politik-
modelle der Aushandlung und des Dia-
logs lassen den Akteuren weitgehende
Handlungsfreiheit und geben ihnen über-
dies Mitgestaltungsmöglichkeiten, wofür
der Rat für Nachhaltige Entwicklung
(RNE) ein exzellentes Beispiel darstellt.
Zugleich lassen sich in der vergangenen

Dekade verstärkt Initiativen auf Seiten
der Industrie und anderer nicht-staat-
licher Einrichtungen feststellen, die zu ei-
ner eigenständigen Regelung zum Um-
weltschutz und zur Nachhaltigkeit
führen. So wurde die ISO-Norm 14001
zur Einrichtung von Umweltmanage-
mentsystemen ohne direkte staatliche
Beeinflussung von Unternehmensseite
voran getrieben (vgl. Hortensius und Bar-
thel 1997, Freimann und Walther 2002).
Wie bereits angedeutet, hat sich das Um-
feld für unternehmerisches Entscheiden
und Handeln vor allem auch durch die
voranschreitende Internationalisierung
ihrer Aktivitätsfelder wie auch der Regu-
lierungsinstitutionen und -mechanismen

verändert. Mit dem Abbau von
Handelsschranken und sinken-
den Transportkosten hat sich
das marktliche Umfeld von
Unternehmen sowohl auf Be-
schaffungs- wie auch auf Ab-
satzmärkten in der vergangenen
Dekade deutlich verändert. Vie-
le Unternehmen sind in einer
Vielzahl von Ländern aktiv.
Zunehmend beginnen sich je-
doch auch politische Prozesse
zu internationalisieren, wie es
vor allem in der Umweltpolitik
beobachtet werden kann. In die-
sem Prozess sind auch eine

Vielzahl internationaler Organisationen
entstanden, die mit der Umsetzung und
Implementierung internationaler Ab-
kommen oder der internationalen Koor-
dinierung der Bekämpfung ökologischer,
sozialer und ökonomischer Probleme
betraut sind (vgl. Bennett 1991, Rittber-
ger 1999, De Senarclens 2001). Insbe-
sondere problemfeldübergreifende Or-
ganisationen wie die Weltbank, die
OECD oder auch das Umweltprogramm
der Vereinten Nationen (UNEP) können
weitreichend nationale Politik und auch
das Unternehmenshandeln beeinflussen.
Innerhalb der Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union ist die supranationale
Ebene zu einer zentralen Entscheidungs-
instanz vor allem auch in der Umweltpo-
litik geworden. Viele weitreichende um-
weltpolitische Entscheidungen, wie die
Einführung des EMAS-Systems, die EU-
Altauto-Rücknahmeverordnung und das
europaweite Emissionshandels-System
werden in Brüssel entschieden (vgl. Ho-

(weiter auf Seite 12)

Die Verantwortung der Politik: 
Rahmenbedingungen für Unternehmen
von Prof. Dr. Bernd Siebenhüner
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meyer et al. 2001, Tews et al. 2003).
Aufgrund der beschriebenen Diversifizie-
rung und Internationalisierung argu-
mentieren zahlreiche Autoren, dass
Unternehmen eine stärkere Rolle in po-
litischen Prozessen spielen als dies im tra-
ditionell nationalstaatlich verfassten Kon-
text einer bipolaren Akteursstruktur der
Fall war (vgl. Weiss und Jacobsen 1998,
Daly 1999). Die Globalisierung der Pro-
duktions- und Konsumptionssysteme,
die Kontrolle über Schlüsseltechnologien
und die Beschränkungen der Hand-
lungsautonomie von Staaten geben
Unternehmen vermehrte Einflussmög-
lichkeiten und begründen zugleich ihre
Verantwortung für die zukunftsfähige
Gestaltung ihrer Geschäftstätigkeit (vgl.
Schneidewind 1998, Levy und Newell
2002).
Diese Verantwortung wird auch von
mehr und mehr Unternehmen anerkannt
und in konkrete Aktivitäten wie z.B. die
Einrichtung von Umweltmanagement-
systemenen, die Veröffentlichung von 
Nachhaltigkeitsberichten oder das Mit-
wirken im Global Compact umgesetzt
(vgl. Ruggie 2002, Kell 2003).
Gleichwohl sind die Unternehmen, die in
dieser Weise ihre Verantwortung anneh-
men, eine kleine Minderheit, die nur lang-
sam wächst. Vor diesem Hintergrund
stellt sich die Frage, wie Generationen-
gerechtigkeit in das hier skizzierte aus-
differenzierte Interaktionsgefüge von
Unternehmen, Staat und anderen nicht-
staatlichen Akteuren einzubringen und
zu verankern ist.

Herausforderungen der Genera-
tionengerechtigkeit
Laut der Arbeitsdefinition ist Generatio-
nengerechtigkeit erreicht, "wenn die
Chancen nachrückender Generationen
auf Befriedigung ihrer eigenen Bedürf-
nisse mindestens so groß sind wie die der
ihnen vorangegangenen Generation"
(Tremmel 2003, S. 35). Hieraus können
folgende Herausforderungen für die Ge-
staltung der politischen Rahmenbedin-
gungen abgeleitet werden (vgl. auch Sie-
benhüner und Müller 2003, Theisen
2003):
1) Langfristigkeit und hohe Unsicherhei-

ten: Der Fokus auf mehrere Genera-
tionen stellt eine besondere Heraus-
forderung für die meist kurzfristig 
orientierten politischen Entschei-
dungsprozesse dar. Gleichwohl erfor-
dert die Schaffung und Erhaltung von 
Lebenschancen für zukünftige Gene-
rationen ein langfristiges Denken und 

Planen. Hierfür flexible Planungsin-
strumente zu entwickeln und einzu-
setzen stellt eine der zukünftigen Her-
ausforderungen dar.

2) Ergebnisoffenheit: Die Generationen-
gerechtigkeit verstanden als eine regu-
lative Idee verlangt eine relative Er-
gebnisoffenheit in der Gestaltung po-
litischer wie auch unternehmerischer 
Entscheidungen. Die Unsicherheit und 
Langfristigkeit, mit der Lösungen zur 
Sicherstellung von Generationenge-
rechtigkeit gefunden und beurteilt wer-
den müssen, erfordert daher flexible 
Lösungsansätze, die sich möglichst 
vielen neuen Anforderungen anpassen 
können und fehlerfreundlich konstru-
iert sind.

3) Einbindung gesellschaftlicher Akteure:
Zudem sind im Bereich der Probleme 
der Generationengerechtigkeit Auto-
nomiesphären von Individuen und 
Unternehmen tangiert, in die demo-
kratische Institutionen nur schwer in-
tervenieren können. Daher müssen 
staatliche Steuerungsversuche wesent-
lich stärker partizipierend angelegt 
werden und gesellschaftliche Akteurs-
gruppen einbeziehen.

4) "Coopetition": Die reine Fokussie-
rung auf den Wettbewerb wird zur 
Verbesserung der Generationenge-
rechtigkeit nicht ausreichen. Vielmehr 
sind innovative Mischformen aus 
Wettbewerb ("competition") und Ko-
operation ("cooperation") zwischen 
Wettbewerbern oder auch unter-
schiedlichen Akteuren gefordert.

5) "Flexicurity": Auch die generationen-
gerechte Gestaltung der sozialen Si-
cherungssysteme erfordert innovative 
Mischformen, die Sicherheit ("securi-
ty") und Flexibilität ("flexibility") mit-
einander verbinden.

Umsetzungsaspekte
Was folgt nun für die zukünftige Gestal-
tung politischer Entscheidungsprozesse
für die Umsetzung der Generationenge-
rechtigkeit in Unternehmen? Die folgen-
den Aspekte können Anregungen geben:
· Differenzierte Anreizgestaltung: Nach-

dem der staatliche Umgang mit Unter-
nehmen traditionell durch Misstrauen 
und Kontrollen geprägt war, machen 
die proaktiven Maßnahmen von Unter-
nehmen zur freiwilligen Übernahme 
von Verantwortung eine differenzierte 
Gestaltung der Anreize erforderlich.
Das Engagement von Unternehmen 
und ihre dokumentierte Selbstkontrol-
le können zu einer Lockerung der Kon-
trollmaßnahmen und zu einer Förde-

rung dieser Unternehmenspolitik füh-
ren, während sie für die nicht koopera-
tionswilligen Unternehmen beibehalten 
werden müssen.

· Einbindung gesellschaftlicher Gruppen 
und der Öffentlichkeit: Dem Umstand 
der gewachsenen politischen Rolle von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, wie 
NGOs oder Bürgergruppen, Rechnung 
tragend, sollten diese auch verstärkt ein
gebunden werden, z.B. bei der Überwa-
chung von Unternehmensaktivitäten 
(Monitoring).

· Internationale Kooperation: Während 
die Europäisierung in vielen Politikbe-
reichen schon weit voran geschritten ist,
hinkt die problemadäquate Ausgestal-
tung internationaler Politiksetzungs-
prozesse hinterher. Die weitere Stär-
kung der internationalen Organisatio-
nen, z.B. in Richtung auf den Aufbau 
einer der Welthandelsorganisation 
(WTO) ebenbürtigen Weltumwelt- und 
Entwicklungsorganisation, steht noch 
aus (vgl. Biermann 2000, Biermann und 
Bauer 2004).

· Politikintegration: Nicht nur der bereits 
beschriebene ressortübergreifende Cha-
rakter der Herausforderungen der Ge-
nerationengerechtigkeit, sondern auch 
die bestehenden Ineffizienzen im poli-
tischen Apparat rufen nach einer stär-
keren Integration politischer Initiativen 
und politischer Maßnahmen. So existie-
ren in vielen politischen Verwaltungen 
Abteilungen mit sehr gegenläufigen 
Zielsetzungen. Diese Ineffizienzen ab-
zubauen, wäre eine dringliche Aufgabe 
für politische Entscheidungsträger.

· Freiwillige Verpflichtungen zu Lang-
friststrategien mit quantitativen Ziel-
formulierungen: Die gemischten Erfah-
rungen mit freiwilligen Selbstverpflich-
tungen der Unternehmen zeigen die 
Notwendigkeit einer stärkeren Ausrich-
tung auf quantitative Zielformulierun-
gen und deren Überprüfung durch un-
abhängige Akteure. Zugleich bedürfen  
diese Selbstverpflichtungen eines funk-
tionierenden Sanktionsmechanismus,
der Zielverfehlungen und fehlende Um-
setzung der Verpflichtung ahndet. Un-
ter dem Blickwinkel der Generationen-
gerechtigkeit ist vor allem auch die 
Langfristigkeit dieser Zielsetzungen und 
die kontinuierliche Überprüfung von 
Bedeutung.

(weiter auf Seite 13)

Freundschaft zwischen zwei Men-
schen beruht auf der Geduld des einen.

Indische Weisheit
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Liebe Leser,
Ihre Meinung interessiert uns!
Mit Ihren Impulsen wollen wir die "Generationengerechtigkeit!" weiter verbessern. Bitte schreiben Sie uns an:

GG! - Redaktion
Postfach 5115
D-61422 Oberursel
Tel. +49-6171-982367
Fax +49-6171-952566
E-mail: info@srzg.de

Bitte nennen Sie uns auch Leser aus Ihrem Bekanntenkreis, denen wir eine Ausgabe kostenlos zur Probe zusenden
können. Wenn Sie selbst inzwischen eine Ausgabe kostenlos erhalten haben, so bitten wir um Verständnis dafür, dass
wir Ihnen keine weiteren Probe-Ausgaben mehr zusenden. Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie nun unsere Zeit-
schrift für 25 Euro im Jahr abonnieren (siehe letzte Seite).

Die öffentliche Meinung gleicht
einem Schloßgespenst: Niemand
hat es gesehen, aber alle lassen
sich von ihm tyrannisieren.

Sigmund Graff
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Ausgehend von einer im foucaultschen Sinne di-
skursorientierten Dekonstruktion des Begrif-
fes der Generationengerechtigkeit wird eine Re-
konstruktion angestrengt, die in Hinblick auf
den Neuheitswert alternative Sichtweisen auf
Generationen und Gerechtigkeit zu werfen ver-
sucht. Auf den Arbeitsdefinitionen aufbauend
wird ein rekursives System-Modell des Unter-
nehmens entwickelt, welches auf seinen Grenzen
Faktoren bietet, die Handlungen ermöglichen,
die als generationengerecht empfunden werden
können.

Der Graus der Generationenge-
rechtigkeit
Beobachtet man den Diskurs1 zum Be-
griff der Generationengerechtigkeit,
könnte einem das Grausen kommen! In
nahezu reformatorischem Eifer wird der
Begriff der Generationengerechtigkeit
überall aufgegriffen und für verschie-
denste Zwecke vereinnahmt. Damit wird
unter der Oberfläche der positiven Theo-
rie und des rationalen Handelns eine nor-
mative Botschaft ausgesandt: Es ist end-
lich Zeit, dass wir Jungen - mit eurer Hil-
fe, ihr Alten! - die Dinge in die Hand
nehmen und uns unsere Gerechtigkeit -
nun selber! - schaffen! Damit wird ein
ökonomisch neoliberaler, juristisch faust-
rechtlicher, gesellschaftlich spaltender
und politisch streitbarer Einwand geltend
gemacht. Daher fällt er auf so fruchtba-
ren Boden. Die Kritiker dieser Generatio-
nengerechtigkeit sind zahlreich. Sie spre-
chen von "Missbrauch" und "Stim-
mungsmache" im Interesse der Jungen.
Es ist daher nötig, den Begriff aus ein
paar Perspektiven zu kontextualisieren.
Es gibt keine Generationengerechtigkeit
und es wird sie auch nie im Sinne einer
quantitativ kontrollierbaren Formalisie-
rung geben können. Gerechtigkeit ist ei-
ne Wahrnehmung ihrer. Je nach politi-
schem Standpunkt wird Generationenge-
rechtigkeit instrumentalisiert, um parti-
kulare Interessen zu legitimieren. Das ist
der Diskurs der Generationengerechtig-
keit.
Aber worum geht es der Generationen-
gerechtigkeit eigentlich? Die vielen Wor-
te lenken vom eigentlichen Motiv ab: sich
einschränken, um Möglichkeiten für eine Zu-
kunft für alle zu erhalten. Generationenge-
recht ist zunächst einmal das Erhalten
von Möglichkeiten. Generationengerech-
tigkeit, wie auch Nachhaltigkeit, als Leit-
bild für zukunftsethisches Handeln legi-

timiert sich als solche aus dem Umstand,
dass es kein Gremium gibt, welches die
Zukunft im Heute vertreten kann2. Es
muss eine Ethik geben, die die Zukunft
als Verantwortlichkeit in das Handeln im
Heute unbedingt einfließen lässt. Damit
betrifft die Generationengerechtigkeit 
alle Akteure, die generationengerecht handeln
müssen und damit alle, die handeln! Insofern
betrifft Generationengerechtigkeit sehr
wohl auch Manager und Unternehmen.

Generationen und Gerechtigkeit
In Abhebung von allen üblichen Diskri-
minierungen der Generationen voneinan-
der möchte ich eine potentative Perspekti-
ve vorschlagen:

Diese Potentiale bauen aufeinander auf.
Wenn ein Kind keine Chance hat, sich
gut erziehen zu lassen, dann gehen ihm
auch Chancen in späteren Lebensab-
schnitten verloren. Wer in mittlerem Al-
ter mit schlechtem Zeugnis entlassen
wird, der riskiert einen großen Teil seiner
Ansprüche an Rentenbezügen im Alter.
Gerechtigkeit lässt sich als "Stabilität" be-
zeichnen: Nur wenn der Kreislauf von
Verantwortung des Kommunizierens und
Handelns und Freiheit und Möglichkeit
zu Kommunizieren und Handeln ge-
schlossen ist, kann auch das ethische Ge-
samtziel erreicht werden, welches ist, dass
die Früchte der gemeinsamen Arbeit ge-
recht verteilt sind, sowohl über als auch
innerhalb der Zeit. Immer aber besteht
Gerechtigkeit in der Wahrnehmung.

Generationengerechtigkeit im Un-
ternehmen - ein strategisches
Handlungsmodell
Als konstitutive Elemente der Nachhal-
tigkeit gelten das Prinzip der "Conserva-
tion of Options", das der "Conservation
of Quality"und das der "Conservation of
Access". Diese drei Prinzipien sind Kri-
terien für eine Handlungsstrategie. Pla-
nungsdeterminierte Ansätze halten diese
Kriterien nicht oder nur bedingt ein. Da-
her weichen wir auf eine Management-
theorie der Systeme aus. Im Folgenden
stelle ich das Modell der nicht-trivialen
Maschine vor. Sie ist die "große Schwe-
ster" der trivialen Maschine, einem ein-

fachen Input-Output-Modell.
Ich gehe davon aus, dass das Modell ei-
ne unterscheidungstheoretisch hergelei-
tete Information sein wird - in allem
work-in-progress-Charakter, der es Prak-
tikern erlaubt, damit zu agieren. In mei-
ner Vorstellung der Form der Informa-
tion - als Unterschied, der einen Unter-
schied macht3 - liegt die Operationalisier-
barkeit von Nachhaltigkeit und Genera-
tionengerechtigkeit von Seiten des Unter-
nehmers in der Produktion der richtigen
Informationen zur richtigen Zeit.
"Draw a distinction!"4 ist daher sowohl für
mich als Unterscheidungstheoretiker als
auch für den Unternehmer die Hand-
lungsdevise, die dem folgenden Modell

vorausgeht und in ihm immer wieder
Anwendung findet. Sie ist in diesem Sin-
ne eine "implizite Ethik"5.
Dem Verständnis meiner Strategieent-
wicklung liegt das Verständnis des Unter-
nehmens als nicht-triviale Maschine zu-
grunde:

In Bezug auf die Funktionsmechanismen
wird in diesem Falle eine Eigenfunktion Z
eingeführt, welche zum einen auf die
nach wie vor unterstellte Transformati-
onsfunktion F wirkt und diese verändert,
aber gleichzeitig auch auf sich selbst
wirkt und sich selbst verändert. Dieses
Modell bewirkt, dass die Zustände des
Unternehmens nicht mehr planbar, weil
nicht mehr vorhersagbar sind. Sie sind le-
diglich strukturell determiniert. Dynami-
siert ergibt sich folgendes Modell für das
Unternehmen:

Das System S ist zu jedem Zeitpunkt ein
anderes. Oder: Es ist nie dasselbe. Eine 

(weiter auf Seite 15)
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Abb. 1: funktionalistische Perspektive auf Generationen

Abb. 2: Unternehmen als nicht-triviale Maschine

Abb. 3: Dynamisierung



151/2005

(�1. Platz...� Fortsetzung von Seite 14)
Rekursion kann als Kommunikation be-
schrieben werden, die erwidert wird. Sie
ist eine Information, die als solche ein-
geführt wird.
Wie können nun die unterschiedlichen
Möglichkeiten der Menschen verschie-
dener Generationen in effizienter Weise
dem Unternehmenszweck nutzbar ge-
macht werden? Die Lösung liegt auf den
Grenzen:
System/Generation I: Tagesbetreuung,
Ausbildung der Kinder von Mitarbeitern
u.a., Praktika/Volontariate/Hospitanzen,
Förderung von Begabung, Ideen und
Kreativität der Jugend, ungelöste Proble-
me herstellen6 und so weiter.
System/Generation II: Arbeitsplätze,
Entlohnung, Weiterbildung, Ermögli-
chung von Familie und Beruf, Fehler-
freundlichkeit, Scheitern und Nichtwis-
sen7 zulassen und so weiter.
System/Generation III: finanzielle Al-
terssicherung, Stabilität, Teilzeitbeschäf-
tigungen, Respekt, Humankapital und
Weitergabe von Erfahrung und so weiter.

Strategiesynopsis 
Dieses strategische Handlungsmodell un-
ternimmt den Versuch "integrativer Kon-
zepte nachhaltiger Entwicklung".
Die gesamte Strategie ist als simultanes
Muster, eher als eine Struktur, gedacht.

Das Muster wartet im Kopf des Mana-
gers darauf, vergeblich kommuniziert zu
werden. Sowohl die Strategieentwick-
lung in diesem Operationalisierungsvor-
schlag von generationengerechtem Han-
deln als auch die unternehmerischen
Teilbereiche, Einkauf, Produktion, Logi-
stik, Absatz, Unternehmenskommunika-
tion, und so weiter, werden prozessual
und reziprok kongruent gedacht. Füh-
rung und Kontrolle sind semantische
Einheiten.
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Abb. 4: Strategiesynopsis

In diesem Artikel wird ein Ansatz vorgestellt,
in dem die Selbstbindungsfähigkeit von Akteu-
ren ihre Moralfähigkeit bestimmt. Unternehmen
als kollektive Akteure haben darin eine größe-
re Selbstbindungsfähigkeit, da sie zum einen
über einen prinzipiell unendlichen Zeithorizont
verfügen und zum anderen einen programmier-
baren Charakter haben. Probleme treten jedoch
bei Prinzipal-Agenten-Beziehungen, unvoll-
ständigen Arbeitsverträgen sowie der unzurei-
chenden Absicherung von Eigentumsrechten auf.

Um der Frage nachgehen zu können, ob
Generationengerechtigkeit grundsätzlich
Aufgabe von Unternehmen sein kann,
muss zunächst beantwortet werden, ob
Unternehmen als kollektive Akteure mo-
ralische Verantwortung tragen können.
In der einschlägigen Literatur ist die Mo-
ralfähigkeit eines Akteurs üblicherweise
von seiner Handlungsfähigkeit abhängig.
Pies (2001, S. 180ff.) stellt dagegen einen
Ansatz vor, in dem nicht die Handlungs-
fähigkeit sondern die Selbstbindungsfä-

higkeit von Akteuren im Vordergrund
steht. Er unterscheidet dabei zwischen
Gerechtigkeit und Verantwortung. Die
Kategorie der Gerechtigkeit wird dabei
zur Lösung von Problemen kollektiver
Selbstbindung herangezogen, während
die Kategorie der Verantwortung zur Lö-
sung von Problemen individueller
Selbstbindung herangezogen wird. Dabei
haben nach Pies (2001, S. 187) Unterneh-
men als kollektive Akteure gegenüber In-
dividuen eine größere Selbstbindungsfä-
higkeit: "Die überlegene Selbstbin-
dungsfähigkeit korporativer Akteure und
folglich ihre überlegene Verantwor-
tungsfähigkeit resultiert aus zwei Fakto-
ren, die sich wechselseitig unterstützen
und verstärken: Erstens verfügen korpo-
rative Akteure im Unterschied zu natür-
lichen Personen über einen prinzipiell
unendlichen Zeithorizont. Dadurch ist es
ihnen möglich, langfristige Investitionen
zu tätigen, die sich für einzelne Indivi-
duen nicht auszahlen würden. Zweitens

wird der Charakter eines korporativen
Akteurs durch eine Organisationsverfas-
sung konstituiert, die formelle und in-
formelle Regeln umfasst. Neben äußeren
Institutionen wie z.B. Vertragsrecht ste-
hen einem korporativen Akteur daher
auch innere Institutionen wie z.B. ein co-
de of conduct als Medium individueller
Selbstbindung zur Verfügung. Hierdurch
ist der Charakter eines korporativen Ak-
teurs leichter programmierbar - und für
Außenstehende wesentlich transparenter
- als der Charakter einer natürlichen Per-
son."
Die Bereitschaft von Unternehmen lang-
fristige Investitionen zu tätigen sowie die
glaubhafte Programmierbarkeit des Cha-
rakters von Unternehmen kann aber auf
Grund verschiedener Unvollkommen-
heiten eingeschränkt sein. Auf drei
Gründe sei hier überblicksartig hinge-
wiesen:

(weiter auf Seite 16)
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Prinzipal-Agenten-Problem zwi-
schen Eignern und Managern. 
Obwohl die Eigner ein in der Regel lang-
fristiges Interesse haben - der Wert des
Unternehmens auf vollkommenen
Märkten ist nichts anderes als der Bar-
wert der erwarteten künftigen Erträge -,
führen die Anreiz- und insbesondere
Entlohnungsstrukturen in Unternehmen
häufig dazu, dass Manager eine sehr
kurzfristige Perspektive haben. Bei-
spielsweise kann die mangelnde Bilan-
zierbarkeit von immateriellen Vermö-
genswerten wie langfristige Kundenbin-
dung oder betriebliches Humankapital
dazu führen, dass Manager, die zum Teil
nach dem Bilanzerfolg entlohnt werden,
diese Vermögensformen in ihren Strate-
gien nicht entsprechend berück-
sichtigen. Hier ist zum einen u.a.
die Politik gefordert, transpa-
rente und zukunftsfähige Bilan-
zierungsrichtlinien zu schaffen.
Zum anderen bietet insbesonde-
re der Bilanzanhang eine Fülle an
Gestaltungsspielräumen, die
Unternehmen zur individuellen
Selbstbindung ausnützen kön-
nen. Häufig mangelt es diesen
Informationen allerdings an
Glaubwürdigkeit. Erst die Eini-
gung mehrerer Unternehmen auf
gewisse Usancen könnte zur
Überwindung dieser Glaubhaf-
tigkeitslücke beitragen. Beste-
hende Plattformen wie die UN Global Re-
porting Initiative könnten dabei geeignete
bereits existierende Foren sein, um ge-
meinsame unternehmerische Strategien
zu entwickeln.

Unvollständige Arbeitsverträge 
Unvollständige Arbeitsverträge können
dazu führen, dass weder Unternehmen
noch Arbeitnehmer bereit sind, in be-
triebsspezifisches Humankapital des Ar-
beitnehmers zu investieren, da die Seite,
die die Kosten der Humankapitalinvesti-
tion nicht trägt, die andere Seite durch
Androhung der Auflösung des Beschäf-
tigungsverhältnisses ausbeuten kann. Hat
das Unternehmen in das betriebsspezifi-
sche Humankapital seiner Arbeitnehmer
investiert, können Arbeitnehmer u. U.
gegenüber dem Unternehmen, das den
Verlust seiner Investition befürchtet,
überhöhte Lohnforderungen durchset-
zen. Hat dagegen ein Arbeitnehmer in
sein eigenes betriebsspezifisches Hu-
mankapital investiert, könnten Unter-
nehmen in dem Wissen, dass die Hu-

mankapitalinvestition in anderen Betrie-
ben wertlos ist, Lohnangebote unterhalb
der neu erworbenen Produktivität des
Arbeitnehmers machen.
In einer sich schnell ändernden Welt, in
der die Rolle lebenslangen Lernens von
allen Seiten betont wird, kann der man-
gelnde Humankapitalaufbau im Berufs-
leben dazu führen, dass insbesondere die
Beschäftigungswahrscheinlichkeit von äl-
teren Arbeitnehmern weit unter der jün-
gerer Arbeitnehmer liegt. Dies betont
auch die sog. Rürup-Kommission, wenn sie
schreibt "[dass] vor allem [...] die Voraus-
setzung zur lebenslangen innerbetrieb-
lichen Qualifizierung insbesondere älte-
rer Beschäftigter verbessert werden 
[muss]. [...] Hier sind die Unternehmen
gefordert, entsprechende Angebote zu
schaffen." (Bundesministerium für Ge-

sundheit und Soziale Sicherung, 2003, S.
7f.) Erst durch ein gemeinsames Engage-
ment von Unternehmen und Arbeitneh-
mern könnte das beschriebene Dilem-
ma überwunden werden. Ein mögliches
Arrangement könnte in der Umstruktu-
rierung bereits in Unternehmen beste-
hender Maßnahmen der Arbeitszeitfle-
xibilisierung bestehen, wenn beispiels-
weise bestehende Arbeitszeitkonten an
das Angebot gekoppelt werden, ange-
sammelte Stunden nicht auf Langzeit-
konten zu übertragen oder "abzufeiern",
sondern für Weiterschulungsmaßnah-
men, die der Arbeitgeber anbietet, zu
verwenden. So hätte der Arbeitgeber
zwar die direkten Kosten der Maßnahme
zu tragen, der Arbeitnehmer seinerseits
würde Arbeitszeit von seinem Zeitkonto
investieren.
Ein ähnliches Dilemma besteht im deut-
schen Dualen Ausbildungssystem. Die
fehlende Bereitschaft der Unternehmen
zur nicht betriebsspezifischen Ausbil-
dung von Lehrlingen könnte darin be-
gründet sein, dass Unternehmen zwar

die hohen Kosten der Ausbildung zu tra-
gen haben, sich aber der Nutzung dieser
nicht betriebsspezifischen Humankapi-
talinvestition nach Abschluss der Aus-
bildung nicht sicher sein können. Aus
theoretischer Sicht ist diese Erkenntnis
nicht neu und geht auf Becker (1964) zu-
rück. Ein optimaler Umfang der be-
trieblichen Ausbildung findet dann statt,
wenn die Individuen selbst ihre Ausbil-
dungskosten übernehmen. (Staatliche)
Eingriffe sind nur dann erforderlich,
wenn kreditbeschränkte Individuen nicht
über genügend Eigenmittel zur Finan-
zierung ihrer Ausbildung verfügen bzw.
wenn in unvollkommenen Arbeitsver-
trägen die Ausbildungszusage von Unter-
nehmen nicht ausreichend vertraglich ab-
gesichert werden kann. Acemoglu und
Pischke (1999) betonen, dass dies von

Bedeutung ist, wenn die betriebli-
che Ausbildung im Wesentlichen in
Form von learning-on-the-job statt-
findet.

Unvollkommene Eigentums-
rechte
Der nachhaltige Umgang mit na-
türlichen Ressourcen setzt die ein-
deutige Vergabe von Eigentums-
rechten voraus. Sind diese einmal
eindeutig und dauerhaft vergeben,
führt der Marktmechanismus dazu,
dass es zu einem schonenden Res-
sourcenumgang kommt. Zur Ge-
währleistung eines nachhaltigen
Umgangs mit natürlichen Res-

sourcen ist u.a. die Politik gefragt, auf
dem Weg zu Global Governance für ein-
deutig und dauerhaft glaubhaft interna-
tional gesicherte Eigentumsrechte an
den natürlichen Ressourcen zu sorgen.
Die Forderung des Kyoto-Protokolls, ei-
ne Reduzierung der Treibhausgase durch
einen weltweiten Zertifikatehandel zu er-
reichen, setzt genau auf derartige markt-
liche Mechanismen. Problem am Kyoto-
Protokoll ist allerdings, dass die Staaten,
die das Protokoll nicht ratifiziert haben,
sich in einer vorteilhaften Free Rider Po-
sition befinden. Sie profitieren von dem
realisierten Umweltschutzniveau ohne
sich an den Kosten zu beteiligen. Haben
multinationale Abkommen bei der Be-
reitstellung globaler öffentlicher Güter
wenig Erfolg, könnten auch in diesem
Zusammenhang Unternehmen eine we-
sentliche Rolle spielen. Unternehmen se-
hen sich dabei genau wie Staaten dem
Problem des Free Riding gegenüber. Als
Lösung dieser Dilemmasituation bietet
sich eine Kooperation der Konkurrenten 

(weiter auf Seite 17)
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Hallo, ich bin Inge
aus Flensburg. 

Eigentlich wollte ich ja
Kindergärtnerin 

werden...
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in Form einer kollektiven Selbstbindung
an. Als Voraussetzung für die Verfolgung
einer solchen Strategie nennt Suchanek
(2001, S. 117f.) drei Bedingungen: Die
kollektive Selbstbindung muss für die
teilnehmenden Unternehmen grundsätz-
lich vorteilhaft sein; ihre Durchsetzung
muss glaubhaft gewährleistet sein; und sie
darf nicht zu einer Einschränkung des er-
wünschten Wettbewerbs führen. Die
Überlegenheit der Selbstverpflichtung
von Unternehmen gegenüber multinatio-
nalen Abkommen liegen in der proakti-
ven Haltung der Unternehmen und der
häufig besseren Nutzung lokalen Wis-
sens. Foren wie der UN Global Compact
könnten dabei geeignete Plattformen
darstellen.
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Lieferbare Bücher und Zeitschriften der SRzG

! Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (Hrsg.): Die 68er. Warum wir Jungen sie nicht mehr brauchen, 
Kore Verlag: Freiburg 1998, Internetausgabe: Oberursel 1998           10 €

! Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (Hrsg.): Ihr habt dieses Land nur von uns geborgt, 
Rasch und Röhring Verlag: Hamburg 1997 10 €

! Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (Hrsg): Was bleibt von der Vergangenheit? Die junge Generation im 
Dialog über den Holocaust. 
Mit einem Vorwort von Roman Herzog, Ch.Links Verlag: Berlin 1999 20 €

! Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (Hrsg): Handbuch Generationengerechtigkeit? 
(oekom Verlag) 2003 25 €

! Jörg Tremmel/Gotlind Ulshöfer (Hrsg.): Unternehmensleitbild Generationengerechtigkeit - Theorie und Praxis 15 €
(IKO Verlag) 2005

Ausgaben der Zeitschrift Generationengerechtigkeit
Folgende bisher erschienenen Ausgaben können Sie bei der SRzG beziehen:

! Finanzielle GG (Jg 2, Heft 1) ! Generationengerechtigkeit und Familienpolitik (Jg 3, Heft 3) 
! Ressourcenproduktivität (Jg 2, Heft 2)  ! Generationengerechtigkeit und Bevölkerungspolitik (Jg. 4, Heft 1)
! What is Generational Justice? - 1

st
engl. Ed. - (Jg 2, Heft 3) ! Justice, Ethics, Ecology - 2nd engl. Ed.- (Jg. 4, Heft 2).

! Generationengerechtigkeit oder Nachhaltigkeit (Jg 3, Heft 1) ! Generationenbeziehungen und Bildung (Jg. 4 Heft 3)
! Unternehmen und Generationengerechtigkeit (Jg 3, Heft 2) ! Dt.-Poln. Ausgabe: Einführung in die Generationengerechtigkeit (Jg. 4 Heft 4)

Einzelpreis je Heft: 10 € -  Abopreis: 25 € jährlich

DVD über die SRzG

Kostenlose Schriften der Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen
! Kurzinformation (Flyer)
! Das Wichtigste in Kürze! (Die Selbstdarstellung der SRzG)
! Die SRzG im Spiegel der Presse
! Resolution des Europäischen Jugendkongresses 2000 "Our Common Future - Realising Sustainability",
! Resolution des 2.Jugendkongreß der SRzG (Politiktest-Ergebnisse),
! Resolution des 1. Jugendkongresses der SRzG (neue Generationenverträge)
! Gesprächskultur der SRzG
! Stellungnahme zur Darstellung des Generationskonfliktes in den Medien

Videokassette von YOIS
! Rally of Youth 2001 (deutsch)
! Rally of Youth 2001 (englisch)

(zu beziehen bei: Videart 21, Magnus Pechel, fon: 06421-63101 o. 0177-4146743, e-mail videart21@web.de)

Wer unten ist, fordert Gleichheit. 
Wer oben ist, behauptet, sie sei
erreicht.
Lothar Schmidt
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Dieser Artikel ist eine Zusammenfassung des
Wettbewerbsbeitrags "Generationengerechtig-
keit und Unternehmen". Der Beitrag konzen-
triert sich darauf, wie an bereits bestehende Ma-
nagementmethoden und -instrumente angeknüpft
werden kann, um Unternehmen generationen-
gerechter auszurichten.

Generationengerechtigkeit bedeutet für
Unternehmen, dass nicht nur ein Ver-
haltenswandel der Mitarbeiter gegenüber
der natürlichen Umwelt, sondern auch
gegenüber den Kollegen, Geschäftspart-
nern, Kunden und Anspruchsgruppen
erforderlich ist. Dieses kann jedoch nur
erfolgreich mit einer Veränderung der
Oberziele von Unternehmen einherge-
hen.
Die Forderung, Generationengerechtig-
keit zu einem Oberziel von Unterneh-
men zu ernennen heißt allerdings nicht,
dass Generationengerechtigkeit fortan
als alleiniges Ziel von Unternehmen
verstanden werden soll. Vielmehr besteht
die Chance, intergenerationelle Aspekte
in die Zielsetzungen eines Unterneh-
mens einfließen zu lassen. Es ließe sich
sogar bereits die neben dem Gewinn-
bzw. Erfolgsziel entstandene Zielvielfalt
wieder vereinfachen, indem Umwelt-
schutz- und Sozialziel zu einem Genera-
tionengerechtigkeitsziel zusammenge-
fasst werden.
Das dennoch hiermit eine gewaltige He-
rausforderung verbunden ist, wird spä-
testens dann deutlich, wenn man be-
trachtet, mit welchen vielfältigen Inter-
essen Unternehmen sich bereits gegen-
über den bestehenden Generationen
innerhalb und außerhalb ihrer Grenzen
konfrontiert sehen. Anders als die zu-
künftigen Generationen können sich

diese in Anspruchsgruppen organisieren
und ihre Interessen artikulieren.
Die Akteure in den Unternehmen haben
ihre eigenen, z.T. unterschiedlichen In-
teressen. Es ist die "Anschlussfähigkeit
an Kernideen politischer Strömungen"
(Jörg Tremmel im Handbuch Genera-
tionengerechtigkeit) des Begriffs der Ge-
nerationengerechtigkeit, die darauf hof-
fen lässt, dass der Begriff der Genera-
tionengerechtigkeit bei Arbeitgebern wie
auch Arbeitnehmern in Unternehmen
gleichermaßen verankert werden kann.
Ein wichtiger Anknüpfungspunkt für Ar-
beitgeber dürfte der zentrale Wert der
Freiheit innerhalb des Konzepts der
Generationengerechtigkeit sein. Beson-
ders gewerkschaftlich organisierte und
stark am Wert der Gleichheit orientierte
Arbeitnehmer dürften hingegen stark in
der intergenerationellen Gerechtigkeit
ihren Anknüpfungspunkt finden.
Wie lassen sich allerdings aus einer
Orientierung der Akteure in den Unter-
nehmen konkrete Handlungsmaximen
ableiten? Hier sollte aus der Sicht des
Autors nicht das Rad neu erfunden, son-
dern sich an den bewährten betriebs-
wirtschaftlichen Funktion und Methoden
orientiert werden - generationengerech-
te Unternehmensstrategie, Produktpoli-
tik, Unternehmensrechung sowie Perso-
nalpolitik und -entwicklung.
Dem strategischen Management ist be-
reits dem Konzept der Generationenge-
rechtigkeit eine Nähe zu attestieren, was
sich in der starken Betonung der Zeit-
und Qualitätsdimension begründen 
lässt. Das strategische Management ver-
steht sich als langfristige Verhaltenspla-
nung zur Erzielung von Wettbewerbs-
vorteilen. Die Wettbewerbsvorteile sol-
len wiederum die für das Überleben des
Unternehmens notwendige Gewinner-
zielung sicher stellen.
Wettbewerbsvorteile sollten dauerhaft
sein, sie sollten nicht kurzfristig durch
Wettbewerber imitiert werden können.
Eine Bedrohung der Wettbewerbsvor-
teile kann jedoch auch auf der Beschaf-
fungsseite des Unternehmens entste-
hen. Dieser Aspekt - die Erschöpflich-
keit grundsätzlich aller Kapitalformen -
wird in der einschlägigen Literatur des
strategischen Management allerdings
noch zu wenig gewürdigt.
Generationengerechtigkeit bedeutet für
die Produktpolitik von Unternehmen,
neben den Kunden auch den nachrück-
enden Generationen das Recht auf die

Befriedigung der eigenen Bedürfnissen
einzuräumen. Um nicht durch einen
Wiederkauf bedingten Ressourcenver-
brauch zu bewirken, sollten die Produk-
te möglichst langlebig sein. Ändern sich
jedoch die Bedürfnisse der (zukünftigen)
Produktnutzer, sollten die Produkte ent-
weder solche Modifikationen erlauben,
dass mit diesen die neuen Bedürfnisse er-
füllt werden können oder diese sollten so
in die Umwelt eingebracht werden kön-
nen, dass es für alle nachfolgenden Ge-
nerationen zu keiner die Bedürfnisbe-
friedigung einschränkender Ressourcen-
knappheit kommt.
Einer längere Produktlebensdauer bzw.
eine Wiederverwertbarkeit von Produk-
ten stellt für Unternehmen eine interes-
sante Möglichkeit dar, sich so über mehr
Generationengerechtigkeit in der Pro-
duktpolitik von Wettbewerbern zu dif-
ferenzieren und Wettbewerbsvorteile zu
erzielen. Eine stärkere Orientierung der
Unternehmen am Lebenszyklus ihrer
Produkte ist nämlich auch einer stärke-
ren Berücksichtigung der Rechte (und
Bedürfnisse!) der nachrückenden Gene-
rationen dienlich, denn diese geraten da-
mit stärker ins Blickfeld der Entschei-
dungsträger in den Unternehmen.
Auch die Unternehmensrechnung steht
dem Konzept der Generationengerech-
tigkeit nahe, da diese stark vom Grund-
gedanken des Substanzerhaltes geprägt
ist. Bilanzierte und monetär bewertete
Substanz darf dem Unternehmen nur
aus dem jährlichen Gewinn entzogen
werden und nicht aus der eigentlichen
Substanz selbst.
Analog zu einem nachhaltig bewirt-
schafteten Wald, darf also maximal so-
viel jährlich aus dem Unternehmen ent-
nommen werden, wie im gleichen Zeit-
raum hinzu gekommen ist. Die Bilanzie-
rungsmethodik schließt jedoch nicht al-
le Kapitalformen ein, vor allem Formen
natürlichen und sozialen Kapitals fehlen.
Hier ist die externe Unternehmensrech-
nung weiter zu entwickeln.
Hingegen haben bei der internen Unter-
nehmensrechnung die Akteure erheblich
mehr Freiheitsgrade. Wo und wie Kosten
und Leistungen innerhalb der Unter-
nehmen aufgeteilt werden, ist nahezu
vollständig den Unternehmen selbst
überlassen. Hierdurch wird die Möglich-
keit gegeben, die Kosten des Verbrauchs
von nichterneuerbaren Ressourcen se-
parat zu erfassen, um damit Transparenz 

(weiter auf Seite 19)
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Generationengerechtigkeit und Unternehmen
von Marco Wiegand

Liebe Förder-
Mitglieder der SRzG,
neben der Zeitschrift informiert die
SRzG zweimonatlich durch einen di-
gitalen Newsletter über ihre Akti-
vitäten. Leider kommen immer wie-
der e-mails als >>nicht zustellbar<<
zurück. Bitte teilen Sie uns unver-
züglich Änderungen ihrer E-Mail
mit. Wenn Sie länger als 60 Tage von
uns keinen E-Newsletter erhalten
haben, dann ist ihre richtige E-Mail
aus irgendeinem Grund nicht bei uns
im Verteiler. Schreiben Sie uns in die-
sem Fall bitte kurz an info@srzg.de.
Vielen Dank!
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zu schaffen und den Verantwortlichen
Anreize zu ressourcenschonenden Ver-
haltensweise zu geben.
Besonders in Großunternehmen sollte
näher geprüft werden, ob nicht "interne
Ökosteuern" sinnvoll wären. Werden
betriebsintern "Ökosteuern" eingeführt,
würden, bedingt durch die immer noch
niedrigeren Marktpreise, den verbrau-
chenden Kostenstellen neue Kosten in
Rechnung gestellt. Wenn dieser Kosten-
überschuss jedoch nach einem anderen
Schlüssel wieder aufgeteilt wird, bestehen
für die jeweils Verantwortlichen nahezu
die gleichen Anreize, Energie zu sparen,
wie im Falle einer wirklichen Umwelt-
steuer.
Eine generationengerechte Personalpo-
litik und -entwicklung zeigt sich nicht nur
für die Mitarbeiter verantwortlich, son-
dern auch für zukünftige und ehemalige
Mitarbeiter einschließlich der (zukünfti-
gen) Kinder der Mitarbeiter.
Vor allem kleinere Unternehmen werden
die Anforderungen einer generationen-
gerechten Personalarbeit kaum allein
meistern können. Ein Erfolg lässt sich
mit Kooperationen zwischen den Unter-
nehmen in einer Region bewerkstelligen.
Kleinere Unternehmen können bspw. ge-
meinsam einen Ausbildungsplatz stellen.
Auch kann ein Unternehmen durch eine
familienfreundliche Personalpolitik  und

durch Kooperationen mit Betreuungs-
einrichtungen den Kreis der Bewerber
auf eine freie Stelle erweitern. Ein at-
traktives Betreuungsangebot für die Mit-
arbeiter wird dazu führen, dass sich ver-
mehrt auf freie Stellen des Unterneh-
mens beworben wird. Der Wandel der
Bevölkerungsstruktur wird nämlich
schon bald in vielen Bereichen der Wirt-
schaft einen Arbeitskräftemangel bewir-
ken.
Unternehmen sollten auch die betriebli-
che Altersvorsorge als Chance begreifen
- eine Chance für die Unternehmensfi-
nanzierung, für die Attraktivität des Un-
ternehmens für die Arbeitnehmer sowie
für die nachrückenden Generationen.
Das setzt allerdings voraus, dass die Art
der betrieblichen Altersvorsorge selbst
generationengerecht ist. Die betriebliche
Altersvorsorge sollte deshalb kapitalge-
deckt sein. Dieses ist nicht nur als Bela-
stung zu sehen, sondern auch als In-
strument, sich weniger von Fremdkapi-
talgebern abhängig zu machen.
Positiv dürften sich Betriebsrenten auch
indirekt auf die Altersstruktur der Mit-
arbeiter im betreffenden Unternehmen
auswirken. Das Interesse, die Auszah-
lungsströme der Betriebsrenten über die
Jahre nahezu konstant zu halten, legt ei-
nen Anreiz für eine ausgewogene und
damit generationengerechtere Mitarbei-
terstruktur.

Festzuhalten bleiben zwei Kernaussagen
auf dem Weg zu mehr Generationenge-
rechtigkeit in Unternehmen: Generatio-
nengerechtigkeit hat bedingt durch die
ihm zu Grunde liegenden Kernideen gu-
te Chancen, auch für Unternehmen zu
einem der wichtigsten Themen im 21.
Jahrhundert zu werden. Nicht nur das
strategische Management ist als Chance
zur Anknüpfung sehen, es sollte auch an
bestehende Instrumente in der Produkt-
politik, der Unternehmensrechnung wie
auch der Personalpolitik angeknüpft wer-
den. Diese sind jedoch zielgerichtet wei-
ter zu entwickeln.

Marco Wiegand ist Programm-
Koordinator des berufsbegleitenden
Part-time MBA Programms an
der HHL Leipzig, Graduate
School for Management. 
Kontakt: Marco Wiegand,
Handelshochschule Leipzig ,
Jahnallee 59, 04109 Leipzig, marco.wiegand@hhl.de
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Ihre Spende für unsere Projekte

Die SRzG ist eine gemeinnützige Stiftung mit vielen enthusiastischen Helfern und Fördermitgliedern, stets neuen 
Projekten, jedoch auch sehr geringen finanziellen Mitteln. Nachdem das Weiterbestehen der SRzG im letzten Jahr 
gesichert werden konnte, bitten wir Sie, uns auch weiterhin zu helfen, damit wir uns für eine bessere Zukunft stark 
machen können.

Zur Zeit arbeitet die SRzG an folgenden Großprojekten:

- Zeitschrift "Generationengerechtigkeit!"
- Young Leaders Congress zur institutionellen Verankerung von Generationengerechtigkeit in den Verfassungen der 

Länder Europas und der EU, Juni 2005 in Berlin
- Wissenschaftliche Fachtagung zum gleichen Thema
- Generationengerechtigkeits-Preis 2005/2006
- Buchprojekt "Handbook Generational Justice"
- International Volunteer Office

Jede Spende hilft und "zu kleine" Spenden gibt es nicht. Wenn Sie gezielt eines unserer Projekte unterstützen wollen,
geben Sie im Verwendungszweck den Projektnamen an, ansonsten überweisen Sie einfach mit dem Verwendungszweck
"Spende" auf:

SRzG, Konto 8039555800, GLS-Bank eG (BLZ 43060967).
Sie erhalten eine steuerlich absetzbare Spendenbescheinigung.

Es ist besser, ein paar Fragen zu stel-
len, als alle Antworten schon zu ken-
nen.

James Thurber
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Wer wissen möchte, wie Unternehmen ihre Mit-
arbeiter zur Nachhaltigkeit motivieren können,
der ist auf der Website von MIMONA ge-
nau richtig. MIMONA steht kurz für
"Mitarbeiter-Motivation zu Nachhaltigkeit"
und stellt erfolgreiche Praxisbeispiele aus
Unternehmen vor. 

Motivierte und ausgebildete Mitarbeiter
sind für Nachhaltiges Wirtschaften ein
entscheidender Erfolgsfaktor. Nur mit
entsprechend motivierten und ausgebil-
deten Mitarbeitern kann sich ein Wirt-
schaften auf dem Grundsatz der Nach-
haltigkeit auch in der unternehmeri-
schen Praxis durchsetzen. Leider beste-
hen im Bereich der mitarbeiterbezogenen
Motivation und Kommunikation zu
nachhaltigem Handeln jedoch noch er-
hebliche Defizite. Andererseits gibt es ei-
ne Reihe von Positivbeispielen, die sich
in der Praxis erfolgreich bewährt haben.
Diese Möglichkeiten sind anderen Unter-
nehmen aber kaum bekannt.
Um so wichtiger ist es, diese Positivbei-
spiele der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen. Die Kenntnis solcher erfolgrei-
chen Praxisbeispiele ist für viele Unter-
nehmen ein Impuls und Anlass, derarti-
ge Maßnahmen auch im eigenen Betrieb
umzusetzen. Hierfür bietet der Internet-
auftritt von MIMONA eine Plattform.
Im Rahmen des Projektes wird, als ein
Baustein und eine wichtige Hilfestellung
auf diesem Weg, eine umfangreiche Da-
tenbank für erfolgreich in der Praxis um-
gesetzte Maßnahmen der Mitarbeiter-
motivation, -kommunikation und -ein-
bindung zu nachhaltigem Handeln im
Betrieb aufgebaut.
Bis zum Jahr 2006 werden sowohl von
den Mitarbeitern des MIMONA-Pro-
jektteams, als auch direkt von externen
Unternehmenspraktikern nach und nach
mindestens 500 erfolgreiche Praxisbei-
spiele aus allen Bereichen der Nachhal-
tigkeit in die Datenbank eingestellt. Da-
bei steht natürlich immer die Motivation
der Mitarbeiter für dieses Thema im Mit-
telpunkt. Dieses Know-how wird ande-
ren Unternehmen auf verschiedenen
Wegen wieder verfügbar gemacht, z.B.
über die Präsentation im Internet, einen
E-Mail-basierten Informationsdienst so-
wie im Rahmen einer Veranstaltungsrei-
he.
Dadurch wird insbesondere kleinen und
mittleren Unternehmen, aber auch allen
anderen Interessierten eine leicht zu-

gängliche und handhabbare Hilfestellung
gegeben, um nachhaltiges Denken und
Handeln im Unternehmen voranzubrin-
gen. Exemplarisch werden im Folgenden
zwei Praxisbeispiele aus dem sozialen Be-
reich der Nachhaltigkeit vorgestellt.

Um die Förderung von Jugendlichen
geht es auch in dem Beispiel "Projekt-
auftrag an eine Schülerfirma", ein sozia-
les Projekt von AOL.

MIMONA ist ein Projekt des Bundes-
deutschen Arbeitskreis für Umweltbe-
wusstes Management e.V. (B.A.U.M.) in
Kooperation mit der Stiftung Arbeit
und Umwelt der IGBCE. Die Koopera-
tion mit der gewerkschaftsnahen Stiftung
Arbeit und Umwelt der IG Bergbau-Che-
mie-Energie gewährleistet die Einbezie-
hung der Perspektive der Beschäftigten
und sichert zugleich die Erarbeitung
und Verbreitung des Know-hows ge-
meinsam mit mitarbeiternahen Kreisen.
Die wissenschaftliche Begleitung erfolgt
durch das Institut für Umweltschutz in
der Berufsbildung e.V., Hannover. Das
Projekt wird durch die Deutsche Bun-
desstiftung Umwelt gefördert.

Dieter Brübach ist Mitglied der
B.A.U.M. e.V.-Geschäftsfüh-
rung und Projektleiter. Kontakt:
Dieter Brübach, B.A.U.M.
e.V., Asternstraße 16, 
30167 Hannover, 
B.A.U.M.Hannover@t-online.de, 
www.MIMONA.de, www.BAUMeV.de

Sandra Felgener ist Projektmit-
arbeiterin bei B.A.U.M. e.V.
Kontakt: Sandra Felgener,
B.A.U.M. e.V., Osterstraße 58,
20259 Hamburg, Sandra.Fel-
gener@BAUMeV.de

Bes t  P r a c t i c e Be s t  P r a c t i c e Be s t  P r a c t i c e
Mitarbeiter zu nachhaltigem Handeln motivieren
von Dieter Brübach und Sandra Felgener
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Als die Gründungspersönlichkeiten Dr.
Rudolf Steiner und Dr. Ita Wegman 1921
die WELEDA aus der Taufe hoben, ahn-
ten Sie vielleicht bereits, wie nachhaltig
ihre Konzepte einer neuen Medizin und
Pharmazie sein würden: das Unterneh-
men firmierte damals unter Futurum
A.G., Chemisch-Pharmazeutische Laborato-
rien.
Über 80 Jahre später hat die mittelstän-
dische WELEDA Unternehmensgrup-
pe (Umsatz 2003: 233 Mio. CHF) mit
Stammsitz im schweizerischen Arles-
heim 20 Beteiligungsgesellschaften und
ist in über 40 Ländern der Welt vertreten.
Die größte Niederlassung befindet sich
in Schwäbisch Gmünd; dort stellen mehr
als 600 Mitarbeiter über 6000 Fertigarz-
neimittel und rund 90 Körperpflege und
diätetische Produkte her.
Die WELEDA ist jedem 3. Bundesbür-
ger ein Begriff für Körperpflege auf na-
türlicher Grundlage. Die Marke genießt
bei den Kunden ein hohes Vertrauen für
ihre Qualität. Insbesondere wird das En-
gagement des Unternehmens im Um-
weltschutz und sein Eintreten für die Vi-
sion einer nachhaltigen Entwicklung im
Sinne der Rio-Konventionen von 1992
geschätzt.
Dabei sind die wichtigsten Komponen-
ten für die WELEDA AG, die sich dem
Nachhaltigkeitskonzept verschrieben hat,
die folgenden:

1. Die WELEDA Unternehmensfüh-
rung setzt sich für die Nachhaltigkeit
ein, denn die drei Säulen der Nach-
haltigkeit - Umweltschutz, Wirtschaft 
und Soziales - werden gleichwertig be-
trachtet.

2. WELEDA setzt sich aktiv und pro-
spektiv für den Umweltschutz auf re-
gionaler, nationaler und globaler Ebe-
ne ein. Denn das Unternehmen hat 
sich freiwillig dazu verpflichtet, den 
Umweltschutz kontinuierlich zu ver-
bessern.

3. Das Nachhaltigkeitsprinzip wird in 
Management und Mitarbeiterschaft 
durch offene Kommunikation, Schu-
lungen und Anreizsysteme sowie di-
rekte Partizipation an Nachhaltig-
keitsprojekten verankert.

Die Geschäftsleitung der WELEDA AG
arbeitet  seit 1995 an der praktischen
Verwirklichung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie.
Der persönliche Einsatz führte zu einer

Reihe von  Auszeichnungen, z.B. "Öko-
manager des Jahres 2002" (vergeben
von der Zeitschrift Capital und dem
WWF) sowie 2004 den B.A.U.M.-Um-
weltpreis (Bundesdeutscher Arbeitskreis
für umweltbewusstes Management;
größter europäischer und renommiertes-
ter Umweltverband der Wirtschaft).
Für WELEDA entstand inzwischen ein
tragfähiges Partnernetzwerk zwischen
den verschiedensten Umweltorganisa-
tionen, Unternehmen, staatlichen Be-
hörden und Verbänden. Als Mitglied im
Vorstand des sog. Modells Hohenlohe,
einem baden-württembergischen Fir-
mennetzwerk aus über 200 Betrieben,
fördert WELEDA außerdem nachhalti-
ges Wirtschaften in der Region. Ziel ist
es hier, nicht nur etwas für die Umwelt
zu tun, sondern auch Arbeitsplätze und
den Standort zu sichern. Die Betriebe
vor Ort werden z. B. darin unterstützt,
ökologische Innovationen hervorzu-
bringen, sich Projekten zur Kohlendi-
oxid-Reduktion anzuschließen oder ge-

meinsam Strom aus regenerativen Ener-
giequellen zu beziehen. Seit einigen Jah-
ren speist die WELEDA ihren Strom zu 
100 % aus regenerativen Energiequellen.
Für 2006 ist ein Biomassekraftwerk auf
dem Firmengelände geplant (Holzkack-
schnitzelheizung), wodurch eine jährliche
Reduktion des Kohlendioxid-Treibhaus-
gases von derzeit 1572 t auf 617 t er-
reicht werden kann.
Einen entscheidenden Schritt zu mehr
Generationengerechtigkeit verspricht
sich WELEDA in der Beteiligung  am
"Kurs 21" der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt, einer Lernpartnerschaft mit
dem Gmünder Scheffold Gymnasium
zum Thema Nachhaltigkeit. Schüler ler-
nen hierbei in Projekten das Unterneh-
men und die Leitbilder der Nachhaltig-
keit kennen. Ihre Lehrer bekommen
zusätzlich die Möglichkeit für einen of-
fenen und praxisbezogenen Unterricht
(siehe unter: www.kurs-21.de).

(weiter auf Seite 22)

B e s t  P r a c t i c e B e s t  P r a c t i c e B e s t  P r a c t i c e
Die Nachhaltigkeitsstrategie der WELEDA AG
von Dr. Manfred Kohlhase

rhythmus

balance

Mit Rhythmus und Balance den Herausforderungen 
des Lebens begegnen. WELEDA Arzneimittel und

Körperpflegeprodukte helfen individuell, das 
körperliche und seelische Gleichgewicht zu finden.
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(�Die Nachhaltigkeitsstrategie...� Fortsetzung von
Seite 21)
In diesem Zusammenhang ist die Initia-
tive von WELEDA Mitarbeitern, das
"WELEDA Generationen Netzwerk"
bemerkenswert, welches zum Ziel hat,
eine Brücke zwischen den Generationen
zu bilden: ehemalige Mitarbeiter bieten
über ein gerechtes Vergütungssystem
die verschiedensten Hilfsdienste von der
Kranken- oder Kinderbetreuung über
Einkaufserledigungen oder Fahrdiensten
bis zur Gartenpflege und Reinigungsar-
beiten für WELEDA-Beschäftigte an. Es
entsteht ein Netzwerk von Jung und Alt,
von Berufstätigen und Ruheständlern, ei-
ne lebendige Verbundenheit mit dem
Unternehmen und ein Gegengewicht
zur Sprachlosigkeit und Vereinsamung
im Alter.

Ein Jahr zuvor erhielt WELEDA das
Grund-Zertifikat des "Audits Beruf und
Familie" der gemeinnützigen Hertie-
Stiftung für das Engagement des Unter-
nehmens für die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie. Besonders zu würdigen in
diesem Zusammenhang ist eine offene
familienfreundliche Unternehmenskul-
tur mit einer eigenen Waldorf-Kinderta-
gesstätte und einem reichen Angebot an
Familienfortbildung mit Elternseminaren
und Coaching.

Eine hohe Priorität in der Nachhaltig-
keitspolitik genießen langfristige part-
nerschaftliche Verbindungen mit Liefe-
ranten und Projektpartnern und dies
insbesondere in der Rohstoffbeschaf-
fung. Als ein typisches Projekt-Beispiel
sei hier eines aus Peru herausgegriffen
und näher erläutert. Es steht stellvertre-

tend für eine ganze Reihe in den letzten
Jahren entstandener ähnlicher Vorhaben,
die ökonomische, ökologische und sozi-
ale Zielsetzungen gleichermaßen verfol-
gen:

Die wild wachsende Ratanhia-Heilpflan-
ze gehört für die Andenbewohner wegen
ihrer entzündungshemmenden Wirkung
(besonders im Mundbereich) seit Jahr-
hunderten zum traditionellen Arznei-
mittelschatz. WELEDA verwendet ihre
Wurzeln zur Herstellung von 5% alko-
hol-wässrigen Tinkturen, die beispiels-
weise als Bestandteil von Zahn-
creme oder Zahnfleischbalsam eingesetzt
werden.

1999 schnellte plötzlich der Weltbedarf
an dieser Pflanze von 70 Tonnen pro
Jahr auf 120 Tonnen in die Höhe. Die
Wildbestände waren akut gefährdet.

WELEDA entwickelte zusammen mit
der GTZ (Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit) ein Konzept, das eine
kontrollierte und nachhaltige Wildernte
in noch ergiebigen Standorten ga-
rantiert. In Kooperation mit dem Insti-
tuto Nacional de Recursos Naturales
(INRENA) des peruanischen Agrarmi-
nisteriums wurden hierfür geeignete Or-
ganisationen identifiziert und Sammler
fachgerecht ausgebildet. Gleichzeitig
werden die Vorraussetzungen für eine
Förderung der natürlichen Vermehrung 
der Ratanhia-Pflanze und die agrotech-
nischen Bedingungen für eine Kultivie-
rung wissenschaftlich geklärt.
Auf diese Weise werden mehrere Nach-
haltigkeitsaspekte gleichzeitig umgesetzt:

1. Die Sammler (in der Regel arme pe-
ruanische Bauern) haben ein vertrag-
lich zugesichertes garantiertes Ab-
nahmevolumen und ein Zusatzein-
kommen bei fairen Preisen.

2. Die Sammler werden in nachhaltigen 
Erntetechniken geschult, was die Aus-
plünderung der Sammelgebiete ver-
hindert und für eine langfristige Nut-
zung sorgt.

3. Das Sammelgebiet wird unter Natur-
schutz gestellt, was wiederum die ge-
fährdete Pflanzenart vor dem Aus-
sterben zu bewahren hilft.

4. WELEDA hat eine gesicherte Be-
schaffungsquelle für die Ratanhia- 
Tinkturen und damit eine größere Pla-
nungssicherheit.

Nachhaltigkeit bedeutet hier direkt im
Sinne der Rio Konventionen einen Bei-
trag zum Schutze der Umwelt und hilft
ein Stück weit bei der Armutsbekämp-
fung.

Es ließen sich nun noch etliche weitere
praktische Nachhaltigkeitsszenarien
schildern, die aber hier leider keinen
Platz mehr finden. Sie finden bei Inter-
esse einen guten Überblick in unserem
letzten Nachhaltigkeitsbericht "Trans-
parenz 3 und 3.1." (WELEDA Dialog-
telefon: 07171/919414, e-mail: dialog@
weleda.de)                            

Dr. Manfred Kohlhase ist Be-
reichsleiter Nachhaltigkeit und
Umwelt, WELEDA internatio-
nal; Ökomanager des Jahres
2002 sowie Träger des
B.A.U.M.-Umweltpreises 2004. 
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GG! in Bibliotheken

Damit die Zeitschrift Generationengerechtigkeit! auch weiterhin erscheinen kann, brauchen wir ihre Mithilfe.

Unsere Bitte deshalb: Liegen Ihnen unsere Arbeit und Anliegen ebenfalls am Herzen, können Sie uns aktiv unter-
stützen, indem Sie in Ihrer Stadt- oder Unibibliothek ein Abo der GG! vorschlagen. Die Bibliotheksverwaltungen
richten sich häufig bei ihren Anschaffungen von Büchern und Zeitschriften nach den Wünschen ihrer Benutzer! Spre-
chen Sie mit einem Mitarbeiter Ihrer Bibliothek! Die Zeitschrift, deren Aufmachung und Qualität von vielen 
renommierten Wissenschaftlern gelobt wird, spricht mit ihren Themen zum aktuellen Zeitgeschehen sowohl Fach-
leute als auch Laien an.

Noch ein Extra-Dankeschön ist Ihnen von Seiten der SRzG gewiss, wenn Sie in einem Aufwasch auch gleich die 
Anschaffung des Handbuchs Generationengerechtigkeit verlangen.
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In weiten Teilen der Welt, in denen die Bayer
AG geschäftlich tätig ist, versucht das Unter-
nehmen zur Stärkung des Umweltbewusstseins
und zur Förderung des Umweltwissens beizu-
tragen. Die junge Generation spielt dabei eine
entscheidende Rolle. Im Rahmen der Partner-
schaft mit dem Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen (UNEP) betreibt der Leverku-
sener Konzern daher weltweit Umwelt -
Capacity Building für Jugendliche.

"Die Idee des Umweltschutzes in Euro-
pa und bei uns ist dieselbe. Aber hier se-
hen wir, wie man die Idee praktisch um-
setzen kann", sagt Koh Shiang-loong aus
Singapur. Die junge Studentin engagiert
sich für den Umweltschutz in ihrem
Land und hat wichtige Erkenntnisse
hierzu auf einer Studienreise in Deutsch-
land gewonnen. Koh Shiang-loong ist ei-
ne junge "Umweltbotschafterin".
Mit dem Projekt "Bayer Young Envi-
ronmental Envoy - In Partnership with
UNEP" bietet Bayer Jugendlichen aus al-
ler Welt, die Möglichkeit, Prinzipien und
Praktiken des modernen Umweltschut-
zes in Deutschland aus erster Hand
kennen zu lernen. Die 17- bis 24-jährigen
Teilnehmer, die sich in besonderem Ma-
ße für Umweltfragen interessieren und
engagieren, werden in ihren Heimatlän-
dern in Kooperation mit Partnerorgani-
sationen ausgewählt. Der soziale Stellen-
wert der Environmental Envoy - Initia-
tive ist hoch: So werden die jungen Leu-
te etwa in Thailand von einem Mitglied
des Königshauses und in den Philippinen
von der Staatspräsidentin im Rahmen ei-
ner Audienz zu "Umweltbotschaftern"
ihres Landes ernannt. Um selbst zu ler-
nen - und das in Deutschland erlangte
Wissen dann an möglichst viele Alters-
genossen weiter zu geben.

Entscheider von morgen fördern 
Ein wichtiges Ziel des Umweltbotschaf-
ter-Projekts liegt darin, jungen Menschen
ein umfassendes Verständnis für das

komplexe Zusammenspiel von Indu-
strie, Behörden und privaten Haushalten
zu vermitteln und moderne, nach dem
Konzept der Nachhaltigkeit aufgebaute
industrielle Produktentwicklung und -
herstellung zu erläutern. Höhepunkt der
alljährlichen Aktivitäten ist eine Stu-
dienreise nach Deutschland zur Bayer-
Konzernzentrale, Umweltbehörden und
kommunalen Entsorgungsbetrieben.
Hier erhalten die jungen Leute einen
Überblick darüber, was heute im moder-
nen Umweltschutz alles möglich ist: Das
beginnt mit klassischer Entsorgung, geht
über optimierte Prozesstechnologie, die
bereits während der Herstellung von
Produkten Ressourcen schont, und endet
mit einem Einblick in die Forschung, die
schon in der Phase der Entwicklung die
Umweltverträglichkeit von neuen Pro-
dukten in den Blick nimmt. Experten aus
dem Hause Bayer diskutieren mit den
jungen Menschen alle Facetten des Um-
weltschutzes. Nach ihrer Rückkehr in die
Heimatländer berichten die jungen Um-
weltbotschafter in ihren diversen Netz-
werken über ihre Erlebnisse, Eindrücke
und Erfahrungen und helfen so, den Ge-
danken der Nachhaltigkeit weiter zu tra-
gen. Bayer unterstützt die Jugendlichen
auch dabei, die während der Studienrei-
se neu geknüpften Kontakte dauerhaft
pflegen zu können.
Der Schwerpunkt des Programmes liegt

auf den rasch wachsenden jungen Volks-
wirtschaften der Regionen Asien, Latein-
amerika und Osteuropa. Mitte der neun-
ziger Jahre als lokales Projekt in Thailand
initiiert - wo die Initiative heute als eine
der wichtigsten Umwelt-Ausbildungs-
maßnahmen gilt -, wurde das Konzept
inzwischen auf Indien, China, Singapur,
Korea, Indonesien und die Philippinen
ausgedehnt. In Lateinamerika nahmen im
Jahr 2004 zum ersten Mal Brasilien, Ko-
lumbien, Venezuela und Ecuador am
Young Environmental Envoy teil, in
Osteuropa hat sich als erstes Land Polen
der Initiative angeschlossen. Ende 2004

waren 50 junge Umweltbotschafter aus
diesen Ländern auf Einladung von Bay-
er eine Woche zu Besuch in Deutschland.
Seit 1998 haben sich mehr als 3.000 Ju-
gendliche mit exzellenten Beiträgen für
dieses Projekt beworben. Rund 150 ha-
ben bereits als Umweltbotschafter
Deutschland besucht. Einige von ihnen
arbeiten heute in umweltrelevanten Auf-
gabenbereichen - in Verbänden oder Be-
höden, Nichtregierungsorganisationen
oder in den Medien. Damit können sie
dauerhaft wichtige Impulse geben, um
die Zukunft des Umweltschutzes in ihren
Ländern mit zu gestalten.

Gesellschaftliches Engagement
von Bayer
Doch Bayer unterstützt nicht nur Ju-
gend-Umweltprogramme. Insgesamt för-
dert der Konzern weltweit rund 300 Pro-
jekte im Rahmen seines gesellschaftli-
chen Engagements (Corporate Social
Responsibility - CSR). Das Umweltbot-
schafter-Programm ist dabei ein Kern-
projekt in den beiden strategischen
Schwerpunktbereichen Bildung und Um-
weltschutz. Ebenso wie hier spielt die
Förderung von Jugendlichen auch in den
weiteren CSR-Schwerpunktbereichen bei
Bayer, der Sicherung sozialer Grundbe-
dürfnisse sowie im Bereich Sport und
Kultur, eine zentrale Rolle.

Die Partnerschaft mit UNEP
Das von Bayer gegründete Young Envi-
ronmental Envoy - Programm ist inzwi-
schen das Herzstück einer weltweiten
Kooperation in der Jugend-Umweltar-
beit, die Bayer mit UNEP, der Umwelt-
Organisation der Vereinten Nationen,
abgeschlossen hat. Der Bayer-Vor-
standsvorsitzende Werner Wenning und
UNEP-Exekutivdirektor Klaus Töpfer
unterzeichneten im Sommer 2004 einen
Rahmenvertrag. Bayer ist damit der erste
privatwirtschaftlichen Partner von UN-
EP im Bereich Jugend und Umwelt.

UNEP verfolgt mit seiner Strategie
"Tunza" (in Kisuaheli, gesprochen in
Ostafrika, bedeutet Tunza "mit Sorgfalt
und Hingabe behandeln") die gleiche
doppelte Zielsetzung wie Bayer mit sei-
nem Engagement in der Jugend-Umwelt-
bildung: die Jugendlichen - als die Erben

(weiter auf Seite 24)
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Das Umwelt-Wissen von Jugendlichen stärken
Wie Bayer und UNEP im Bereich Jugend und Umwelt zusammen arbeiten
von Dirk Frenzel

Fahrt auf dem Rhein zur Analyse von Wasserproben -
auch das gehört zum Programm der jungen Umweltbot-
schafter

Informationen über Umweltschutz bei Bayer
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(�Das Umwelt-Wissen...� Fortsetzung von Seite 23)
der Welt von morgen - in Umweltthemen
einzubinden und ihr Umweltwissen wei-
ter zu stärken. UNEP-Chef Töpfer be-
merkte hierzu anlässlich der Unterzeich-
nung des Kooperationsvertrages in Le-
verkusen: "Das Engagement des Kon-
zerns in diesem Bereich ist sicherlich ein
hervorragendes Beispiel, wie wir in ei-
nem partnerschaftlichen Ansatz mit ei-
nem Wirtschaftsunternehmen etwas für
die Jugend und den Umweltschutz be-
wegen können."  
In Asien haben Bayer und UNEP pro-
jektbezogen bereits seit Mitte der neun-
ziger Jahre im Bereich Jugend und Um-
welt zusammengearbeitet. Das Partner-
schaftsabkommen stellt diese Koopera-
tion nun auf eine globale Basis. Es wer-
den sowohl die gemeinsamen Projekte
auf weitere Länder und Regionen ausge-

weitet als auch neue Aktivitäten entwick-
elt. Die strategische Partnerschaft zwi-
schen Bayer und UNEP umfasst ein
knappes Dutzend gemeinsamer Projek-
te - neben dem Young Environmental
Envoy unter anderem: einen Jugend-Mal-
wettbewerb anlässlich des Welt-Umwelt-
tages, das Jugend-Magazin von UNEP
"Tunza", internationale Jugend-Umwelt-
foren und -netzwerke sowie einen Foto-
grafie-Wettbewerb. Einige Projekte, wie
zum Beispiel das Umweltbotschafter-
Programm, liegen in der Hauptverant-
wortung von Bayer. Andere Projekte wie
das Tunza Magazin, das Bayer finanziell
mit trägt, liegen in der inhaltlichen Ver-
antwortung von UNEP. In alle Projekte
bringen die Partner gemeinsamen Perso-
naleinsatz ein und nutzen die jeweiligen
Infrastrukturen zur Stiftung von Syner-
gien. Zudem unterstützt Bayer die zu-

nächst auf drei Jahre angelegte Partner-
schaft mit jährlich 1 Million Euro.
Suthathib Thajchayapong von der thai-
ländischen Association For Life and the En-
vironment, einer Partnerorganisation des
Umweltbotschafter-Programms, fasst ei-
ne Grunderfahrung der Jugendlichen
aus den Ländern, in denen der Umwelt-
schutz noch keinen mit Deutschland ver-
gleichbaren Stellenwert besitzt, wie folgt
zusammen: "Die Teilnehmer hören sonst
immer nur von den Problemen mit der
Umwelt. Einmal im Leben sollen sie sehen,
dass man Probleme auch lösen kann."
Dirk Frenzel betreut bei Bayer die
Themengebiete Gesellschaftspolitik,
Forschung und Umwelt in der Kon-
zernkommunikation. Kontakt: Dirk
Frenzel, Bayer AG Leverkusen, Ab-
teilung Unternehmenspolitik und Presse, 51368 Le-
verkusen, dirk.frenzel.df@bayer-ag.de
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UN-Richtlinien für eine verbesserte Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung
von Sebastian Klüsener in Kooperation mit 
RUNIC - Verbindungsbüro Bonn 
Nachdem auf der Weltumweltkonferenz
in Rio de Janeiro 1992 das Leitbild der
Nachhaltigen Entwicklung propagiert
worden war, begannen in der Folge vie-
le Unternehmen und Organisationen
mit dem Veröffentlichen von Nachhaltig-
keitsberichten. Darin gaben sie über die
ökonomischen, ökologischen und sozia-
len Dimensionen ihrer Aktivitäten, Pro-
dukte und Dienstleistungen Auskunft.
Allerdings zeigte sich damals, dass der
Nachhaltigkeitsbegriff von Akteuren
sehr unterschiedlich verstanden wurde.
Auch fehlten einheitliche Standards, so
dass Nachhaltigkeitsberichte unter-
schiedlicher Unternehmen und Organi-
sationen nur schwer vergleichbar waren.
Daher starteten die Vereinten Nationen
1997 die "Global Reporting Initiative"
(GRI), welche zum Ziel hat, global an-
wendbare Qualitätsstandards für die Er-
stellung von Nachhaltigkeitsberichten
zu entwickeln.
Um eine hohe Akzeptanz für die GRI-
Richtlinien zu erreichen, wurde bereits
von Beginn an eine weite Bandbreite von
gesellschaftlichen Akteuren in deren Er-
stellung und Überarbeitung eingebun-
den. So sind neben Unternehmen, Insti-
tutionen des Rechungswesens und Inves-
torengruppen auch Umwelt-, Menschen-
rechts-, Forschungs- und Arbeitsorgani-
sationen aktiv beteiligt. Federführend ist
dabei das Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen (UNEP), welches hierbei
mit der vom UN-Generalsekretär Kofi

Annan gestarteten "Global Compact In-
itiative" kooperiert, die in der Ausgabe
2/2003 der Generationengerechtigkeit! vor-
gestellt worden war.
Es wird davon ausgegangen, dass es sich
bei der GRI um eine Langzeitinitiative
handelt, da die Richtlinien einer ständi-
gen Anpassung und Verbesserung bedür-
fen. Im Jahr 2000 wurde die erste Versi-
on der Richtlinien veröffentlicht, welche
2002 durch eine überarbeitete Fassung
ersetzt wurde. Sie kann im Internet (sie-
he unten) heruntergeladen oder in Buch-
form bestellt werden. Unternehmen und
Organisationen können die Richtlinien
auf freiwilliger Basis bei der Erstellung
von Nachhaltigkeitsberichten nutzen.
Durch die Verfassung eines solchen Be-
richts können die jeweiligen Akteure ihr
Verständnis dafür vertiefen, inwieweit die
Aktivitäten ihrer Organisationen zu einer
Nachhaltigen Entwicklung beitragen.
Die Nutzung der Leitlinien kann dabei in
zwei unterschiedlichen Weisen gesche-
hen. So kann man sie in einfacher Form
als informelle Referenz benutzen. Alter-
nativ besteht auf einem anspruchsvolle-
ren Niveau die Möglichkeit, sie "in ac-
cordance" zu verwenden. Letztgenannte
beruht auf Transparenz und bezweckt
ein Gleichgewicht zwischen Flexibilität
in der Berichterstattung und Vergleich-
barkeit von Berichten.
Über die Nutzung der zur Verfügung ste-
henden Informationen hinaus besteht
für Unternehmen und Organisationen

die Möglichkeit, sich aktiv an der GRI-
Initiative zu beteiligen. So können sie ein
sogenannter "Organisational Stakehol-
der" werden. Hierbei verpflichtet sich der
jeweilige Akteur, an der Initiative aktiv
teilzunehmen und einen Nachhaltig-
keitsbericht über seine Aktivitäten zu
veröffentlichen, welcher sich an den
GRI-Richtlinien orientiert. Im Gegenzug
werden die beteiligten Unternehmen
und Organisationen regelmäßig mit neu-
esten Informationen über die GRI ver-
sorgt. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit, von Universitäten detailliertes
Feedback zu den Nachhaltigkeitsberich-
ten zu bekommen. Auch dürfen "Orga-
nisational Stakeholder" das Logo der
GRI-Initiative für Werbezwecke benut-
zen. Parallel dazu kann die GRI bei Ver-
anstaltungen und auf der Webseite über
die beteiligten Unternehmen und Orga-
nisationen informieren. Des weiteren er-
geben sich noch eine weitere Reihe von
Vorteilen wie etwa reduzierte Teilnah-
mebeiträge für Veranstaltungen und po-
litische Mitbestimmung bei der Wahl der
Führungsstrukturen der Initiative.

Weiterführende Informationen zur Global Re-
porting Initiative finden sich im Internet unter :
http://www.globalreporting.org.

Die deutsche Fassung der Richtlinien kann un-
ter folgender Adresse heruntergeladen werden:
http://www.globalreporting.org/guidelines/
2002/2002Guidelines_German.pdf.
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Tremmel, Jörg / Ulshöfer, Gotlind (Hg.):
�Unternehmensleitbild
Generationengerechtig-
keit - Theorie und  Praxis�
Buchvorstellung

Nach ihrem erfolgreichen
Handbuch Generationen-
gerechtigkeit veröffent-
licht die SRzG nun einen
zweiten Sammelband.
Der vorliegende Band
Unternehmensleitbild Genera-
tionengerechtigkeit - Theorie
und Praxis fasst den Stand der Forschung
und des gesellschaftspolitischen Diskurses
zusammen. Die Beiträge sind ein Leitfaden
für Unternehmer, Manager, Politiker und
verantwortungsbewusste Konsumenten.
Der Sammelband dokumentiert in seinem
ersten Teil die Beiträge und Diskussionen
des Symposiums Generationengerechtigkeit als
Leitbild für Unternehmen, das vom 10.-12. Sep-
tember 2004 in Kooperation mit der Evan-
gelischen Akademie Arnoldshain (EAA)
stattfand. Die Beiträge des zweiten Teils des
Sammelbandes wurden für den 2. Genera-
tionengerechtigkeits-Preis angefertigt. Zu
den Autoren gehören Dr. rer. pol. cand. Jörg
Tremmel (Stiftung für die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen), Dr. Gotlind Ulshöfer (Evangelische
Akademie Arnoldshain), Prof. Dr. Georg
Müller-Christ (Universität Bremen), Dr. Volker
Teichert (Forschungsstätte der Evangelischen Stu-
diengemeinschaft Heidelberg), Prof. Dr. Bernd
Siebenhüner (Universität Oldenburg), Volkmar
Lübke (Bundesvorstand Verbraucher Initiative

e.V.), Dr. habil. Ignacio Campino (Deutsche
Telekom), Antje Schumacher (ver.di Bundes-
vorstand) Professoren Edeltraud und Tho-
mas Günther (Technische Universität Dresden),
Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Koslowski (Univer-
sität Amsterdam), Jan Marek Pfau, Frauke Da-
vid, Stephan Heblich, Oliver Falck und
Christoph Kneiding (alle Preisträger des Gene-
rationengerechtigkeits-Preises 2003/2004).

Viel Spaß mit diesem innovativen Buch wünschen
Jörg Tremmel/Gotlind Ulshöfer/Thomas Wie-
chers/Adrian Schell

Tremmel, Jörg / Ulshöfer, Gotlind (Hg.):
Unternehmensleitbild Generationengerechtigkeit
- Theorie und Praxis. Hamburg 2005, 360
Seiten, IKO Verlag, Erscheint Mai 2005

Oliver Lorz:
�Intergenerative Umver-
teilung in der repräsen-
tativen Demokratie�
Rezensent: Frank Schmilowski

Die deutsche Rentenver-
sicherung befindet sich
schon seit geraumer Zeit
in der Krise, da immer
mehr Beitragsempfänger
immer weniger Beitrags-
zahlern gegenüberstehen.
Mittels ständig neuer Re-
formkonzepte, wie beispielsweise der Be-
steuerung der Renten ab dem 01.01.2005,
versucht die Politik die Lasten gerecht zwi-
schen der Arbeiter- und Angestelltengene-
ration auf der einen und der Rentnergene-
ration auf der anderen Seite zu verteilen.
Das im Rahmen der Kieler Studien er-
schienene Buch von Oliver Lorz mit dem
Titel "Intergenerative Umverteilung in der
repräsentativen Demokratie" widmet sich
genau dieser staatlichen Umverteilung zwi-
schen den Generationen, wie sie z.B. durch
die umlagefinanzierte Rentenversicherung
erfolgt. Der Autor leitet in einem Modell-
ansatz der repräsentativen Demokratie eine
"gleichgewichtige Umverteilungspolitik" ab
und analysiert diese systematisch. Dabei
geht er von der Prämisse aus, dass die Re-
gierung durch die intergenerative Umver-
teilung versucht, die politische Unterstüt-
zung sowohl der jungen, arbeitenden Gene-
ration als auch der Rentnergeneration zu
maximieren.
Trotzdem, so zeigt die Studie, kann sich die
Umverteilungspolitik in der repräsentativen
Demokratie von der optimalen Politik un-
terscheiden, da die Wohlfahrt zukünftiger
Generationen, im Gegensatz zum idealen
"Sozialen Planer", nicht im Kalkül der po-

litischen Entscheidungsträger auftaucht.
Gleichzeitig wird aber durch die Umvertei-
lungspolitik die Ersparnisentscheidung der
jungen Generation und somit die Wohlfahrt
nachfolgender Generationen beeinflusst.
Ein weiterer Aspekt der Studie ist der Ein-
fluss des demographischen Wandels und
der zunehmenden internationalen Kapital-
mobilität auf die intergenerative Umvertei-
lung in der repräsentativen Demokratie.
Dabei gilt, dass die Beiträge zur intergene-
rativen Umverteilung beim Übergang von
einem geschlossenen Land zu einer Öko-
nomie mit internationaler Kapitalmobilität
ansteigen.
Neben der Umverteilung zwischen den Ge-
nerationen thematisiert der Autor darüber
hinaus den Zusammenhang zwischen der
intergenerativen Umverteilung und der ein-
kommensabhängigen Umverteilung inner-
halb einer Generation. Im Rahmen des Mo-
dells wird deutlich, dass durch eine einkom-
mensabhängige Abstufung von Beiträgen
und Transfers die Arbeitsangebotsentschei-
dung der jungen Generation verzerrt wird.
Letztlich stellt der Autor bestimmte institu-
tionelle Normen dar, die verhindern, dass
nachfolgende Regierungen Rentenansprü-
che beliebig verändern bzw. als Mechanis-
mus dienen, Ineffizienzen bei der Umvertei-
lung innerhalb einer Generation zu ver-
meiden.
Wie bereits durch den kurzen, inhaltlichen
Abriss deutlich wird, zielt das Buch vor al-
lem auf eine wirtschaftswissenschaftliche
Leserschaft. Gerade die spezifische Termi-
nologie und die große Anzahl an Formeln
und Funktionen erschwert den Zugang für
den fachfremden Leser erheblich, auch
wenn der klare und gut strukturierte Aufbau
dies teilweise kompensiert. Besonders inter-
essant dürfte das Buch deshalb für Volks-
wirtschaftler mit einem entsprechenden
Themenzuschnitt sein. Darüber hinaus, so
auch der Anspruch des Autors, richtet sich
die Studie an Praktiker bzw. Politikberater
im sozialen Bereich. Getreu dem Motto: Ei-
ne gerechtere Rentenpolitik ist möglich!

Lorz, Oliver: "Intergenerative Umverteilung in der
repräsentativen Demokratie", Reihe: Kieler Studien
- Kiel Studies Bd. 323, Heidelberg 2003, 174 Sei-
ten, ISBN 3-540-00819-5 
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Bücher

Die gefährlichste Weltanschauung ist
die Weltanschauung derjenigen, die
die Welt nicht angeschaut haben.

Alexander von Humboldt
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Matthias König, Matthias Schmidt
(Hrsg.):
"Unternehmensethik kon-
kret. Gesellschaftliche
Verantwortung ernst ge-
meint."
Rezensent: Frank Schmilowski
Bereits Goethe wußte:
"Grau ist alle Theorie!"
Und in der Tat fehlt es
zum Thema Unterneh-
mensethik nicht an wis-
senschaftlich-theoreti-
scher Literatur.
Andererseits sind gangba-
re Konzepte und konkrete Lösungsvor-
schläge bislang Mangelware. Abhilfe schaf-
fen will das Buch von Matthias König und
Matthias Schmidt. In "Unternehmensethik
konkret" beleuchten Manager, Berater und
Aktivisten "Hinter-Gründe", Instrumente
und Erfahrungen dieses Themas.
Selbstverständlich fehlt es einer solchen Pu-
blikation jedoch nicht am theoretischen Un-
terbau. So liefert beispielsweise Luiz Carlos
Bombassaro (UFRGS, Porto Alegre) eine
philosophische Annäherung, in der er fest-
stellt, das eine funktionierende Gemein-
schaft ohne die ethische Gestaltung des Zu-
sammenlebens nicht möglich ist. Matthias
Schmidt (CIMAP Consulting GmbH Ev.
Akademie der Pfalz) zeigt mit seinem "Un-
ternehmensethik-Modell" einen Weg auf,
wie Manager (ethische) Grundwerte im Un-
ternehmen bestimmen und institutionali-
sieren, ohne den wirtschaftlichen Erfolg aus
den Augen zu verlieren.
Den Schwerpunkt der Publikation bildet
aber zweifellos die praktische Auseinander-
setzung mit der Materie. So werden bei-
spielsweise Konzepte vorgestellt, mit denen
ethische Leitlinien im Unternehmen plaziert
werden können. Matthias König (Systain
Consulting GmbH) geht in diesem Zusam-
menhang der Frage nach welche ökonomi-
schen und ethischen Grenzen für eine Un-
ternehmensethik bestehen können. Dabei
gelangt er zu dem Schluss, dass die erfolg-
reiche Umsetzung von unternehmensethi-
schen Maßnahmen sowohl den einzelnen
Mitarbeiter als auch die institutionellen
Strukturen sowie die Unternehmenskultur
berücksichtigen muss. Friedrich Kokot
(CIMAP Consulting) stellt aus der Sicht ei-
nes "Ethikberaters" dar, wie "Business
Ethics Programme" professionell durchge-
führt werden.
Ebenso aufschlussreich sind die Erfah-
rungsberichte aus den Managementetagen.
Heinrich von Pierer schildert zum Beispiel
(Siemens AG), dass es besonders für einen
"global player" nötig ist, sich in die jeweili-

gen Gesellschaften zu integrieren, will das
Unternehmen langfristig am Markt beste-
hen. Burkhard Remmers (Wilkhahn) berich-
tet aus der Sicht der mittelständischen Mö-
belfirma Wilkhahn, wie Corporate Social
Responsibility dabei geholfen hat, der all-
gemeinen Strukturkrise in der Branche zu
trotzen. Welche Chancen und Möglichkei-
ten ein Wertemanagementsystem für die
Mitarbeiter bietet, beschreibt Hubert Pir-
rung (Pirrung GmbH) am Beispiel einer
Gebäudereinigungsfirma. Marianne Bar-
ner (IKEA) zeigt letztlich wie das Selbst-
verständnis von IKEA quasi automatisch
zu einer umfassenden gesellschaftlichen
Verantwortung beiträgt. Abgerundet wird
das Ganze durch einen Beitrag des Nach-
haltigkeitsmanagers Florian Nehm (Axel
Springer Verlag). Getreu dem Motto "tue
Gutes und rede darüber", skizziert er, wie
durch den Kontakt mit gesellschaftlichen
Akteuren, der Veröffentlichung von Nach-
haltigkeitsberichten und der Durchführung
von Pilotprojekten sich Anspruch, Wirk-
lichkeit und Wahrnehmung eines Unter-
nehmens in Einklang bringen lassen.
Der kurze inhaltlich Abriss macht deutlich,
dass "Unternehmensethik konkret" eine le-
senswerte Ergänzung zu rein wissenschaft-
lich-theoretischen Publikationen bietet. Ver-
ständlich geschrieben, vermittelt es dem
interessierten Leser einen Einblick in das
Spannungsverhältnis zwischen Wirtschaft
und Ethik. Aus diesem Grund ist es auch zu
verschmerzen, dass die Erfahrungsberich-
te teilweise an Passagen aus Werbeprospek-
ten erinnern und eine allzu kritische Aus-
einandersetzung vermissen lassen. Nichts-
destotrotz ist es den Herausgebern mit ih-
rem Buch gelungen, sich nicht allein auf
eine Beschreibung des Ist-Zustand zu be-
schränken, sondern Alternativen und In-
strumente aufzuzeigen, wie ethische
Grundwerte in Unternehmen implemen-
tiert werden können. Am Ende der Lektü-
re setzt sich somit unweigerlich der Ein-
druck fest, dass das Buch einen Weg auf-
zeigt, wie man es macht!

König, Matthias; Schmidt, Matthias (Hrsg.):
"Unternehmensethik konkret. Gesellschaftliche
Verantwortung ernst gemeint.", Wiesbaden 2002,
203 Seiten, ISBN 3-409-12162-5
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Wenn du willst, dass deine Männer
ein Boot bauen, dann schicke sie
nicht in den Wald zum Fällen der
Bäume, sondern wecke in ihnen die
Sehnsucht nach dem Meer.

Antoine de Saint-Exupèry
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Hans-Peter Weikard:
Wahlfreiheit für zukünfti-
ge Generationen - Neue
Grundlagen für eine
Ressourcenökonomik
Rezensentin: Stephanie Strunz

Zwei polarisierende de-
mographische Entwick-
lungen bewegen momen-
tan die Gemüter der inter-
nationalen Gemeinschaft.
Zum einen das drastische
Bevölkerungswachstum in
den Ländern der Dritten
Welt, zum anderen die sich beschleunigen-
de Überalterung der industrialisierten Welt.
Beide demographischen Entwicklungen
stellen die internationale Staaten-Gemein-
schaft vor große wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Probleme.
In seinem Buch "Wahlfreiheit für zukünfti-
ge Generationen - neue Grundlagen für ei-
ne Ressourcenökonomik" versucht der
Wirtschaftswissenschaftler Hans-Peter Wei-
kard die  Grundlagen für eine neue Res-
sourcenökonomik zu legen und verlagert
damit die Diskussion der Generationenge-
rechtigkeit vom Feld der Politik in die Wirt-
schaft.
Im Mittelpunkt des Buches steht eine neue
Theorie der Generationengerechtigkeit.
Weikards Argumentation: Menschliches
Handeln und der Fortschritt sind gleicher-
maßen an Ressourcen gebunden und eine
Verknappung der Ressourcen könnte dazu
führen, dass erworbene Handlungsspiel-
räume und Freiheiten in Zukunft wieder
verloren gehen.
Intergenerationelle Gerechtigkeit ist seiner
Ansicht nach nicht länger durch Wohlfahrt
und materiellen Wohlstand zu definieren,
sondern durch die Wahlfreiheit, die den
Menschen offen steht. "Intergenerationelle
Gerechtigkeit bedeutet also, allen Individu-
en gleiche Wahlfreiheit zu gewähren, und
zwar unabhängig davon, zu welcher Gene-
ration ein Individuum gehört" (S. 85). Für
Hans-Peter Weikard, ist es wichtig, dass zu-
künftige Generationen genauso ein Recht
auf offene Wahlmöglichkeiten haben, wie
die Gegenwärtige. Nachdem wir die Präfe-
renzen der zukünftigen Generationen aber
nicht kennen, können wir heute noch nicht
ihre Wahlmöglichkeiten richtig bewerten.
Trotzdem ist anzunehmen, dass die Grund-
bedürfnisse der künftigen Generationen
kaum von unseren Grundbedürfnissen ab-
weichen werden. Deshalb muss die Ressour-
cenbasis, die wir hinterlassen, der zukünfti-
gen Generation zumindest die Möglichkeit
geben, ihren Grundbedarf decken zu kön-

nen. Darüber hinaus stehen wir in der Ver-
antwortung, den zukünftigen Generationen
zumindest ebenso gute Wahlmöglichkeiten,
wie wir sie heute genießen, zu hinterlassen
(S. 8). Hans-Peter Weikards Theorie der
Wahlfreiheit berücksichtigt neben ökono-
mischen auch ökologische Aspekte. So ist
eine "hohe Biodiversität (�) ein wesent-
licher Bestandteil der Wahlmöglichkeiten
zukünftiger Generationen" (S.155).
Der Ausgangspunkt für Hans- Peter Wei-
kards Theorie ist das Prinzip der Gleich-
heit, wie sie auch im deutschen Grundgesetz
formuliert ist. Nach Weikards Interpretation
haben Individuen aller Generationen ein
Recht auf gleiche Wahlfreiheit. Gleichheit
meint jedoch nicht ein Wohlfahrtsniveau,
das dem unserer Generation entspricht oder
sogar noch höher liegt, sondern die Mög-
lichkeit der freien Entscheidung. Denn:
Würde man unser Wohlfahrtsniveau in die
Zukunft extrapolieren, so könnte die Folge
sein, dass durch zu hohen Ressourcenver-
brauch, Umweltverschmutzung und Klima-
veränderung die Wahlmöglichkeiten der
Menschen eingeschränkt werden. Insofern
stehen Wohlfahrt und Vielfalt durchaus in
einem Konflikt.
Hans-Peter Weikards Theorie der Genera-
tionengerechtigkeit lässt sich universell auf
beide demographische Entwicklungen (in
den Entwicklungsländern und in den Indus-
trieländern) anwenden. Die heutige Gene-
ration - in China wie auch in Deutschland -
trägt die Verantwortung gegenüber der zu-
künftigen Generation, dass diese ebenso
vielfältige Wahlmöglichkeiten haben wie
heute.
Hans-Peter Weikard stellt seine Theorie an-
hand von mathematischen Gleichungen
und Zitaten einflussreicher Wissenschaftler
der Wohlfahrtsökonomie dar. Leider bietet
er mit seinem akademischen Ansatz - er ist
Assistent am Institut für Finanzwissenschaft
der Uni Potsdam - für Nicht-Akademiker
schwere Kost: Laien werden es schwer ha-
ben, das Buch zu verstehen. Schade, denn
Hans-Peter Weikards Kernaussage, dass Ge-
nerationengerechtigkeit mit Wahlfreiheit
verbunden sein muss, hat es verdient, breit
diskutiert zu werden.

Hans-Peter Weikard: "Wahlfreiheit für zukünftige
Generationen - neue Grundlagen für eine Ressour-
cenökonomik", Marburg 1999, ISBN 3-89518-
233-8
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Jedes Buch hat seine heimlichen
Vorbilder.

Unbekannt
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Wolfgang Kessler, Antje Schneeweiß
(Hrsg.):
"Geld und Gewissen. 
Tu Gutes und verdiene
daran"
Rezensent: Frank Schmilowski
Geld regiert die Welt. Die-
se zugegebenermaßen
nicht ganz neue Erkennt-
nis bildet die Grundlage
des Buches von Wolfgang
Kessler und Antje Schnee-
weiß. Die beiden Heraus-
geber und Mitautoren er-
heben den Anspruch mit diesem Buch die
Richtung im unübersichtlichen Anlage-
dschungel zu weisen.
Der Einstieg in das Thema ist dabei höchst
ungewöhnlich. Der erste Teil des Sammel-
bandes mit der Überschrift "Geld und
Ethik", lässt beispielsweise Theologen zu
den Fragen Stellung nehmen: Ist Zinsneh-
men bzw. Aktienkauf mit christlichem
Glauben vereinbar? Die sehr aufschlussrei-
chen Antworten reichen von einem deut-
lichen "Ja" über ein relativierendes "Ja, aber"
bis hin zu einem klaren "Nein". Nicht we-
niger interessant ist die Darstellung mehre-
rer Alternativ-/ Regionalwährungen sowie
Tauschringen, wie z.B. dem Chiemgauer,
dem Sterntaler oder der Pflegewährung.
Dabei wird gezeigt, wie mittels innovativer
Konzepte regionale Wirtschaftsträger ge-
zielt gefördert oder wie im Falle der (japa-
nischen) Pflegewährung konventionelle
Funktionen des Geldes ersetzt und somit
zahlreiche soziale Probleme gelöst werden
können. Für eine angenehme Abwechslung
sorgen in diesem Abschnitt Interviews
und Diskussionen. So philosophieren die
Politiker Hermann Scheer und Reinhard
Loske mit dem Banker Thomas Jorberg
über Sinn und Unsinn überzogener Erwar-
tungen an ein stetiges Wirtschaftswachstum
und versuchen sich an der Formulierung ei-
nes neuen gesellschaftlichen Leitbildes.
Darauf aufbauend diskutiert Wolfgang
Kessler politische Regulierungsmöglichkei-
ten (Stichwort Tobin-Steuer) und Modifika-
tionen des Weltfinanzsystems, die helfen,
Geldspekulationen zum Wohle der Men-
schen im Zaum zu halten.
Während der erste Teil noch phasenweise
moralisierende Züge trägt, kommt der
zweite Abschnitt des Buches mit der Über-
schrift "Kompass für ethische Geldanlagen"
wesentlich handfester daher. Ziel ist es,
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie sich Ge-
winn und Gewissen vereinbaren lassen. Da-
hinter verbirgt sich der Versuch, durch das
"schlummernde Machtpotential" der priva-
ten Haushalte in Deutschland (Geldver-

mögen im Jahr 2003: 3920 Mrd. Euro) po-
sitiv auf den Geldkreislauf einzuwirken. In
einer Reihe von Beiträgen wird die gesam-
te Bandbreite unterschiedlichster ethischer
Anlagemöglichkeiten dargestellt. Diese rei-
chen von den Angeboten der Öko- und
Kirchenbanken über direkte Beteiligung an
Unternehmen bis hin zu "Öko-Lebensver-
sicherungen" und ethischen Pensionsfonds.
Auffällig ist, dass die Autoren mit einem ho-
hen Maß an Ehrlichkeit zu Werke gehen.
Anstatt überzogene Gewinnerwartungen zu
schüren, werden sowohl Chancen als auch
Gefahren und Grenzen solcher Anlage-
möglichkeiten beleuchtet. Überaus wichtig
ist zudem der Hinweis, dass nicht überall
"wo Ethik darauf steht auch wirklich Ethik
drin ist" (S. 108ff.). Dem Anleger werden in
diesem Zusammenhang nützliche Tipps an
die Hand gegeben, die helfen können,
schwarze Schafe zu entlarven.
Das Buch ist somit maßgeschneidert für all
diejenigen, die sich einen Überblick über
"alternative Investitionsmöglichkeiten" ver-
schaffen wollen. Außerdem wird mit dem
Vorurteil aufgeräumt, dass "Ethik Geld und
mehr Ethik mehr Geld kostet" (S. 135).
Aber auch der wirtschaftspolitisch interes-
sierte Leser kommt auf seine Kosten, da es
die Autoren verstehen, eine Reihe interes-
santer, ökonomischer Zusammenhänge
verständlich darzustellen. Dazu tragen auch
diverse Kästen bei, die in loser Reihenfol-
ge, komprimiert und informativ allerhand
Wissenswertes vermitteln. Ebenso benut-
zerfreundlich ist eine Liste der wichtigsten
Adressen von Anbietern ethischer Geldan-
lagen und Informationsquellen am Ende
des Buches. Für den erfahrenen Aktionär
dagegen wird das schmale Buch nicht sehr
viel Neues beinhalten. Eines leistet es je-
doch allemal, nämlich die Erkenntnis, dass
Geld die Welt gewissenhaft regieren sollte.

Kessler, Wolfgang; Schneeweiß, Antje (Hrsg.):
"Geld und Gewissen. Tu Gutes und verdiene dar-
an", Frankfurt am Main 2004, 187 Seiten,
ISBN 3-88095-139-X

Armin Pongs:
"In welcher Gesellschaft
leben wir eigentlich?"
Klappentext
In welcher Gesellschaft
leben wir eigentlich?
Menschen stellen diese
Frage, wenn sie unzufrie-
den sind, angesichts tief
greifender Veränderun-
gen ihres Lebens die
Orientierung verlieren oder sich durch
neue Herausforderungen überfordert füh-
len. Sie suchen nach Halt in einer schnell-

lebigen und unruhigen Zeit, in der steigen-
de Arbeitslosigkeit, Sozialkürzungen und
Terroranschläge die Nachrichten bestim-
men.
Der Journalist Armin Pongs hat mit zehn
Sozialwissenschaftlern Interviews über die
Gegenwart und Zukunft unserer Gesell-
schaft geführt. Im Wechselspiel von Frage
und Antwort erhält der Leser ungewöhnli-
che Einblicke in die Biographie und Gedan-
kenwelt der Experten sowie eine Vielfalt an
Antworten auf die drängenden Fragen un-
serer Zeit. Zusammen ergeben sie ein fas-
zinierendes Mosaik der Gesellschaft und ei-
ne anregende Lektüre, die sich nicht nur an
Sozialwissenschaftler richtet, sondern an je-
den Menschen, der mitreden will.

Pongs, Armin: "In welcher Gesellschaft leben wir
eigentlich? Individuum und Gesellschaft in Zeiten
der Globalisierung", München 2004, 390 Seiten,
ISBN 3-9805822-7-2

Armin Pongs:
"In welcher Gesellschaft
wollen wir leben?"
Klappentext
In Zeiten der Globalisie-
rung verliert der National-
staat seine ursprüngliche
Rolle. Der Bedeutungsver-
lust des Nationalstaates lie-
ße sich eventuell noch ver-
schmerzen, wäre der Na-
tionalstaat nicht der geschichtlich gewach-
sene und verlässliche Rahmen für die mo-
derne Form repräsentativer Demokratie. Es
stellt sich also die nicht unerhebliche Frage,
was mit den demokratischen Institutionen
passiert. Wo kann Demokratie künftig ent-
stehe? Lässt sich Demokratie auch auf eu-
ropäischer und globaler Ebene realisieren?
Viele Fragen schließen sich an, werden ge-
bündelt und laufen auf die Frage hinaus: In
welcher Welt wollen wir leben?
Es ist an der Zeit, dass eine öffentliche Di-
skussion in Gang kommt, die zur allgemei-
nen Meinungsbildung über die Zukunft der
Welt führt. Nur über eine gemeinsame An-
strengung kann ein neues, staatsübergrei-
fendes Modell der Demokratie entworfen
werden. Wie dieses letztlich aussehen kann,
entscheidet sich auf der Grundlage von ge-
regelter Konfliktaustragung. Es geht darum,
dass wir das aus der Situation ergebene
Notwendige tun, damit wir auch morgen in
einer Welt leben, in der es sich lohnt zu le-
ben.

Pongs, Armin: "In welcher Welt wollen wir le-
ben? Nationalstaat und Demokratie in Zeiten
der Globalisierung" Bd. 1, München 2003, 368
Seiten, ISBN 3-9805822-8-0

Buchrezensionen       Buchrezensionen       Buchrezensionen
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(�Wissenschaftliche...� Fortsetzung von Seite 1)
Bei der Beschaffung heutiger Mehrheiten
können die Individuen, die in Zukunft
geboren werden, nicht mitwirken. Sie
tauchen im Kalkül des Politikers, der sei-
ne Wiederwahl organisiert, nicht auf.
Dies kann man dem einzelnen Politiker
nicht zum Vorwurf machen, denn die
Rahmenbedingungen selbst schreiben es
ihm vor. Das Grundgesetz bietet bislang
wenig Hilfestellung, da unsere Rechts-
ordnung derzeit v.a. die Rechte gegenwär-
tiger Individuen (Rechtssubjekte) schützt.
Art. 20a GG und Art. 115 (in Verb. mit
109) GG haben die in sie gesetzten Er-
wartungen nicht erfüllt, d.h. eine gegen-
wartspräferierende Politik wurde da-
durch nicht unmöglich gemacht. Aus
diesen Gründen wird sich eine genera-
tionengerechte bzw. nachhaltige Gesell-
schaft nur erreichen lassen, wenn die An-
sprüche der Zukünftigen institutionell
stärker als bisher verankert werden.
Die Problematik der institutionellen Ver-
ankerung von Generationengerechtig-
keit ist jedoch nicht nur in Deutschland
ein strukturelles Problem des Staates.

Vielmehr trifft es in dieser Form auf je-
den demokratisch regierten Staat der
Welt zu.
Einige Nationen, darunter Südafrika,
Polen oder die Schweiz, haben Genera-
tionengerechtigkeit/Nachhaltigkeit be-
reits ansatzweise in ihren Verfassungen
verankert. In anderen Ländern (z.B. Is-
rael, Ungarn, Frankreich, Holland) wur-
den Institutionen gegründet, um die
Langfristigkeit politischer Entscheidun-
gen zu fördern. In den meisten europäi-
schen Ländern ist es jedoch bis heute
nicht gelungen, Generationengerechtig-
keit als verpflichtendes Staatsziel in die
Verfassung aufzunehmen oder anderwei-
tig wirksam institutionell zu schützen.
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des
Versuchs, zunehmende Rechtsgleichheit
in Europa zu erzielen, könnte das wis-
senschaftliche Symposium einen wichti-
gen Beitrag zur Forschung leisten. Ver-
ständigungen dieser Art könnten zudem
Wegbereiter für eine Institutionalisie-
rung von Generationengerechtigkeit im
europäischen Verfassungsvertrag sein.
In der wissenschaftlichen Fachtagung soll
herausgearbeitet werden, inwieweit Ge-
nerationengerechtigkeit und Nachhaltig-
keit durch institutionelle Verankerung
durchgesetzt werden können. Im ersten
Schritt sollen dazu die bereits bestehen-
den Institutionalisierungen in den Einzel-
staatsverfassungen kritisch auf ihre Wirk-
samkeit analysiert werden. Eine Kern-
frage lautet: "Haben zukünftige Genera-
tionen in diesen Staaten tatsächlich bes-
sere Aussichten auf Befriedigung ihrer
Bedürfnisse als in anderen Staaten?"
Im zweiten Schritt soll basierend auf den
Ergebnissen des ersten Schritts eine In-
stitutionalisierungsmöglichkeit erörtert 

und ein Formulierungsvorschlag für die
Europäische Verfassung ausgearbeitet
werden.
Das Thema der Generationengerechtig-
keit ist zunächst ein philosophisches, da
der angewandten Ethik die Klärung des
Gerechtigkeitsbegriffes obliegt. Da für
eine institutionelle Verankerung jedoch
zwangsläufig die juristische Dimension
dieser Thematik relevant wird, ist eine
Verständigung beider Disziplinen zur
Umsetzung der institutionellen Veranke-
rung zwingend notwendig. Insofern Fra-
gen der expliziten oder impliziten Staats-
verschuldung angesprochen werden, ist
ökonomischer Sachverstand vonnöten.
Die Politologie schließlich beschäftigt
sich mit der Durchsetzbarkeit von Refor-
men. Nur im Rahmen eines wirklich in-
terdisziplinären Symposiums wird sich
die Ausgangsfrage "Wie kann Generatio-
nengerechtigkeit institutionell verankert 
werden" beantworten lassen. Besonderes
Augenmerk wird dabei auf die Frage ge-
legt, ob wir derzeit überhaupt von der
Substanz leben. Wie sähe eine Genera-
tionenbilanz aus?
An der (englischsprachigen) wissen-
schaftlichen Fachtagung sollen 10-12
Wissenschaftler aus verschiedenen Staa-
ten teilnehmen. Die Ergebnisse sollen in
den Young Leader Congress einfließen,
der Ende Juni in Berlin stattfindet und
für den man sich unter www.srzg.de be-
werben kann. Die Fritz Thyssen Stiftung
hat die Grundfinanzierung für die wis-
senschaftliche Fachtagung zugesagt, die
Bertelsmann Stiftung hat ihre Räumlich-
keiten angeboten. Die Ergebnisse werden
so bald wie möglich publiziert und - in
Kurzform - über die Zeitschrift "Gene-
rationengerechtigkeit!" bekannt gemacht.

Fachtagung "Institutionelle Ver- 29
ankerung" (Fortsetzung von S.1)

Tagung des Lisbon Council: 30
"Modernizing The European So-
cial Model", 28.09.2004, Lisbon
Council Brüssel

"Hambacher Disput": "Zu- 31
kunftsfähig für die Vergangenheit -
Raubt die Überalterung unsere 
Zukunftschancen?", 25.09.2004,
Hambacher Schloss bei Neustadt 
an der Weinstrasse

Bundestagung des Bundesver- 32
band Katholischer Unternehmer

Tagung der Heinrich-Böll-Stif- 32
tung: "Zukunft der Gerechtigkeit.
Herausforderungen und Leitli-
nien für den Sozialstaat 2020",
10.-11.12. 2004, Umweltforum 
Berlin-Friedrichshain

Und es funktioniert doch: 32
Durch Begegnungsräume für Jung
& Alt

Berichte

Berichte Berichte Berichte Berichte Berichte

Man sollte viel öfter nachdenken; 
und zwar vorher.

Werner Mitsch

UND WART IHR AUCH IMMER
HÜBSCH KRITISCH? HABT
HINTERFRAGT UND RECHT
AUSDISKUTIERT?...
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Am 28. September 2004 fand unter dem
Titel "Modernizing The European So-
cial Model - Building a Society of Sustai-
nability, Opportunity and Responsibility
for All" ein Treffen des Lisbon Council
in Brüssel statt. Der Lisbon Council
(http://www.lisboncouncil.net/) ist eine
private Initiative mit dem Ziel, die
Durchsetzung der auf dem EU-Gipfel
von Lissabon 2003 beschlossenen Ziele
der EU (Lisbon Agenda; http://euro-
pa.eu.int/comm/lisbon_strategy/intro_
de.html) zu fördern. Zu diesem Zweck
will der Lisbon Council ein europäisches
Netzwerk von NGO's schaffen. Deshalb
war diesmal neben NGO's aus Italien,
Frankreich und den Niederlanden auch
die SRzG eingeladen worden. Vorstand
Adrian Schell und Geschäftsführer To-
bias Kemnitzer haben die Stiftung bei
dieser außergewöhnlichen Veranstaltung
vertreten.

Die Veranstaltung begann mit einer Po-
diumsdiskussion zum Thema "A Social
Contract for the 21st Century", an der
der tschechische Wirtschaftsminister
Martin Jahn, der Präsident der Young
Entrepreneurs for Europe Tjark de Lan-
ge und Francesco Grillo, Gründer und
Präsident des italienischen Think-Tanks
"Vision", teilnahmen. In der Diskussion
wurde erörtert, inwieweit die Lissaboner
Ziele erreicht wurden und welche weite-
ren Maßnahmen in der Zukunft zu er-
greifen sind. Am Nachmittag referierte
zunächst die stellvertretende Generalse-
kretärin der OECD Berglind Asgeirs-
dottir über den Zusammenhang zwischen
Bevölkerungsentwicklung, Arbeit und
Politik, wobei sie als ehemalige isländi-
sche Ministerpräsidentin besonders auf

die Bevölkerungspolitik Islands einging.
Im Anschluss trafen sich die Vertreter 
der NGO's zu einer informellen Diskus-
sion über die Möglichkeiten, sich europa-
weit zu vernetzen und gemeinsame Ak-
tionen durchzuführen. Zum Abschluss
der Veranstaltung fand im Europäischen
Parlament ein Treffen mit interessierten
Mitgliedern des Europäischen Parlaments
statt, bei dem der Lisbon Council und die
NGO's sich und ihre Ziele vorstellten.
Die Parlamentarier, die von Silvana
Koch-Mehrin, der Sprecherin der Allian-
ce of Liberals and Democrats in Europe
(ALDE) eingeladen worden waren, konn-
ten danach Fragen und Meinungen zu
diesen Zielen äußern. Für die SRzG war 

die gesamte Veranstaltung eine sehr gu-
te Gelegenheit, europaweite Kontakte zu 
knüpfen, den Grundstein für internatio-
nale Kooperationen zu legen und ihre
Ziele auf europäischer Bühne vorzustel-
len.

Adrian Schell, Vorstand der SRzG

Berichte Berichte Berichte Berichte Berichte
Tagung des Lisbon Council: 
"Modernizing the European Social Model"
28.09.2004, Lisbon Council Brüssel

SRzG-Vorstandsmitglied Adrian Schell bei einer Di-
skussion während eines Treffens des Lisbon Council in
Brüssel

Europäisches Reform-Netzwerk

Das "Lisbon Council for Economic Competitiveness" wurde im Juli 2003 
gegründet. Die Organisation ist in Brüssel ansässig und nimmt Bezug auf den
EU-Gipfel im Jahre 2000, als 15 Staats- und Regierungschefs sich zum Ziel
setzten, Europa bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen.

Gründer dieser Organisation sind ein ehemaliger Journalist des Wall Street
Journal Europe, der amtierende Präsident der "Jungen Unternehmer Europas"
und die ehemalige Leiterin der Europaabteilung des World Economic Forums.

Das Netzwerk des Lisbon Council besteht aus jungen Europäern unter 40, die
sich für mehr Wettbewerbsfähigkeit einsetzen und die Politiker an ihr in 
Lissabon gegebenes Versprechen erinnern möchten. Darüber hinaus integriert
es auch den Brain-Trust des Privatsektors, insbesondere Chef-Ökonomen und
-Strategen, hochrangige Beamte der Europäischen Kommission, sowie 
Experten und Medien-Vertreter.

Das Lisbon Council versteht sich nicht nur als Pressuregroup, die (wirtschaft-
liche) Reformprozesse dynamisieren möchte, sondern auch als Thinktank,
der neue Ideen und Denkansätze fördert.

Das Lisbon Council ist unter info@lisboncouncil.net erreichbar.

Ann Mettler, Executive Director, Lisbon Council asbl.

Sollten Sie bisher jährlich ein Probe-
exemplar der GG! unaufgefordert 
erhalten haben und dieses Angebot
der SRzG nicht wünschen, so genügt
eine kurze E-Mail.
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Einmal im Jahr veranstaltet die Landes-
zentrale für politische Bildung (LpB)
Rheinland Pfalz den "Hambacher Di-
sput" zu einem aktuellen politischen
Thema. Dieses Jahr ging es um den de-
mogra-
phischen Wandel: "Zukunftsfähig für die
Vergangenheit - Raubt die Überalterung
unsere Zukunftschancen?"

Bereits in seinem Grußwort unterstrich
der Direktor der LpB, Hans-Georg Mey-
er, die Wichtigkeit, konstruktiv an dem
Thema zu arbeiten. Es müsse sowohl ei-
ne altersfreundliche, als auch eine jugend-
freundliche Rentenpolitik betrieben wer-
den. Einen weiteren wichtigen Aspekt
griff der rheinland-pfälzische Wissen-
schaftsminister auf, indem er auf den Zu-
sammenhang von Bildung, gerade auch
im Sinne lebenslangen Lernens, und der
Gestaltung des demographischen Wan-
dels hinwies. Damit war bereits ein inter-
essanter Diskussionsrahmen abgesteckt,
der durch den Einführungsvortrag von
Prof. Dr. Dr. h. c. Stefan Hradil mit fun-
dierten Fakten gefüllt und erweitert wur-
de.

Hradils Hauptthesen über den Umgang
mit dem demographischen Wandel wur-
den anschließend auf dem Podium di-
skutiert. In einer ersten Runde mit Prof.
Dr. Friedhelm Hengsbach und Doris
Barnett (MdB, SPD) standen "Arbeits-
marktfragen" im Zentrum. Hier herr-
schte relative Übereinstimmung darüber,
dass der drohende Arbeitskräftemangel
mit Hilfe von unterschiedlichen Strategi-
en (mehr Frauenerwerbstätigkeit, länge-
re Lebensarbeitszeiten, Migration) ausge-
glichen werden müsse. Als kompetenter
und sympathischer Skeptiker erwies sich
dabei und besonders bei der zweiten
Themenrunde "Bildung" und "Soziale Si-
cherungssysteme" Prof. Dr. Friedhelm
Hengsbach, der immer wieder anmahnte,
zum einen den Menschen selbst und die
soziale Frage bei den Reformprozessen
nicht zu vergessen, zum anderen auch so-
genannte Trends bzw. seiner Meinung
nach "große Erzählungen" durchaus kri-
tisch zu kommentieren und zu hinterfra-

gen.
So kam gleich bei Bildungsfragen
Schwung in die Diskussion, als der Mo-
derator, Dieter Jepsen-Föge (Chefredak-
teur des DeutschlandRadio Berlin), den
beiden Politikerinnen Doris Barnett und
der gerade eingetroffenen Prof. Dr. Ma-
ria Böhmer (MdB, CDU) den Wider-
spruch zwischen der hohen gemeinsa-
men Zustimmung zur absoluten Priorität
von Bildungsfragen (Ganztagesschulen,
bessere Lehrerausbildung, bessere Finan-
zierung der Universitäten etc.) und den
geringen konkreten politischen Ergeb-
nissen vorführte. Da wurde nun schnell
und professionell der Schwarze Peter hin
und her geschoben: Liegt die Schuld
beim Bund oder den Ländern? Die bei-
den Politikerinnen zeigten damit unwill-
kürlich ein anschauliches Beispiel für die
gegenseitige Blockadepolitik der beiden
großen Parteien in Deutschland.

Auf große Zustimmung stieß das The-
menfeld Generationengerechtigkeit. Hier
brachte  sowohl das Podium als auch das
Plenum Verständnis für die Schwierig-
keiten der jungen Generation auf. Leider
blieb zu wenig Zeit die Vorschläge der
SRzG für ein Kinderwahlrecht, als auch
für eine institutionelle Verankerung von
Generationengerechtigkeit ausführlich zu
diskutieren. Vielleicht sind dies auch in-
teressante Themenvorschläge, für die es
sich lohnt einen eigenen Hambacher Di-
sput durchzuführen. Festzuhalten bleibt:
Angst vor dem demographischen Wandel

brauchen wir nicht zu haben, wenn wir
uns rechtzeitig umstellen lernen und un-
sere Probleme aktiv angehen. Eine Er-
kenntnis, die im eher pessimistisch ein-
gestellten Deutschland nicht oft genug
vermittelt und deutlich gemacht werden
kann.

Tobias Kemnitzer, Geschäftsführer der SRzG

Berichte Berichte Berichte Berichte Berichte
"Hambacher Disput": "Zukunftsfähigkeit für die Vergangen-
heit - Raubt die Überalterung unsere Zukunftschancen?"
25.09.2004, Hambacher Schloss bei Neustadt an der Weinstrasse

SRzG-Geschäftsführer Tobias Kemnitzer (rechts im Bild) war Podiumsdiskussions-Teilnehmer beim diesjährigen 
Hambacher Disput

Wer unten ist, fordert Gleichheit. Wer
oben ist, behauptet, sie sei erreicht.

Lothar Schmidt

Die SRzG wird von der Robert
Bosch Stiftung gefördert.

Fördern Sie uns!

Werden Sie Fördermitglied im
Förderkreis der SRzG und unter-
stützen Sie uns bei der Bewälti-
gung unserer Aufgaben. Als För-
dermitglied sind Sie zu allen
öffentlichen Treffen des Vorstands
und des Kuratoriums eingeladen.
Der Jahresbeitrag kostet 50 €, für
Unterdreißigjährige sogar nur 25
€. Füllen Sie bitte noch heute den
Aufnahmeantrag auf der letzten
Seite aus! Vielleicht werden Ihre
Kinder und Enkelkinder es Ihnen
danken.
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Um die Finanzierung der nächsten Ge-
neration ging es bei der 55. BKU-Bun-
destagung vom 22. bis 24. Oktober im
Auditorium der Commerzbank in Frank-
furt. Das von den BKU-Junioren organi-
sierte Forum zur Generationengerechtig-
keit stand unter der Leitung von Elisa-
beth Schulte, der Vorsitzenden des BKU-
Arbeitskreises Soziale Ordnung. Hier
stellte der Wissenschaftliche Berater des
BKU, Prof. Dr. Jörg Althammer zunächst
einige zentrale Forderungen des BKU
zur Reform der Sozialen Sicherungssy-
steme vor. Für die Generationengerech-
tigkeit sei es wichtig, dass ein Ausgleich
innerhalb der jeweiligen Generationen
erfolge ("intragenerativ") - und zwar
zwischen Kinderlosen und denen, die
Kinder aufgezogen haben, meinte Alt-
hammer. Zudem geht er davon aus, dass
die ältere Generation länger arbeiten
muss. Wichtig aus Sicht des BKU ist auch
eine teilweise Abkopplung der Sozialver-
sicherungsbeiträge von den Löhnen. Der
Vorsitzende der Jungen Gruppe der Uni-
ons-Bundestagsfraktion, Günter Krings,
stellte klar, dass alle bisherigen Korrek-
turen des Sozialversicherungssystems nur
Reparaturen waren. Die großen Verän-
derungen, die das System zukunftsfähig
machen müssten, stünden erst noch be-
vor. Als Vorstand der Stiftung für die
Rechte zukünftiger Generationen erin-
nerte Jörg Tremmel daran, dass Genera-
tionengerechtigkeit lange Zeit kein The-
ma war, weil die Zukunft kaum gestaltbar
war. Dies habe sich nun dramatisch ver-
ändert. Stichworte wie Atomenergie und
Klimawandel zeigten, dass der Mensch
heute durchaus die Lebensgrundlagen
von morgen verändern kann. Zudem en-
ge die Staatsverschuldung auch den fi-
nanziellen Spielraum der Menschen von
morgen ein. Schon heute werde jeder
fünfte Euro, den der Staat einnehme, für
den Schuldendienst ausgegeben. Diese
Altlasten werden in Zukunft auf weit we-
niger Schultern verteilt als heute: Wenn
die Geburtenzahlen dauerhaft auf heuti-
gem Niveau stagnierten, werde es in
Deutschland im Jahre 2300 nur noch drei
Millionen Menschen geben, rechnete
Tremmel vor.
Aus der Dokumentationsbroschüre

Was heißt Gerechtigkeit heute? Unter
dieser Leitfrage stand ein hochrangig be-
setztes Symposium der Heinrich-Böll-
Stiftung. Auf der Referentenliste standen
u.a. Olaf Scholz (SPD), Thea Dückert
(Grüne), Katrin Göring-Eckardt (Grü-
ne), Heinz Bude (Hamburger Institut für
Sozialforschung), Joakim Palme (Stock-
holm University, Swedish Institute for
Social Research) und - Bush-kritische
Amerikaner machen sich ja immer gut -
Bruce Ackerman (Yale University) und
Nancy Fraser (Publizistin). Es kamen et-
wa 120 Teilnehmer. Im Einladungstext
hieß es: "Der Sozialstaat wandelt sich, wir
sind auf der Suche nach neuen Arrange-
ments zwischen Eigenverantwortung,
Chancengleichheit und staatlichen Auf-
gaben. Die Tatsachen erzwingen eine Re-
form des Sozialstaats an Haupt und Glie-
dern. Der "rheinische Kapitalismus" mit
seinen bisherigen Methoden sozialer In-
tegration und Konsensbildung steht auf
dem Prüfstand. Die öffentliche Auf-
merksamkeit verlagert sich von der staat-
lichen Umverteilung des Reichtums auf
die Sicherung der Wertschöpfung selbst,
die das Fundament des Sozialstaats bil-
det."
Im Gegensatz zu dieser Vorankündigung
waren sich die meisten Podiumsteilneh-
mer aber relativ einig, dass intragenera-
tionelle bzw. soziale Ungleichheit immer
ungerecht ist. Dennoch ergaben sich in-
teressante Diskussionen, v.a. da Heinz
Bude in amüsantem Tonfall dagegenhielt.
Jörg Tremmel moderierte einen der zahl-
reichen Workshops. Zum Thema "De-
mografie und Innovation" vertraten Pe-
ter Schimany und Andreas Motel-Klin-
gebiel relativ gleichlautende Thesen: Der
demografische Wandel sei eher Gefahr
als Chance; zur Sicherung der Generati-
onengerechtigkeit sei ein Kinderwahl-
recht oder eine institutionelle Veranke-
rung von Generationengerechtigkeit aber
der falsche Weg. Dem widersprachen vie-
le Teilnehmer, die zur Überraschung von
Moderator und Referenten vielstimmig
ein Wahlrecht für Unterachtzehnjährige

forderten, auch und gerade vor dem Hin-
tergrund des demografischen Wandels.

Jörg Tremmel, Wissenschaftlicher Leiter der
SRzG

"Methusalem-Komplott", "Kampf der
Generationen" viel wird geschrieben
oder geredet über die Konflikte und un-
überwindbaren Gräben zwischen Jung &
Alt. Der Generationenvertrag scheint
auf der Kippe. Doch das Miteinander der
Generationen beweist sich stets erst im
Alltag. Hierfür bedarf es neuer Räume
der Begegnung, um die Generationen ins
Gespräch und ein Verständnis für ver-
schiedene Lebenswelten auf den Weg zu
bringen. Vielfältige Akteure im Landkreis
Peine haben diesbezüglich im Rahmen
des Bundesprogramms "Lernende Regio-
nen - Förderung von Netzwerken"
(BMBF) in den vergangenen drei Jahren
Erfahrungen gesammelt und lebendige
Praxis geschaffen. Durch "Theater mit
Jung & Alt", eine Artikelserie "Alt trifft
Jung" in der Braunschweiger Zeitung, ei-
ne im Aufbau befindliche internetfähige
Tausch- und Wissensbörse, gemeinsames
Malen, Singen und Tanzen, Zeitzeugen in
der Schule sowie regelmäßige Netzwerk-
treffen der insgesamt mehr als 60 Ak-
teure und Akteurinnen (Seniorenbeauf-
tragte, Bildungsträger, Jugendpfleger,
Seniorenheime, Verbände und Vereine)
und die aktuell im Bau befindlichen
"Häuser der Generationen" entstehen
Begegnungsräume für Jung und Alt. Nä-
heres erfahren Sie beim Projektebüro der
Kreisvolkshochschule unter 05171 - 401
640, per Mail an interkug@viel-wis-
sen.de oder im Internet auf dem Bil-
dungsserver der Lernenden Region Süd-
ostniedersachsen www.viel-wissen.de.

Viel Spaß und Erfolg bei eigenen Akti-
vitäten wünscht

Carsten Braasch, Projektleiter InterKuG,
VIEL-Team der Lernenden Region Südost-
niedersachsen

Bundestagung des
Bundesverbandes
Katholischer
Unternehmer
(BKU) in Frankfurt
22.-24.10.2004, Auditorium
der Commerzbank

Tagung der Hein-
rich-Böll-Stiftung:
"Zukunft der Ge-
rechtigkeit. 
Herausforderun-
gen und Leitlinien
für den Sozial-
staat 2020"
10.-11.12. 2004, Umweltforum
Berlin-Friedrichshain

Und es funktio-
niert doch: Durch 
Begegnungsräume
für Jung & Alt

Berichte Berichte Berichte Berichte Berichte

Elite mag man sein; niemals 
darf man als solche sich fühlen.

Theodor W. Adorno
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Janine Gängler
Zur Zeit befinde ich mich im 3. Jahr mei-
ner Ausbildung zur Europasekretärin
ESA (European School for Higher Edu-
ation and Management) in Dresden.
Nach dem Abitur 2001 in Brandenburg
habe ich mich für ein Jahr als Au Pair in
Watford (London) entschieden, zum ei-
nen, um meine Englischkenntnisse zu
vertiefen und zum anderen, um herauszu-
finden, welche persönlichen und berufli-
chen Ziele ich verwirklichen möchte.
Zur Zeit absolviere ich ein 4-wöchiges
Praktikum in der SRzG. Die SRzG inter-
essiert mich besonders, weil Begriffe wie
Nachhaltigkeit und Menschenrechte in
unserer heutigen Zeit nicht nur wichtig,
sondern unabdingbar geworden sind, weil
nie genug dafür getan werden kann, um
die Existenz der Welt in der Zukunft zu
schützen und die Menschen, Tiere und
Pflanzen die darin leben. Es sollte viel
mehr solcher Stiftungen und Organisati-
onen geben!
Ich bin gespannt, was mich hier erwarten
wird und hoffe sowohl viel beitragen zu
können als auch so viel wie möglich aus
diesem Praktikum mitzunehmen.

Julian Lübbert
Ich bin 24, komme aus dem Breisgau und
habe diesen Sommer an der Uni Bayreuth
den - in Großbritannien bekannteren -
Studiengang "Philosophy and Econo-
mics" abgeschlossen. Bei der SRzG bin
ich vor allem mit der Vorbereitung und
Organisation des internationalen Kon-
gresses zur Generationengerechtigkeit
2005 in Berlin beschäftigt. Die Arbeit in
einem Think Tank finde ich interessant,
weil man gleichzeitig organisatorische
Aufgaben hat, Einblick in politische
Lobbyarbeit bekommt und inhaltlich, d.h.
akademisch dazulernt. Inhaltlich interes-
sieren mich beim Thema Generationen-
gerechtigkeit zum einen die ökonomi-
schen Sachverhalte (Staatsverschuldung,
Sozialsysteme), zum anderen die moral-

philosophische Debatte. Diese Kombina-
tion hat mich, wie der Name des Studien-
ganges vermuten lässt, zu anderen The-
men bereits im Studium beschäftigt. Im
nächsten Sommer plane ich, mein Mas-
terstudium anzufangen, wahrscheinlich an
der Johns Hopkins University.

Pascal Renaud
Kennen gelernt habe ich die SRzG vor
etwa vier Jahren. Ich war ungefähr 15 Jah-
re alt und sofort angetan von diesem
Schlagwort "Generationengerechtigkeit".
Einerseits ist es so wundervoll umfas-
send, andererseits beschreibt es ein relativ
einfaches aber logisches Prinzip: Zukünf-
tige Generationen sollen die gleichen Ent-
faltungsmöglichkeiten haben wie die Ge-
nerationen heute.
Mittlerweile bin ich 19 und habe mein Abi
gerade hinter mir. Ab September wird das
International Volunteer Office für mich die
"Einsatzstelle" eines zwölfmonatigen
Freiwilligen Sozialen Jahres sein. Eine
bessere Zivi-Stelle hätte ich wohl kaum
finden können! Gemeinsam mit Tobias
werde ich mich vor allem um den rei-
bungslosen Ablauf der Büro-Arbeit küm-
mern sowie den nächstjährigen interna-
tionalen Kongress zum Thema "Ecolo-
gical Generational Justice in the Consti-
tution? Europe's Green Future in the 21st
century" in Berlin organisieren. Ein Pro-
jekt "Schöner Wohnen" darf ich nun
gleich in den nächsten Tagen in Angriff
nehmen. Ansonsten freue ich mich sehr
darauf, all die Leute kennen zu lernen, die
sich mit die SRzG für ihre Vision einer
"besseren Welt" einsetzen!

Frank Schmilowski
Zur Zeit studiere ich in Marburg Politik-
wissenschaft, Geschichte und Rechtswis-
senschaften. Mein Grundstudium habe
ich in Mainz absolviert. Das viermonati-
ge Praktikum bei der SRzG hat mir so-

wohl dabei geholfen, einen Eindruck von
der Arbeit in einer non-profit Organisa-
tion zu bekommen als auch dabei mich
auf meine Magisterarbeit, mit der ich im
Februar beginnen werde, vorzubereiten.
Während meines Praktikums war ich
zum einen für den Bereich "Generatio-
nengerechtigkeit und Unternehmen" ver-
antwortlich und zum anderen für die vor-
liegende Ausgabe der Zeitschrift "Gene-
rationengerechtigkeit!".
Besonders reizvoll an meinem Aufenthalt
im IVO fand ich, dass man mit einer
Vielzahl von unterschiedlichen Aufgaben
betraut wurde, die man weitestgehend in
Eigenverantwortung bearbeiten durfte.
Ganz besonders genossen habe ich auch
die Arbeit in einem Team von jungen, en-
gagierten und interessanten Menschen.

Christian Seitz
Ich studiere Politikwissenschaft (Di-
plom) und Kulturgeographie in Erlangen
bei Nürnberg im 6. Semester. Durch mei-
ne bisherigen internationalen Aktivitäten
habe ich Freude daran gefunden, mit jun-
gen Menschen zu arbeiten und neue Er-
fahrungen zu sammeln.
Deswegen gefiel es mir, dass ich mich
nun auch bei der SRzG, bis Ende De-
zember, einbringen konnte. Hier konnte
ich in verschiedenen Projekten mitarbei-
ten, die sich um zukünftige Generationen
drehten. Meine Hauptaufgaben waren
dabei der 3. Generationengerechtigkeits-
preis, der Europäische Freiwilligendienst
sowie Projektfinanzierungen und Re-
cherchearbeiten. Ich mag dieses Prakti-
kum besonders gerne, weil jeder Prakti-
kant außerdem die Chance hat, sich an
weiteren Projekten zu beteiligen.
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Neue Mitarbeiter-
Innen

Praktikantengruppenfoto: Christian Seitz, Pascal Renaud, Janine Gängler, Frank Schmilowski, Julian Lübbert (v.l.n.r.)

Gesellschaftliche Veränderung 
fängt immer mit Außenseitern an,
die spüren, was notwendig ist.

Robert Jungk
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Der Generationengerechtigkeits-Preis
2005/2006 wird zu dem Thema:

Generationen-
gerechtigkeit und
"Wahlrecht von

Geburt an" 
ausgeschrieben. Zu diesem Thema sollen
die folgenden Fragestellungen behandelt
werden:

1.)Erfordert das Demokratieprinzip ein 
"Wahlrecht von Geburt an"? Welche 
Modelle und Verfahren sind denkbar? 

2.)Fördert ein "Wahlrecht von Geburt 
an" die Verwirklichung von Generatio-
nengerechtigkeit?

3.)Welche gesellschaftlichen Widerstände 
und Vorbehalte gegen ein "Wahlrecht 
von Geburt an" sind zu erwarten und 
wie können sie konkret überwunden 
werden?

Die folgenden Erläuterungen sind als ei-
ne Hilfe bei der Beantwortung der Fra-
gestellungen gedacht.

Definitionen
a) "Wahlrecht von Geburt an"

Die SRzG versteht unter einem 
"Wahlrecht von Geburt an" ein Wahl-
recht, das jedem Deutschen von Ge-
burt an zusteht. Dem Prinzip >One 
Person - one Vote< folgend, gehört 
dazu das Stellvertreterwahlrecht eben-
so wie das direkte Wahlrecht für Un-
terachtzehnjährige ohne die Möglich-
keit der Stellvertretung. Bei beiden 
Modellen erhalten junge Menschen - 
anders als beim sog. Familienwahlrecht 
- ein Wahlrecht von Geburt an.

b) Generationengerechtigkeit
Unter Generationengerechtigkeit ver-
steht die SRzG entsprechend der De-
finition des Handbuchs Generatio-
nengerechtigkeit einen Zustand, in 
dem die Chancen nachrückender Ge-
nerationen auf Befriedigung ihrer ei-
genen Bedürfnisse mindestens so groß 
sind wie die der  ihnen vorangegange-
nen Generationen.

Die Definitionen sollen grundsätzliche
Missverständnisse vermeiden helfen. Sie
sind für die Teilnehmer des Preises nicht
bindend, alternative Definitionen sollten
aber wohlbegründet sein und die relevan-
te Literatur berücksichtigen.

Allgemeines 
Bisher ist rund ein Fünftel der deutschen
Bevölkerung vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen. Die Diskussion der verschiedenen
Modelle und Verfahren soll ein wesent-
licher Bestandteil der Arbeiten sein. Die
Arbeiten sollen das Thema interdiszipli-
när, also u.a. aus politikwissenschaftli-
cher, juristischer, historischer und sozio-
logischer Sicht, bearbeiten sowie den
internationalen Kontext beachten. Des-
halb sind Gemeinschaftsarbeiten beson-
ders erwünscht.

Zu 1.)
Die Arbeiten sollen dazu Stellung neh-
men, ob das Demokratieprinzip ein
"Wahlrecht von Geburt an" erfordert.
Dabei ist zwischen aktivem und passivem
Wahlrecht zu differenzieren. In diesem
Zusammenhang soll auf die verschiede-
nen Modelle, die zur Einführung eines
"Wahlrecht von Geburt an" denkbar
sind, vergleichend eingegangen werden.
Bei der Untersuchung könnten auch
Aspekte des Wahlverfahrens, wie etwa die
Briefwahl oder das Ausländerwahlrecht,
in die Überlegungen einbezogen werden.

zu 2.)
Die Arbeiten sollen die Auswirkungen ei-
nes "Wahlrechts von Geburt an" auf die
Verwirklichung von Generationenge-
rechtigkeit darstellen. Aspekte der Bear-
beitung können dabei sein,
- inwiefern vor dem Hintergrund des 

demografischen Wandels ein "Wahl-
recht von Geburt an" die Entscheidun-
gen und Handlungen der Politiker 
und politischen Parteien im Sinne von 
mehr Zukunftsfähigkeit und Langfris-
tigkeit beeinflussen würde;

- inwiefern ein "Wahlrecht von Geburt 
an" zu einer Etablierung neuer Par-
teien, die ihr Programm gezielt auf die 
Interessen der neue Wählergruppe 
ausrichten führen würde;

- inwiefern ein "Wahlrecht von Geburt 
an" sich auf die Diskussion von Poli-
tik in der Familie auswirken würde.

- inwiefern ein "Wahlrecht von Geburt 
an" sich auf den Sozialkunde- bzw. Po-
litikunterricht in Schulen auswirken 
würde;

- inwiefern ein "Wahlrecht von Geburt 
an" die Demokratie als Lebensform 
fördern würde.

zu 3.)
Hier ist darzustellen, welche Argumente
gegen ein "Wahlrecht von Geburt an" zu
erwarten sind. Bei dem Entwurf einer
Strategie zur Durchsetzung des "Wahl-
recht von Geburt an" könnten die histo-
rischen Erfahrungen, die mit Änderun-
gen des Wahlrechts, z.B. bei der Einfüh-
rung des Frauenwahlrechts oder der Ein-
führung des Wahlrechts für Farbige in
den USA, gemacht wurden, herangezo-
gen werden. Die Erfahrungen, die in ei-
nigen Bundesländern mit der Absenkung
des Wahlalters auf 16 Jahre gemacht wur-
den, könnten ebenfalls berücksichtigt
werden. Schließlich könnte dargelegt wer-
den, welche konkrete Grundgesetzände-
rung zur Verwirklichung eines "Wahl-
rechts von Geburt an" notwendig wäre
und wie eine Zwei-Drittel-Mehrheit der
Parlamentarier dafür zu gewinnen wäre.

Um am Wettbewerb teilnehmen zu kön-
nen, benötigen Sie die Ausschreibungs-
unterlagen. Diese können durch eine Mail
an info@srzg.de angefordert werden.

Der Preis, der in der Zukunft jährlich
vergeben wird, ist mit 10.000 € dotiert.
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Die SRzG ist ein Think-Tank. 
Was heißt das?

Think Tanks - Denkfabriken - sind unabhängige politische

Organisationen, die sich als Forschungs- und Analysezentren für wichti-

ge Themen verstehen. Zugleich Bindeglied zwischen Wissenschaft,

Wirtschaft und Politik und auch einer politisch interessierten Öffentlich-

keit sammeln sie in einem Fachgebiet Wissen an, entwickeln systematisch

Ideen zu Problemstellungen, arbeiten diese aus und tragen sie gezielt

nach außen, um zu beraten und zu lenken.
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Vorsitzender der Jungen
Liberalen tritt wegen
Generationenpolemik zurück 
"Alte, gebt den Löffel ab", schrieb Jan
Dittrich, der Vorsitzende der Jungen Li-
beralen, am 02.03.05 in einer Pressemit-
teilung. Nachdem seine menschenver-
achtende Bemerkung völlig zu Recht ei-
nen öffentlichen Sturm der Empörung
ausgelöst hatte, trat er zurück und kün-
digte an, eine Woche ehrenamtlich in ei-
nem Seniorenheim zu arbeiten. Ärgerlich
an der Geschichte ist, dass solche effekt-
haschenden Verbalattacken auf die Se-
nioren legitime Anliegen der jungen Ge-
neration in Misskredit bringen. Die
BILD-Zeitung, die schon bei ähnlich un-
verschämten Äußerungen des Vorsit-
zenden der Jungen Union, Jan Missfelder,
auf das Thema draufgesprungen war,
kann weiterhin die Mär vom Generatio-
nenkrieg pflegen, ohne das Thema Ge-
nerationengerechtigkeit seriös diskutieren
zu müssen.

+++++++

Rat für Nachhaltige Entwicklung
startet "Generationenbilanz
Nachhaltigkeit"
Leben wir von der Substanz? Wie misst
man das kollektive Erbe, welches von
Generation zu Generation weitergegeben
wird? Ist es die Summe aus Naturkapital,
Sachkapital, Humankapital, Sozialkapital
und kulturellem Kapital? Sind es die Op-
tionen, Ressourcen, Lebenschancen und
Entfaltungsmöglichkeiten, die wir den
kommenden Generationen hinterlassen
und mit denen diese nach eigener Fasson
glücklich werden sollen? Oder sollte man

versuchen, durch Prognosen die Bedürf-
nisse kommender Generationen so gut
wie möglich abzuschätzen und dann die
Güter und Werte zu erhalten, die ihnen
wichtig sein könnten?
Die Antworten auf diese Fragen sind
schwierig und komplex. Der Rat für
Nachhaltige Entwicklung will die klassi-
sche Generationendebatte zu einer um-
fassenden Sicht auf Zukunft und Nach-
haltigkeit ausweiten, in der Ökologie,
Ökonomie und Soziales nebeneinander
stehen. Hierzu hat er jetzt ein neues Stu-
dien- und Dialogprojekt ausgeschrieben.
Im Zentrum steht die Idee der "Genera-
tionenbilanz", die in der Finanzwissen-
schaft entwickelt und bisher auf die Fra-
ge nach der Verteilung von Steuern, Ren-
ten und Schulden angewendet wurde.
Der Nachhaltigkeitsrat will dieses In-
strument um wichtige Schlüsselfragen er-
weitern: Welche Chancen und Möglich-
keiten bieten sich bei der Entwicklung
von Siedlungsstrukturen, Mobilität und
Energieversorgung? Wie ist der Stand der
Erkenntnisse fiskalischer Generationen-
bilanzen und welche neuen Möglichkei-
ten birgt der Finanzmarkt? Wie ent-
wickeln sich soziale und medizinische In-
frastruktur und wie gelingt eine kulturel-
le Integration, die zu einer Wissenskultur
über Nachhaltigkeit beiträgt? Um die Ge-
nerationen miteinander ins Gespräch zu
bringen, spielen Dialogveranstaltungen
eine wichtige Rolle. Dabei soll eine Viel-
zahl von Akteuren zu Wort kommen, die
ihre Perspektive auf die Zukunft aus ver-
schiedenen Blickwinkeln darlegen.
Die SRzG wird dieses Projekt mit Inter-
esse im Auge behalten und sich nach

Möglichkeit einbringen.
+++++++

Neue Studie der SRzG:
Verankerung von Generationen-
gerechtigkeit in der Finanzver-
fassung
Zusammenfassung:
Die Erkenntnis, dass es systematische
Anreize für die politisch Handelnden
gibt, durch Verschuldung Lasten auf zu-
künftige Generationen zu verschieben,
ist nicht neu. Die öffentliche Verschul-
dung könnte durch Änderungen in der
Verfassung wirksam eingeschränkt wer-
den. Im ersten Teil der Studie wird ein
Eindruck von den Problemen und Ursachen
der öffentlichen Verschuldung vermittelt,
während im zweiten Teil mögliche An-
sätze zur Lösung des Staatsschuldenpro-
blems behandelt werden. In Anbetracht
der Vielzahl erdenklicher Begrenzungs-
konzepte beschränken wir uns dabei auf
drei (verfassungs-) rechtliche Ansätze, die
zunächst dargestellt und sodann auf ih-
re Konformität mit Grundsätzen der
Staatsorganisation, auf ihre Praktikabi-
lität sowie auf Umsetzungschancen un-
tersucht werden.
Eine Möglichkeit wäre eine engere Fas-
sung des Investitionsbegriffs. Dieser
könnte einfachgesetzlich durch eine Neu-
definition des Investitionsbegriffs ge-
währleistet werden. Verfassungsrechtlich
könnte ein pauschaler Abschlag von z.B.
33 Prozent auf die Investitionssumme
berechnet werden, um den unvermeid-
lichen Anteil fehlgeschlagener Investi-
tionsprojekte - bzw. fördermaßnahmen
nicht späteren Generationen aufzubür-
den.
Beim zweiten Ansatz wird das Regel-
Ausnahme-Verhältnis in Art. 115 Grund-
gesetz neu geregelt. Dies könnte durch
einen neuen Bundesschulenrat geschehen
oder durch eine Erweiterung der Kom-
petenz einer bestehenden Institution
(z.B. Sachverständigenrat). Letzterer wür-
de dann obliegen, eine Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts
festzustellen.
Der dritte Ansatz wäre eine Ergänzung
von Art. 109 II Grundgesetz. Die An-
forderungen an die Haushaltswirtschaft
des Bundes werden dabei um eine zu-
kunftsbezogene Komponente erweitert.

Die Studie wird am 22.4.2005 veröffent-
licht. Autoren sind: Florian Boettcher
(M.A.), Dr. cand. Jörg Tremmel (Dipl.-
Kfm., Dipl.-Pol.).

Interna SRzG   Interna SRzG    Interna SRzG     Interna SRzG
Letzte Meldungen zum Thema "Generationengerechtigkeit!

Vorschau: Generationengerechtigkeit! 02/ 2005
"Politische und gesellschaftliche Partizipation von

Kindern und Jugendlichen"
Die politischen Parteien in Deutschland leiden an Nachwuchssorgen, die Wahl-
beteiligung geht stetig zurück und Schlagwörter, wie "Politikmüdigkeit" und "Po-
litikverdrossenheit" machen die Runde. Gleichzeitig sind Kinder und Jugendli-
che, immerhin ein Fünftel der deutschen Bevölkerung, weitestgehend von
politischen Entscheidungen ausgeschlossen, und das, obwohl Sie deren Folgen
in der Zukunft zu tragen haben.
Grund genug für die SRzG, die nächste Ausgabe der GG! dem Thema "Politische
und gesellschaftliche Partizipation von Kindern und Jugendlichen" zu wid-
men. Unter anderem wird das Heft die Möglichkeiten und Grenzen der Beteiligung
von Heranwachsenden aus psychologischer Sicht beleuchten (Prof. Dr. Rolf Oer-
ter), einen Einblick in die Diskussion um die Einführung eines "Wahlrechts von
Geburt an" geben (Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit & Mike Weidmann) und Bei-
spiele von erfolgreicher Mitwirkung von Kinder und Jugendlichen in den Bereichen
Schule und Kommune (Christian Lindner, MdL) präsentieren. Natürlich werden Sie
auch wieder auf SRzG-Interna und interessante Buchrezensionen nicht verzichten
müssen. Die Zeitschrift erscheint in neuem Layout. Also seien Sie gespannt!!! 
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Einfach ausfüllen und aufs FAX legen: 
Fax - Nr. 06171/ 952566, oder per Brief:

SRzG 
Postfach 5115
61422 Oberursel

Antrag auf Aufnahme als Fördermitglied bei der SRzG (je nach Alter 25 / 50 € p.a.)
Hiermit beantrage ich die Aufnahme als Fördermitglied im Förderverein der
�Stiftung für die Rechte zukünftiger Gererationen� € 25,-/� 50,-*
Jahresabonnement für der Zeitschrift �Generationengerechtigkeit!� (25 € p.a.)
Hiermit abonniere ich die Zeitschrift zum Jahresbezugspreis von � 25,-
Doppelmitgliedschaft bei SRzG und YOIS (je nach Alter 40, 50 oder 75 € p.a.)
Hiermit beantrage ich die Fördermitgliedschaft bei der �Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen� und die 
Mitgliedschaft bei �Youth for Intergenerational Justice and Sustainability - Europe�.
Antrag auf Fördermitgliedschaft bei der SRzG für Organisationen (75 € p.a.)
Hiermit beantrage ich für unsere Organisation die Fördermitgliedschaft bei der �Stiftung für die Rechte zukünftiger 
Generationen�

Name  _____________________      Vorname____________________ Name der Organisation:

Straße _____________________      PLZ/Ort_____________________ ________________________

Telefon_____________________      Fax_________________________

e-mail  _____________________      Geburtstag__________________

Mitgliedschaft in sonstigen Organisationen, v.a. Parteien_______________________________________

Beruf (Angabe freiwillig)_____________________________________________________________________

Warum wollen Sie Mitglied des SRzG-FV oder von YOIS werden? ______________________________

____________________________________________________________________________________________

Wie haben Sie von der SRzG bzw. YOIS erfahren?______________________________________________
____________________________________________________________________________________________

* Förder-Mitglieder der SRzG erhalten die Zeitschrift automatisch, außerdem einen Rabatt auf alle SRzG-Publikationen (für das Handbuch 10 €) und auf alle 
Eintritte zu SRzG-Tagungen. Jedes Mitglied soll seinen Jahresbeitrag nach Leistungsfähigkeit selbst festsetzen. Ein Mindesbeitrag von 25 € für 
Unterdreißigjährige und von 50 € für Ältere ist aber obligatorisch. Juristische Personen können ebenfalls Förder-Mitglied der SRzG werden, für sie gilt ein 
Mindestbeitrag von 75 € jährlich je Mitgliedschaft. Für die Jugendorganisation YOIS gilt ein Mindestbeitrag von 10 € für Unterzwanzigjährige, von 15 € für 
Unterdreißigjährige und 25 € für Ältere. Bitte unten stehende Einzugsermächtigung ausfüllen.

Ich interessiere mich besonders für (Mehrfachnennungen möglich):
Theorie der Generationengerechtigkeit Bildung Arbeitsgesellschaft
Ökologie Kinderrechte Life Sciences
Rentenversicherung Bevölkerungsentwicklung
Staatsfinanzen Globalisierung/Global Governance

__________________________ ________________________________
Ort und Datum Unterschrift

EINZUGSERMÄCHTIGUNG
Hiermit ermächtige ich die Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (SRzG), und/oder YOIS-Europe, meinen
Förderbeitrag bzw. Mitgliedsbeitrag (Spende) in Höhe von _______ Euro (SRzG) bzw. _______ Euro (YOIS) jährlich zu Lasten
meines/unseres Kontos mittels Lastschrift bis auf Widerruf einzuziehen. Wenn mein/unser Konto die erforderliche Deckung
nicht aufweist, besteht seitens der kontoführenden Bank keine Verpflichtung zur Einlösung.

_________________________    ___________________________ ______________________
Konto-Nr. Ort und Name der Bank Bankleitzahl  

________________________ __________________________
Ort und Datum Unterschrift

SRzG, Postfach 5115, 61422 Oberursel, PVSt., DPAG, Entgelt bezahlt, D 54906

Weitere Informationen unter Tel.: 06171/982367, www.srzg.de, e-mail: info@srzg.de


